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Hans Raupach

Der Zusammenbruch des deutschen Ostens

«INiemand (ist) im geringsten von der Sicherung unserer Zustinde iiber-

zeugt; das Eroberte kann wieder verloren gehen. Bayern kann sich wieder
ganz auf eigene Fiife stellen, die Rheinprovinz geht fléten, Ost- und West-
preullen auch, und ein Polenreich (was ich liber kurz oder lang fir wahr-

Die deutsche Katastrophe heiBt Verlust etwa
eines Viertels des Volksbodens, Flucht, Ver-
treibung, auch T6tung von 12 Millionen Men-
schen, allmdhliche Assimilierung da und dort
verbliebener Reste. Berlin, die nérdliche Me-
tropole !) der Deutschen, liegt heute nach dem
Verlust der Ostprovinzen, der Quellen seiner
geschichtlichen Existenz und Lebenskraft, am
‘Ostrand der politisch geteilten Nation.

Ein Vorgang von solcher Dimension und
Tragweite ist mit vereinfachenden Begriffen
der Historie nicht zu fassen und unfaBbar
lauch fiir das GeschichtsbewuBtsein des ein-
zelnen; bedarf es doch schon einer Gedanken-
miihe, sich nur vorzustellen, daB mit der Ver-
{drangung der Deutschen aus dem Osten eine
'weltgeschichtliche Wende von millenarer Be-
{deutung sich vollzogen hat. Wie ein Schiebe-
|gewicht zwischen der atlantischen und eura-
|sischen Macht ist ein Viertel der deutschen
Nation zurilickversetzt worden, fast bis in ihre
' Ausgangsstellung zu Beginn der Ostsiedlung
'im Hoch-Mittelalter. Seither stehen sich die
'beiden Superméchte an der Elbe unmittelbar
' gegeniiber, und wir leben gleichsam auf einer
Erdbebenspalte der Weltpolitik.

' Zahlen gefliichteter und ausgesiedelter Men-
schen und Quadratkilometer aufgegebener
Siedlungsrdume reichen nicht aus, um die
GréBe und die Folgewirkungen dieses Verlu-
stes nicht nur fiir die eigene Nation zu ermes-
sen. Ausgesiedelt wurde ja eine Leistungs-
kraft, die das geistige und materielle Ostmit-
teleuropa entscheidend geprédgt hatte. Ihre
Kontinuitdt beruhte vornehmlich auf den von
deutschen Kolonisatoren erschlossenen und

') Der siidlichen deutschen Metropole Wien wider-
fuhr d@hnliches nach 1918, doch ohne Verlust eines
nationalen Vorlandes und bei Fortbestehen einer
relativ offenen Nachbarschaft zu den Volkern des
Donauraumes.
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gcbefnb'cb halte) entsteht aufs neue... das sind Dinge... die auch fast in
jedes Deutschen Vorstellung als eine Méglichkeit leben.”

Theodor Fontane, Brief vom 5. August 1893. Aus: Briefe in zwei Bénden,
Berlin-Weimar 1980, Bd. I, S. 297.

kultivierten Siedlungsb&den. Stadtbiirger ka-
men und gingen; das bauerliche Land brachte
allein den stiandigen Nachwuchs der stadti-
schen und industriellen Schichten hervor.
Wiirden Deutsche in Osteuropa je wieder ge-
braucht, kehrten sie nicht mehr als Bauern
wieder. Das ist das unwiederbringlich Verlo-
rene.

Uber die Entstehung und den Untergang des
deutschen Volks- und Kulturbodens in Ost-,
Mittel- und Slidosteuropa nachdenken heift,
das Blickfeld der politischen Geschichte im
engeren Sinne zu verlassen, deren vornehm-
ster Gegenstand das Handeln von Persénlich-
keiten ist, die Geschichte machen.

Dieser Entwurf einer vorwiegend sozialge-
schichtlichen Erkldrung der Ursachen lenkt
den Blick auf Bedingungen und Formen der
nationalen Existenz, die zwei Generationen
zuvor noch weithin bekannt, heute aber von
den Trimmern des Zusammenbruchs ver-
deckt und vergessen sind. Die uns und die
Nachkommen bedriickende Frage, ob es so
kommen mufte, die Fragen nach dem jeweili-
gen Grad politischer Entscheidungsfreiheit,
nach den Motiven und der Moral der Verant-
wortlichen sind in dieser Sicht der Dinge frei-
lich nicht zu beantworten.

Die Sozialgeschichte beschreibt das Wir-
kungsgeflecht der namenlosen Gesamtheiten,
die daraus hervorgehenden Wandlungen der
Daseinsgrundlagen als wesentliche Bedingun-
gen der politischen Aktionen, ferner soziale
Strukturen und Prozesse, die sich als das Er-
gebnis des Verhaltens und Zusammenwir-
kens vieler bilden und die vom einzelnen nur
gering zu beeinflussen sind; in ihrer Gesamt-
heit erscheinen sie gleichsam als naturwiich-
sige Vorginge. Diese Einsicht veranlaBt wie-
derum dariiber zu reflektieren, ob die Gren-
zen politischer Handlungsfreiheit in jedem hi-
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storischen Moment nicht viel enger gezogen
waren, als die Nachlebenden es wahrhaben
mochten.

Auf unser Thema bezogen bedeutet das: Er-
kldren wir uns die Katastrophe der deutschen
Stellung in Ost-Siidosteuropa aus dem Versa-
gen von politischer Fliihrung vor dem Ersten
Weltkrieg, als Folge des wahnwitzigen Impe-
rialismus eines Diktators im zweiten oder als
das Endergebnis eines sozialen Geschehens,
das tber lange Zeitrdume schon die allméahli-
che, unabwendbar erscheinende Erosion des
deutschen Daseins ostwirts der Oder und
jenseits der Sudeten und Karpaten herbeige-
flihrt hat? In solcher Sicht erscheinen dann
die Verantwortlichen eher als Rollentrager in
einer nationalen Schicksalstragédie.

Durch tiber ein Jahrhundert tiefgreifender so-
zialer Wandlungen sowie nationalstaatlicher
Bestrebungen vorbereitet, von weltpoliti-
schen Gegensdtzen ausgelost, ist die Kata-
strophe mit der Ursachenforschung politi-
scher Zeitgeschichte allein nicht zu erkléren.
Auch das Regime Hitlers, die Personifizie-
rung des nahenden Unbheils, ist in seiner Ent-
stehung und Bewegungsrichtung auf dem
Hintergrunde gesellschaftlicher und volksge-
schichtlicher Prozesse zu sehen, die als
Schicksalsmdchte das Tun oder Unterlassen
von Personen und Organisationen erméglich-
ten oder herbeifiihrten.

Nach 1945 hat die vordringende Sowjetmacht
und ihr Gefolge den deutschen Osten und das
Deutschtum in Osteuropa bis auf geringe Re-
ste ausgel6scht. Jedermann weiB}, daB die La-
wine des Unheils durch den Angriff Hitlers
losgetreten wurde. Doch geniigt es, diesen
epochalen Vorgang, zeitgeschichtlich redu-
ziert, auf Angriff und GegenstoB, imperialisti-
sche Gewalt und Gegengewalt zu erkldren?
Auch ohne einer Sinngebung des Sinnlosen
nachzuspiiren, fiihlt man sich gedrdangt, zu ei-
ner Erkenntnis tiberpersonlicher, langwirken-
der Ursachen zu gelangen, die jene verhdng-
nisvolle Aktion und Reaktion herbeigefiihrt
haben mégen.

Den Ursachen dieses Geschehens in ge-
schichtlicher Tiefe nachzugehen heifit, die
Entstehung der verlorengegangenen Position
im Osten als Ergebnis der deutschen Ostkolo-
nisation seit dem Mittelalter zu begreifen. Die
groBe Siedlungsbewegung, getragen von allen
sozialen Gruppen jener Zeit, begann im
8. Jahrhundert in den 6stlichen Alpenldndern
und lief im Hochmittelalter weit in die seit
der Voélkerwanderung von den Westslawen,
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Madjaren und baltischen Vélkern bewohnten
Gebiete aus. Der Nordosten wurde vom Deut- .
schen Ritterorden in der Art von Kreuzziigen
gegen Heiden erobert — vergleichbar mit der |
etwa gleichzeitigen Eroberung Irlands durch
den englichen Ritteradel; darin vergleichbar
auch im Riickschlag nach Jahrhunderten.
Wahrend sich in OstpreuBen ein deutscher
Neustamm in Verschmelzung mit den prussi-
schen Eingeborenen bildete, blieben die Deut- |
schen jenseits der Memel eine Oberschicht
ohne bauerlichen Untergrund. Im Geschichts-
mythos der Ostslawen, aber auch im Ge-
schichtsbild der Westeuropder gelten die
Kreuzziige des Ordens als Typus des deut-
schen Vordringens nach dem Osten schlecht-
hin.

Die deutsche Ostbewegung — dieser bedeut-
samste Vorgang der europdischen Volksge-
schichte nach der Vélkerwanderung — voll-
zog sich jedoch ganz liberwiegend als friedli-
che Durchdringung bis dahin ungenutzter Le-
bensrdume. Durch fiinf Jahrhunderte kamen
die Einwanderer aus allen Altstdimmen, auch
aus den Niederlanden, in groBen Schiiben
oder in allmdhlicher Zuwanderung — ein
anonymes Geschehen ohne historisches
Spektakulum. Eben deshalb entbehrt es der
Anschaulichkeit und ist in das Schulwissen
der Gebildeten nie recht eingegangen. In
westeuropdischen Abhandlungen zur Sozial-
geschichte erscheint es nirgends als ein her-
ausragendes Phdnomen. Im Selbstverstdandnis
der Volker Ost-Siidosteuropas aber wird der
Anteil der Deutschen an der Landeserschlie-
Bung und stadtischen Zivilisation verkleinert
oder als unerwiinschtes Eindringen in angeb-
lich autochthone Siedlungsgebiete darge-
stellt. In der Propaganda, z.B. in tschechi-
schen Denkschriften zu den Pariser Vertra-
gen (1920) oder in der polnischen Annexions-
politik, wurden diese Thesen hochst wirksam
eingesetzt.

Betrachtet man die Ostbewegung frei von na-
tionaler Mythenbildung, die auch auf deut-
scher Seite manchmal antithetische Ubertrei-
bungen zeitigte, so fiigt sie sich ein in die
Typologie anderer groBer Siedlungsstréme,
die vom nérdlichen Europa der Neuzeit aus-
gingen, insbesondere der Kolonisation Nord-
amerikas und Sibiriens. Sie wurden ausgeldst
vom Bevolkerungsdruck und vom Aus-
dehnungsdrang technisch-organisatorischer
Uberlegenheit des Ausgangslandes. In den
Pririen Amerikas und den Tundren o6stlich
des Ural ergossen sie sich in diinn besiedelte
Gebiete primitiver Stammeskulturen. Dahin-
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gegen waren Polen, die bohmischen Linder
und Ungarn am Ausgang des Mittelalters
schon festgefligte Staaten mit geistlichen und
weltlichen Hierarchien, deren Herrscher die
Deutschen herbeiriefen, um im Vergleich mit
dem fortgeschrittenen Westen offenbare
Riickstdnde ihres Landes aufzuheben.

Der zeitliche Vorsprung des westlichen Eu-
ropa in der sozialwirtschaftlichen Entwick-
lung ist allein schon aus seiner begiinstigten
geographischen Lage zu erkliren. Das ozeani-
sche ausgeglichene Klima mit langen Vegeta-
tionsperioden begiinstigte eine differenzierte
Bodenkultur und dementsprechende Agrar-
ordnungen. Die Absatzwege zwischen Stadt
und Land waren relativ kurz. Reichgeglie-
derte Kiisten und bedeutende Handelsstddte
an schiffbaren Fliissen belebten den Fernhan-

- del.

Auf den Uberbleibseln der von den Rémern
hinterlassenen stddtischen Zivilisation war
nach der Volkerwanderung ein wirtschaftlich
und rechtlich durchorganisiertes Stadtewesen
sowie eine friihbiirgerliche Gesellschaft ent-
standen, die ihre Autonomie gegeniiber den

- feudalen Gewalten durchsetzte. Mittels Ro-

dung und Trockenlegung wurden im Landum-
bau neue Nahrungsflachen auBerhalb der Ge-
mengelage der fortschritthemmenden Ge-
wannfluren erschlossen und individuell zu be-
wirtschaftende Fluren in Langhufendorfern
angelegt.

Die Rationalisierung der arbeitsteiligen Wirt-
schaft der Stadte und der eigenverantwortli-
che Ackerbau waren Voraussetzung und
Folge einer rechnenden Geldwirtschaft, die
die naturale Tausch- und Abgabenwirtschaft
allméahlich abzulésen begann und die Bildung
stabiler Landesherrschaft ermoglichte. Diese
produktiven wirtschaftlichen und rechtlichen
Errungenschaften waren die tragenden Ele-
mente der Ostbewegung.

Der EinfluB der deutschen Siedlertdtigkeit
auf die Herausbildung einer neuen Kultur-
landschaft ist am historischen Siedlungsbild

" Schlesiens deutlich zu erkennen. Die im Lan-

desausbau durch Rodung erfahrenen An-
kommlinge aus dem mittleren Franken, aus-
gestattet mit eisernem Gerit, legten 1hr.e
Waldhufendérfer so an, daB die zu den in Rei-
hen beiderseits eines Bachlaufes gereihten
Hofe ihre geschlossene Langflur in genorm-
ten FlurgréBen hinter sich hatten. Dadurch
wurde eine vom Flurzwang freie Bewirtschaf-
tung moglich. Im schlesischen Flachland
iberwog die aus der slawischen Agrarverfas-
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sung liberkommene Gutswirtschaft mit fron-
dienstpflichtigen Kleinbauern, die in der
Folgezeit auch die Rechtsverhiltnisse der bis
zur Bauernbefreiung nur zu gemessenen
Diensten verpflichteten Kolonistendérfer be-
einfluBit hat. Nicht alle Teile der slawischen
Vorbevélkerung sind in der Bildung des
schlesischen = Neustammes aufgegangen.
Nérdlich der Oder und in Oberschlesien be-
hielt die autochtone Bevélkerung ihre Spra-
che und Wesensart.

Die Stadtsiedlungen wurden planméBig nach
einem Grundschema rechtwinkliger Strafen-
zlige angelegt und auch vordeutsche Stadt-
siedlungen (Kastellanien) diesem méglichst
angepaBit. Mit ihren groBen Marktplitzen
(Ringe) bildeten diese Stddte in ziemlich
gleichmdBigen Abstdnden die zentralen Orte
fiir den Giiteraustauschverkehr auch mit dem
bduerlichen Umland. Das deutsche stadtbiir-
gerliche Element durchdrang auch alte und
neue Stddte ostwdrts weit iiber das geschlos-
sene deutsche Volksgebiet hinaus. Dariiber
weiter hinausgehend wurde deutsches Recht
(Magdeburger, Liibisches, Niirnbergerisches) .
von den Stadten Ostmitteleuropas als Ord-
nungsform des wachsenden Handelsverkehrs
vom Westen bis an den Dnjepr und zum
Schwarzen Meer rezipiert.

Ahnlich wirkten die Klostergriindungen ver-
schiedener kolonisatorisch begabter Orden
an der Verbreitung der in Westeuropa ent-
wickelten Kultur. Die deutsche Ostbewegung
war somit der wichtigste, wenn auch nicht
einzige Trdager der ersten, vom Westen ausge-
henden Modernisierung des vordem ganz
vorwiegend bduerlichen Osteuropa. Die
wechselseitige Durchdringung und Ver-
schmelzung in allen Sozialschichten der be-
teiligten Nationen, ein Ferment der sozialen
Entwicklung des Ostens schlechthin, ist als
Ganzes jedoch nicht mehr zu erfassen.

Jenseits des geschlossenen, erweiterten
Volksbodens entstanden isolierte Siedlungen,
auch als geschlossene Gebiete, die sich, wie
die Siebenbiirgener, als sozial vollstindige
Volksgruppen konsolidierten oder allmdhlich
in anderen Vélkern aufgingen.

Im 18.Jahrhundert folgte die zweite grofie
Welle der Ostsiedlung, diesmal von den
Habsburgern und von russischen Zaren her-
beigerufen, um die von Turkvélkern gerdum-
ten Landschaften an der unteren Donau sowie
zwischen Dnjepr und Wolga zu besiedeln.
Nach 1813 verlockte noch einmal die Aus-
sicht auf Neuland und Militarbefreiung
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Schwaben und friesische Mennoniten zur
Auswanderung nach Bessarabien, dem Sid-
ural und vereinzelt bis in den Kaukasus.
Gleichzeitig mit dem Umbrechen unbebauter
Steppenbdden in Nordamerika entstanden so
in der Batschka, im Banat und in der Ukraine
neue Getreidekammern fiir die wachsende In-
dustriebevélkerung der nordlichen Welt.

Beim Betrachten frither verbreiteter, heute
nicht mehr gezeigter Volkstumskarten ge-
winnt man einen ersten raumlichen Eindruck
von der Nachbarschaft und auch von der Ge-
mengelage der zahlreichen, numerisch meist
kleineren Voélker in Ost-Siidosteuropa, mit
den Deutschen als der einzigen unter allen
beheimateten Nation. Das flachige und stati-
sche Kartenbild sagt freilich nichts aus tiber
die nationale und soziale Schichtung und Dy-
namik in dieser ethnisch, politisch und wirt-
schaftlich wohl differenziertesten Region der
Welt. Eben die Verzahnung in dieser Volker-
vielfalt bildete den existentiellen Hinter-
grund des Aufstiegs und des Niederganges
der Deutschen.

Die Dynamik des gesellschafts- und national-
politischen Kriftespiels in diesem ,Zwischen-
europa” ist nicht einfach zu beschreiben. Aber
ebenso wie ihr Ursprung laBt sich die Umkehr
der deutschen Ostbewegung auf bestim-
mende sozialékonomische Umstdnde zurtick-
fiihren. Ist ihr Vordringen zurtickzufiihren auf
einen gleichsam mechanisch wirkenden Aus-
gleich zwischen Auswanderungsdruck und
wirtschaftlich-technischer Uberlegenheit im
Westen einerseits und relativem Entwick-
lungsriickstand im Osten andererseits, so
liegt es nahe, zu fragen, welche vergleichba-
ren Faktoren analog die Gegenbewegung aus-
gelést und schlieBlich die Katastrophe der
deutschen Oststellung herbeigefiihrt haben
mogen.

Meine Antwort: Seit Beginn des vorigen Jahr-
hunderts bewirkten Industrialisierung, Bevol-
kerungsvermehrung und allgemeine Bildung
sowohl den Aufstieg nationaler Biirgerschich-
ten als auch die Auflésung der vom Grund-
adel, von Heer und Biirokratie noch miihsam
zusammernigehaltenen {ibernationalen Monar-
chien. An diesen sozialen und politischen
Prozessen hatten die Deutschen ihren Anteil,
wenn auch in unterschiedlichen Ausgangs-
und Interessenlagen. Wie kam es aber, daf}
die Umwilzungen des biirgerlichen Zeitalters
zu ihrem Nachteil, schlieBlich zu ihrer Ver-
treibung und den groBen Gebietsverlusten ge-
fiihrt haben? Die genannten Faktoren betra-
fen unmittelbar zundchst nur die auBerhalb
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des Deutschen Reiches lebenden Deutschen.
Aber als der Aufstand der Nationen die Mo- |
narchien der Habsburger und der Zaren zer-
stort hatte, riickten die Lebensfragen der ehe- |
mals in OUsterreich-Ungarn und der in Polen
siedelnden Deutschen dem Reich unmittelbar
auf den Leib.

Zehn Jahre darauf erschiitterte die Weltwirt- |
schaftskrise die sozialen Strukturen auch Mit-
tel-Osteuropas und daher auch die Ostprovin-
zen des Reiches. Deren offenkundiger Nie-
dergang signalisierte Gefahr fiir ganz
Deutschland. Die Notstandsgesetze, die vor-
wiegend auch die Ostprovinzen stiitzen soll-
ten, ebneten den Weg zur Diktatur. Die Na-
tionalsozialisten glaubten dann in Schicksals-
verbundenheit aller Ostdeutschen, die offen-
sichtlich gegen die ganze Nation verlaufen-
den langzeitlichen Wandlungen mit imperia- |
ler Gewalt umkehren zu kénnen und lésten
damit die Lawine des Zusammenbruchs aus.

Dieser Zusammenhang der Notlage der Deut-
schen drauBen mit der Strukturkrise des Rei-
ches und der daraus hervorgehenden Politik
sei nun an zwei Teilgebieten erlautert, ndm-
lich am Nationalitdtenproblem in den b&hmi-
schen Liandern und an den wirtschaftlichen
Problemen der preuBischen Ostprovinzen in
der Zeit zwischen den groBen Kriegen.

Seit Jahrhunderten siedelten die Deutschen
der bohmischen Ldnder vorwiegend in den
Randgebieten und bildeten auBerdem die ge-
hobenen biirgerlichen Schichten in den zen-
tralen Orten wie Prag, Pilsen, Briinn und OI-
miitz, die inmitten des von den Tschechen
bewohnten, fruchtbaren Inneren des Landes
lagen. Die industrielle Revolution erfalite zu-
nidchst die alten Heimwerkergebiete der
deutschen Gebirgsgegenden. Die nachfol-
gende Schwerindustrie fand ihre naturgege-
bene Basis von Erz und Kohle im Landesinne-
ren. Durch Zustrom von freigesetztem Land-
volk entstand mit den Vorstddten von Prag
und Pilsen sowie im Braunkohlengebiet um
Briix das tschechische Industrieproletariat;
mit dem aufsteigenden Kleinbiirgertum bil-
dete es die Masse der Stadtbevélkerung. Die
Deutschen gerieten in eine politisch einfluB-
lose Minderheit. Ihr vielfdltiges, mit dem ge-
samten deutschen Sprachbereich verbunde-
nes kulturelles Leben wurde fortan wesent-
lich von den jidischen Mitbilirgern getragen,
die seit der Emanzipation daran vollen Anteil -
nahmen.

Waren die Juden schon vor der deutschen
Ostwanderung an einigen Knotenpunkten
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i des Ost-West-Verkehrs ansdssig gewesen, so
verdichteten sich ihre zundchst abgeschlosse-
inen Gemeinden innerhalb der neuen Stadt-
| griindungen zu Zentren des grenziiberschrei-
| tenden Fern-, Kredit- und Geldhandels. Thre

;{geistig-religiﬁsen Vororte (z.B. Prag) waren

: gleichzeitig kommerzielle Mittelpunkte. Thre
| quantitative Bedeutung verdeutlicht z. B. der
| jidische Anteil an der Bevolkerung Prags von

40 v.H. im Jahre 1665 und noch von einem
Drittel im Jahre 17022).

Wahrend der Ostkolonisation wurden die Ju-
den von den Landesfiirsten, gleich den Deut-
schen, priviligiert und gegen Pogrome ge-
schiitzt. [hre Bedeutung fiir das Steuerauf-
kommen und die Kapitalbeschaffung be-
wahrte sie auch vor der 1744 durch Maria
Theresia bereits verfiigten Ausweisung. Im
biirgerlich-industriellen Zeitalter eréffnete
die Emanzipation den Juden Osteuropas den
ihrem Unternehmungsgeist, ihrer Geschifts-
begabung und  Sparsamkeit entsprechenden
sozialen Aufstieg. So liberwog ihre Beteili-
gung an den freien und akademischen Beru-
fen bei weitem ihren Anteil von etwa 1,5 v. H.
an der Bevolkerung Bohmens. Der Anteil ji-

~ discher Studenten an der Prager deutschen
' Universitat stieg 1890 auf 27 v.H., an der

tschechischen auf nur 1,8 v. H. Ihr EinfluB in
allen Wirtschaftszweigen der b&éhmischen
Lander war schlechthin dominierend 3).

Obwohl der Anteil der Juden, die sich nach
anfanglicher Zweisprachigkeit zum Tschechi-
schen bekannten, zunahm, gab es um 1900
,eine Generation von Juden, die sich ohne
Bedenken, fast problemlos, zu den Deutschen
zdhlten und ein kdmpferisches Deutschtum
betétigten'4). Ohne Unterschiede in diesem
Verhéltnis im tbrigen Osteuropa zu bertick-
sichtigen, 1aBt sich behaupten, daB die Juden
im kulturellen und wirtschaftlichen Lebens-
bereich durch Jahrhunderte und gesteigert
im biirgerlichen Zeitalter mit den Deutschen

~ in einer — fiir sie freilich bis zum ZerreiBen
 leidvoll gespannten — Symbiose verbunden
. waren5), deren Zerstorung durch das Regime
" Hitlers wie eine Vorwegnahme des ostdeut-

schen Schicksals erscheint.

%) W. Brosche, Das Ghetto von Prag, in: Die Juden
in den béhmischen Liandern (Vortrige des Colle-
gium Carolinum), Miinchen — Wien 1983, S. 87{f.
%) S. die Beitrige im Abschnitt ,Die Juden in der
modernen Industriegesellschaft, ebenda, S.201—
280. .

) Max Brod, Der Prager Kreis, Stuttgart 1966.

' 9) Vgl. Chr. Stélzl, Kafkas béses Bohmen. Zur Sozi-

algeschichte eines Prager Juden, Miinchen 1975.
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Der nationale Aufstieg der Tschechen ist die
typische Wiedergeburt aller kleineren Vélker
Ost-Silidosteuropas. Die moderne Produk-
tionsweise beférderte die Bildung neuer, mo-
biler Sozialschichten; iiberkommene Privile-
gien und Institutionen des alten Stdndestaa-
tes schwanden dahin. Die Industrien benétig-
ten allgemeine und héhere Schulbildung auf
der Grundlage der Volkssprache. Daran
scheiterte der Versuch Joseph II., Deutsch als
einheitliche Staatssprache im habsburgeri-
schen Vielvolkerstaat einzufiihren®). Die na-
tionale Bildungsschicht griindete Kulturverei-
ne, baute sich Nationaltheater; 1882 wurde
die Carolonische Universitit in Prag in eine
deutsche und tschechische geschieden. Der
Nationalisierung des Kulturlebens entsprach
der volkische Korporativismus der Bauern, im
Gewerbe und Kreditwesen unter der Parole,
nur mit den eigenen Volksgenossen Handel
zu treiben.

Es blieb nicht aus, daB die sozial ziemlich ho-
mogenen und nationalistisch motivierten
Volksgemeinschaften dem Uberbau eigener
Staatlichkeit zustrebten. Die Legitimation
dazu war bei den Voélkern je nach ihrer
Staatstradition verschieden, bei den Tsche-
chen wurde sie mit Berufung auf das kontinu-
ierliche b6hmische Staatsrecht begriindet. Ihr
Anspruch erhielt Auftrieb, als im sogenann-
ten Ausgleich nach 1867 den Magyaren die
eigene Staatlichkeit im Verbande der Habs-
burger Monarchie zugesprochen wurde. Boh-
misch und Tschechisch bzw. Ungarisch und
Magyarisch lauten in den Nationalsprachen
identisch. Andere Vélker in diesen Kronldn-
dern erschienen dann schon durch die Na-
mensgebung des Staates als minderberech-
tigt, letztlich zur Entnationalisierung be-
stimmt.

Welche Sprache sollte fiir den miindigen Biir-
ger vor Gericht, im Behdrdenverkehr gelten?
In Béhmen erreichte der béhmische Spra-
chenstreit um 1897 einen  Hoéhepunkt. Das
Land sollte in rein- und gemischtsprachige
Kantone aufgeteilt werden. Die Tschechen, im
Vorteil der Kenntnis beider Sprachen, woll-
ten eine unitarische Losung. So bildeten sich
schon vor der Jahrhundertwende die Fronten
zwischen einem deutsch-autonomistischen
und dem tschechisch-nationalstaatlichen
Konzept. Bei anstehenden Wahlen zum o&ster-
reichischen Reichsrat neigten die Deutschen

%) H. Raupach, 'Der tschechische Friihnationalis-
mus, Essen 1938, Nachdruck Darmstadt 1969.
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fortan zur groBdeutsch-antisemitischen Partei
Schonerers in Wien.

Die unhaltbare Lage der Monarchie beleuch-
tet folgendes Zitat: ,Regierung und Tschechen
stecken unter einer Decke und sind sich iiber
das zu spielende Spiel vollig einig. Es gibt
keine objektive Regierung, die tiber den Strei-
tenden stiinde... Den Deutschen wird zuge-
mutet, daB sie sich fiigen. Es kann nicht Wun-
der nehmen, daB unter solchen Verhdltnissen
der letzte Rest politischen Sinnes und Riick-
sichtnahme auf die staatlichen Bediirfnisse
verlorengeht ... Die Deutschen sind mutlos,
weil sich bei 1hnen wiahrend eines 20jdhrigen
vergeblichen Ringens fiir die alten &sterrei-
chischen Regierungsprinzipien die Auffas-
sung eingeschlichen hat, daB die Krone ent-
schlossen ist, in neue Bahnen zu lenken und
die Vorherrschaft des Deutschen Elements im
Staate fallenzulassen... Das erkldrt den un-
glaublichen EinfluB der Leute vom bedenkli-
chen Schlage eines Schénerer und Wolf...
ich kann nur dann an die Sanierung unserer
zahlreichen Staatsgebrechen glauben, wenn
den Deutsch-Osterreichern diejenige Stellung
im Staate zurlickgegeben wird, die ihnen
durch den Geist der 1867er Verfassung und
auch infolge ihrer hoheren Kultur zu-
kommt."7)

Ein Zeugnis von vielen, das zeigt, wie weit der
nationale ZerfallprozeB der Monarchie gedie-
hen war, ehe ihr der verlorene Krieg den To-
desstoB gab. Adolf Hitler, ein Nachfolger
Schonerers, geprdgt von der Angst vor der
drohenden Ubermacht der Slawen und dem
Widerwillen gegen das kommerzielle und in-
tellektuelle Ubergewicht der Juden im Wien
seiner Wanderjahre?®), lieB diese Gefiihle im
Reich virulent werden, als man sich nach den
Gebietsverlusten des Versailler Friedensdik-
tats der latenten Bedrohung im Osten erst
richtig bewuBt wurde.

Die Bedrdngnis der Auslandsdeutschen und
die Zukunftsangst in den Ostprovinzen des
Reiches wurden von den Nationalsozialisten
in ihrer Wahnvorstellung vom ,neuen Lebens-
raum im Osten" eingebunden. Fundamental
fir den Ursprung dieser Partei, aber wenig
bekannt ist es, daB ihr Name und ihr Pro-

) Aus einem Schreiben des &sterr.-ung. Botschaf-
ters in St. Petersburg A.L. v. Aehrental vom 20. 8,
1899, in: E. Rutkowski, Briefe und Dokumente zur
Geschichte der 6sterreichisch-ungarischen Monar-
chie, Miinchen-Wien 1983, S. 716.

%) S. H. Picker, Hitlers Tischgesprdache im Fiihrer-
hauptquartier, Wiesbaden 1984, S. 198 und an ande-
ren Stellen.
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gramm als deutsch-bomisches Gegenstiick :
zur antisemitisch kleinbiirgerlichen Partei
(narodné socialisticka strana) des Tschechen !
Vaclav Klofa¢ entstanden war. Hitlers Ideolo- -

gie erscheint, so wie er selbst, als ein Zerfalls-

produkt der Habsburger Monarchie.

Von allen ausldndischen Gruppen standen die

Deutschen der béhmischen Lénder in ihrer
Millionenzahl rdumlich und gefiihlsmaBig
dem Reichsvolk am ndchsten. Thre in der
Weltwirtschaftskrise verzweifelte Notlage

splirte man unmittelbar. Die ‘vorwiegende
Konsumgiiterindustrie in den sudetischen:

Gebirgen hatte frithere Absatzmarkte einge-

biiBt, wiahrend die Schwerindustrie in den

tschechischen Landesteilen der Staatsrdson

halber auch durch Riistungsauftrige gestiitzt
wurde. Arbeitslosigkeit und Hunger in den.

Randgebieten nahmen dem Autonomiegedan-

ken der sudetendeutschen Sammlungsbewe-
gung Konrad Henleins die Uberzeugungs-
kraft. Er wich einem nationalen und sozialen

Irredentismus, als nach 1934 im benachbarten |

Reich die Arbeitslosigkeit aufhorte.

Auch im tibrigen Ost-Mitteleuropa standen
die dort siedelnden Deutschen unter dem zu-

nehmenden Druck von Bodenenteignung und
der

anderer Benachteiligung zugunsten
Staatsnationen. Deutschland tat viel, um die

Krifte der Selbsthilfe zu stdrken, hiitete sich |

aber aus guten Griinden vor offizieller Inter-
vention. Von der Reichsgrenze bis an die
Wolga blieben die Deutschen ihrem Schicksal
tuberlassen.

Die Kleinstaaten, die nach dem Zusammen-
bruch der drei iibernationalen Monarchien
vom Baltikum bis zur Donau entstanden — in
der Vorstellung der Westmadchte auch als Puf-
ferzone zwischen der deutschen und der rus-
sischen Macht —, bedeuteten in ihrer militdr-
ischen Schwdche und Uneinigkeit fiir das
Reich keine Gefahr, viel eher ein Feld wirt-
schaftlicher Kooperation.

Die den Osten des Reiches unmittelbar be-
drohende Gefahr ergab sich vielmehr aus der
benachteiligten Lage und unglinstigen Wirt-
schaftsentwicklung in den preuBischen Ost-
provinzen. Sie war durch die Grenzziehung
des Versailler Vertrages zugunsten des neu-
erstandenen Polen nachhaltig erschwert wor-
den. Die Ursachen der andauernden Krise
gingen aber zuriick auf tiefgreifende Veran-
derungen der wirtschaftlichen und sozialen
Struktur seit Beginn des Industriezeitalters
und darin letztlich auf das Offenbarwerden
eines naturgegebenen Wohlstandsgefilles
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' vom Westen zum Osten des Reiches: Im

Nordwesten gab es die giinstige Konstellation
von Kohle, Erz, billigem Wassertransport und
klimabegtinstigter "‘Landwirtschaft, im Nord-
osten fehlten fast véllig industrielle Rohstof-
fe; iiber weithin arme Béden (bei vorwiegend
kontinentalem Klima) fiihrten lange, z.T.
schlecht ausgebaute Landtransportwege zu
fernen industriellen Produktions- und Ver-
brauchszentren.

- Im vorindustriellen Zeitalter traten diese Un-
| terschiede

in den Wirtschaftsgrundlagen
nicht voll in Erscheinung. Ostdeutschland
versorgte Schottland, die Niederlande, Nor-
wegen, sogar Oberitalien liber See mit Getrei-
de. Noch um 1840 war PreuBlen ein wichtiges
Getreideexportland. Die ErschlieBung riesi-
ger neuer Getreideanbauflichen in Amerika
und SiidruBland, niedrige Produktionskosten
und billige Seefracht mit Darpfschiffen lie-
Ben die Getreidepreise in PreuBen von 235 M
je to 1871/75 auf 174 M 1886/90 sinken. Um
1900 wurde kanadisches Getreide in Ham-
burg billiger angeboten als das 180 km mit der
Bahn aus Mecklenburg herangefiihrte. Unter
den Anbaubedingungen im nordéstlichen
PreuBlen galten nur Roggen und Kartoffeln als
ertragssicher. Aber die Bevorzugung des Wei-
zens, der Absatzriickgang fiir Kartoffelsprit
(Schnaps) bei wachsendem Masseneinkom-
men fiihrten dazu, daB bereits in den konjunk-
turell giinstigen Jahren 1924—1927 Roggen
nicht mehr wirtschaftlich angebaut werden

~ konnte und Sprit von Staatswegen dem Ben-
~ zin beizumischen war.

Waéhrend der Weltwirtschaftskrise verschlim-

merte die Ungunst der Natur- und Verkehrs-

~ bedingungen in Ostdeutschland die Wirkun-

gen von Uberangebot und sinkender Nach-
frage auf den Agrarmdrkten. Fiir stiitzende
MaBnahmen hatte der Staat immer weniger
Geld; strukturpolitische MaBnahmen aber

- stieBen an Grenzen, die von den Betriebsfor-

men und der Agrarverfassung der Ostlichen
Teile Deutschlands gesetzt waren. Die vor-
herrschenden GroBbetriebe standen wegen
der Absatzkrise und des Mangels an einhei-
mischen Arbeitskriften (.Leutenot”) vor
Schwierigkeiten, deren volkswirtschaftliche
Folgewirkungen die Richtung jeder zu ergrei-
fenden Abhilfe bestimmten. Vorschlige radi-
kaler Lésungen — d. h. Abschaffung der Guts-

. betriebe — beschworen die Gefahr einer

Staatskrise herauf.

Trotz verhiltnismdBig geringer Produkti\:ité'ft
hatte sich der GroBbetrieb als ein den natiirli-

)

chen Bedingungen entsprechendes System
behauptet. VerhdltnismadBig kurze Bestell-
und Erntezeiten mit hohen Arbeitsspitzen er-
forderten den Einsatz konzentrierter Be-
triebsmittel und Arbeitskrafte. Das Kontinen-
talklima, drmere Boden, die dadurch gege-
bene geringere Grenzproduktivitit von Kapi-
tal und Arbeit erzwangen eine extensive und
auf wenige Anbauarten beschrinkte Boden-
nutzung. Das erklédrt auch das Vordringen der
GroBbetriebe nach den Stein-Hardenberg-
schen Reformen von 1811, Die Regulierung,
d. h. Auflésung der bisherigen wechselseiti-
gen Abhdngigkeit von Gutsherr und Bauer,
die Abwanderung der ,nicht-gespannfahigen”
Bauern, die freie Verfligung tiber den Boden
schufen zwar die Voraussetzungen einer ra-
tionalen Landwirtschaft. Aber in Gebieten mit
iberwiegend  GroBbetrieben entstanden
schon zu Beginn des Industriezeitalters Pro-
bleme, die in Krisenzeiten das sozialwirt-
schaftliche Gefiige der Ostprovinzen im Gan-
zen erschiitterten.

Von der Hauptsorge, dem Arbeitermangel,
waren auch die bduerlichen Familienbetriebe
betroffen. Aber dem GroBbetrieb fiel es noch
schwerer, einen Arbeiterstamm durch den be-
schéftigungsarmen Winter zu halten. Er war
deshalb auf Saisonarbeit angewiesen. Wan-
derarbeiter konnte nur der benachbarte
Osten mit seiner agrarischen Uberbevélke-
rung stellen. Diese driickten mit ihren gerin-
gen Lohn- und Sozialanspriichen auf den Le-
bensstandard des deutschen Landarbeiters.
Die Gefahr der Aushéhlung des ostdeutschen
Sozialgefiiges wurde erkannt und mit zeitwei-
liger Sperrung des weiteren Zuzugs bekampift.
Doch handelte es sich hier nur um eine Teil-
erscheinung eines langen gesamteuropdi-
schen Prozesses, wie der Massenzuzug polni-
scher Bergarbeiter ins Ruhrgebiet und nach
Nordfrankreich zeigt oder die Anwesenheit
von 300 000 ukrainischen Landarbeitern in
Frankreich vor 1939. Dieser Drang war durch
isolierte MaBnahmen nicht zu bekdampfen, vor
allem nicht durch Preisgabe der naturbeding-
ten landwirtschaftlichen GroBbetriebsform im
Osten.

Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Wei-
marer Demokratie stand vor diesen Pro-

blemen im Zeichen der ZerreiBungsschdden

der neuen Grenzen und der Weltwirtschafts-
krise. Arbeitsrechtliche Sicherung der Léhne
und Einschrankungen der Wanderarbeit er-
hohten die Arbeitskosten. Das Ausweichen
auf Maschinen fiihrte zur rasch wachsenden

B 23



Verschuldung auf etwa das Doppelte gegen-
iiber dem Westen?).

1931 wurden 90 v. H. der kurzfristigen Schul-
den als uneinbringbar bezeichnet. Nachfrage-
rickgang und Kreditgefahrdung bedrohten
die gewerblichen Lieferanten und die auf So-
lidarhaftung gestellten Hypothekenbanken
(Landschaften). In steigendem MaBe mufiten
Reichsmittel zur Zinsverbilligung und Um-
schuldung eingesetzt werden. Diese Stiit-
zungsaktionen erfolgten auf dem Hohepunkt
der Deflationskrise und Arbeitslosigkeit. Die
aufgewendeten Mittel wurden teilweise aus
Belastungen der ebenfalls notleidenden west-
deutschen Industrie oder tiber die Staatshaus-
halte PreuBens und des Reiches aufgebracht.
Als sie nicht mehr ausreichten, verlangten die
Rechtsparteien, gestiitzt auf Erklarungen des
Reichsprdsidenten Hindenburg, einen ,gesetz-
lichen Zahlungsaufschub fiir die Landwirt-
schaft und ein fiinfjahriges Sanierungspro-
gramm mit einer Mrd. RM".

Die Unerfiillbarkeit solcher Forderungen
fihrte mit zum Sturz des sozialdemokrati-
schen Reichskanzlers Miiller. Sein Nachfol-
ger Briining kiindigte ,eine durchgreifende,
umfassende Osthilfe an. Gesundung der 6stli-
chen Landwirtschaft ist Grundlage der natio-
nalen und volkspolitischen Rettung des Deut-
schen Ostens." Doch auch ihm gelang es
selbst mit Notverordnungen nicht, die politi-
schen und finanztechnischen Schwierigkeiten
der Osthilfe zu iiberwinden. ,Konnten die be-
denklichen Aspekte der OstpreuBenhilfe
noch als regional und materiell begrenzte
MiBstdande gelten, so untergrub die Kritik an
der vergréBerten (d. h. auf alle Grenzprovin-
zen) ausgedehnte Osthilfe die Autoritdt der
Regierungen, das Prestige des Prasidenten,
der diese Regierungen stiitzte, und die Gel-
tung der ldndlichen Bevoélkerungsschichten,
die zum Kostgédnger staatlicher Subventionen
herabsanken. Die Osthilfe, d. h. die Sanierung
der ostelbischen Landwirtschaft, war zu einer
Schicksalsfrage der deutschen Republik ge-
worden."19)

Der unter dem Namen ,Osthilfe” eingeleitete
Lastenausgleich war mit dem Odium belastet,
der Stiitzung des GroBgrundbesitzes zu die-

) Dazu und zum folgenden H. Raupach, Interregio-
naler Wohlfahrsausgleich als Problem der Politik
des Reiches, in: W. Conze und H. Raupach (Hrsg),
Die Staats- und Wirtschaftskrise des Deutschen
Reiches 1929/33, Stuttgart 1967.

10) D. Hertz-Eichrodt, Politik und Landwirtschaft in
g)stpreuﬁen 1919—1930, Koln—Opladen 1969,

i aate
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nen. So kam es, daB der Gedanke bauerlicher
Siedlung als Losung der Strukturfrage sich ei-
ner geradezu romantischen Popularitit er-
freute. Eine Ubersicht der Siedlungsbemii-
hungen muB freilich zu dem SchluB kommen,
daB diese Moglichkeit objektiv sehr begrenzt
war. Siedlungsland konnte naturgemdB nur
dort erworben werden, wo andere Landwirte
gescheitert waren. Noch enger waren die
Grenzen fiir eine auskémmliche Kapitalaus- |
stattung gesetzt. Wettbewerbsfdahigkeit bei |
Roggen und Kartoffeln war durch die iiberle-
gene Leistung schon vorhandener Betriebe |
kaum erreichbar. Wie sollten dann die Siedler
auf den leichten Béden des Ostens mehr als
das doppelte einer Zinsleistung hervorbrin-
gen, die die Bauern im Westen in eine aus
eigener Kraft nicht mehr lésbare Verschul-
dungskrise gestiirzt hatte? Die Voraussetzun-
gen fiir eine normale ,innere Kolonisation" —
wie man dieses politisch erstrangige Pro-
gramm seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert
nannte — waren eben nicht mehr gegeben.

Die Idee der Industrialisierung OstpreuBens,
schon im Kronrat Kaiser Wilhelms II. 1891
formuliert, wurde nach der Abschniirung
durch den polnischen Korridor von allen Re-
gierungen weiterverfolgt. Umfassende staatli-
che StiitzungsmaBnahmen (Tarif- und Steuer-
subventionen, verbilligte Kredite, Lenkung
durch staatliche Auftrage, notfalls Verstaatli-
chung notleidender Betriebe) wurden ange-
sichts des Fehlens marktwirtschaftlicher An-
triebe fiir unerlaBlich gehalten!!). Schon aus
wehrpolitischen Erwdgungen wurden diese
Anstrengungen nach 1933 mit den Mitteln
autoritarer Staatsfiihrung noch verstarkt fort-
gesetzt. Trotzdem beklagte der Gauleiter und
Oberprasident Erich Koch 1938 ,die wieder
beginnende Abwanderung, die Wirkungslo-
sigkeit des Appells an den Idealismus®, ver-
langte Schutz vor der ,Interessenpolitik von
Wirtschaftsgruppen im Reich. Am 30.Juni
1939 berichtet das Reichsministerium des In-
nern: ,Im Osten hat die Entwicklung des Jah-
res 1938 die schweren Gefahren, die sich aus
der bevélkerungs- und wirtschaftspolitischen
Lage ergeben, noch gesteigert... die Einglie-
derung der Ostmark (d.h. Deutsch-Oster-
reichs, H.R) und des Sudetenlandes haben
den vélkischen und wirtschaftlichen Lebens-
raum der preuBischen Ostgebiete weithin ge-

schmailert ... die bevélkerungs- und wehrpoli-

1) Alle wesentlichen Dokumente bei F. Richter, In-
dustriepolitik im agrarischen Osten. Ein Beitrag
zur Geschichte OstpreuBens zwischen den Welt-
kriegen, Wiesbaden 1984.
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tischen Folgen der Abwanderung fiir die Ost-
gebiete sind ebenso erschreckend wie die
wirtschaftliche Aushéhlung.” Der Zusammen-
hang zwischen der nationalsozialistischen
' territorialen Expansionspolitik und der Struk-
| turschwdche der Ostgebiete wurde so er-
' staunlich offen dargelegt.

iDer industrielle Riickstand OstpreuBlens
sollte liberwunden werden, um eine bedrohli-
che Strukturschwéche und Krisenanfilligkeit
{ zu mildern. Die Versuche scheiterten an den
| Nachteilen der geographischen Lage. War
Ostpreufien in dieser Hinsicht am schlechte-
sten gestellt, wie lagen die Dinge in Schle-
sien, das in den Grenzen und mit den Absatz-
- moglichkeiten vor 1920 das Bild einer ausge-
glichenen Agrar-Industrielandschaft geboten
' hatte? Es geniigt, die Probleme des einzigen
' schwerindustriellen Kerns Ostdeutschlands,
' des oberschlesischen Industriereviers, hervor-
zuheben, die sich wiederum auf allgemeine
Standortfragen und die Folgen der neuen
Grenzziehung, die Zollschranken und den
Verlust nahegelegener Absatzgebiete zuriick-
fiihren lassen. Die Eisenerzférderung war von
ihrem Hohepunkt (1889) mit 800 000 t bis 1920
auf 47 000, einem Siebzehntel, zuriickgegan-
gen. Zundchst hatte der Bau des Mittelland-
kanals die Lage verschlechtert, spdter kam
hinzu die groBe Entfernung von den noch ver-
bliebenen Absatzgebieten. Weite Streuung
der verarbeitenden Betriebe verteuerte die
Frachten fiir Halbfabrikate. Billige Kohle und
niedrige L6hne konnten diese Nachteile nicht
ausgleichen. Die Weltwirtschaftskrise lieB die
Standortnachteile, besonders beim Erzbezug
aus dem Ausland, noch stirker hervortre-
ten!?), Schon 1930 stellte H. Rogmann fest,
daB die ostdeutschen Gewerbe, von inner-
deutschen Markten zuriickgedrédngt, an Uber-
besetzung litten, daB die Arbeitslosigkeit in
Schlesien stetig tiber dem Reichsdurchschnitt
lag und das Gewerbe vielfach von der Sub-
stanz lebte 13),

Zu der Frage, ob nicht fortgesetzte binnen-
wirtschaftliche Anstrengungen der dreifliger
Jahre die Strukturkrise Ostelbiens hdtten 15-
sen konnen, meine ich, daB die anfdnglichen
Erfolge der Arbeitsbeschaffungs- und Agrar-
politik der Nationalsozialisten die Probleme
des deutschen regionalen Wohlstandsgefdlles
nur iiberlagerten, aber nicht lésten. Unter die-

12) K. Seidl, Deutschlands verlorene Montanindu-
strie. Die Eisen- und Stahlindustrie Oberschlesiens,
Stuttgart—Kéln 1955.

13) H. Rogmann, Ostdeutschlands grofe Not. Zah-
len und Tatsachen, Berlin 1930.
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ser Decke blieben idealistische Strukturver-
dnderer und Landesplaner am Werke, um die
ostdeutschen Provinzen etwa dem wiirttem-
bergischen Sozialmodell anzugleichen. Aber
als nach erreichter Vollbeschiftigung die Pro-
duktionsfaktoren wieder knapp wurden, tra-
ten die alten Tendenzen der Abwanderung
aus der ldndlichen Arbeit, der Westwande-
rung nach den Arbeitspldtzen mit héherem
Einkommen, wieder zu Tage und zeigten an,
daB durch die Binnenkonjunktur die regiona-
len Schwachen Ostdeutschlands nicht zu be-
seitigen waren.

Ist die hier vertretene Auffassung von den
strukturellen Ursachen der Krise des Deut-
schen Reiches nicht widerlegbar, so wére zu
folgern, daB es in der Lage wachsender Stand-
ortnachteile des deutschen Ostens keinen
Ausweg mit Mitteln parlamentarischer Haus-
haltspolitik und freier Marktwirtschaft mehr
gab.

Jedenfalls fiihlte sich der iiberzeugte Demo-
krat Briining, der letztlich tiber die Osthilfe-
politik (,Agrarbolschewismus") gestiirzt war,
genotigt, mit Notverordnungen eine Art auto-
ritdrer Wirtschaftspolitik einzuleiten. Die Na-
tionalsozialisten haben es verstanden, auch
dieses Instrumentarium zur Aufhebung der
Demokratie zu benutzen. Hitler und seine Sa-
trapen in den Ostprovinzen haben trotz ihres
MiBtrauens gegen den Grundadel die beste-
hende Agrarordnung nicht angetastet, gleich,
ob dabei Einsicht in betriebliche Notwendig-
keiten oder ein politischer Instinkt mitsprach,
die {iberkommene Agrarverfassung auch in
der beabsichtigten Ostexpansion zu nutzen.

Wenn es sich so verhielt, dann ldge auch der
SchluB nahe, daB die nationalsozialistische
Provokation des Zweiten Weltkrieges, von
Hitlers Lebensraumideologie abgesehen, als
ein Ausbruch aus einer ausweglosen Lage an-
zusehen wire. Ausweglos auch deshalb, weil
ein Zurilick zum regionalen Wohlstandsaus-
gleich im Inneren einen Zwangssparprozef
von spartanischer Harte erfordert hitte. Dazu
war aber die NSDAP am allerwenigsten be-
reit, die ihre Macht mit dem Versprechen der
Bereicherung angetreten hatte. Es ist auch
nachtréaglich zu fragen, wie die durch Lohn-
stopp zuriickgestaute Inflation hatte wieder
abgebaut !4), wie die wachsenden Kosten der

14) Fiir Hitler war eine auf fast 400 Mrd. RM ange-

wachsene Reichsschuld durch ,Einschaltung von 20
Millionen billiger Arbeitskrafte (aus den eroberten
Ostgebieten) in den deutschen WirtschaftsprozeB,
mit Jahresléhnen um 1 000 RM, ein nach dem Siege
leicht zu lésendes Problem". — S.H. Picker
(Anm. 8), S. 140.
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eingeleiteten Autarkiepolitik auf die Allge-
meinheit hatten abgewdlzt werden kénnen.

Deutschland war bei seiner Rohstoffarmut
mehr als andere auf AuBlenhandel angewie-
sen. In der Verengung der Weltmirkte und
angesichts moglicher BoykottmaBnahmen ge-
gen das NS-Regime wurde der Gedanke der
duBersten Selbstversorgung den riistungs-
wirtschaftlich bestimmten Vierjahresplinen
H. Gérings zugrunde gelegt. Die Erwartungen
von Wirtschaft und Publizistik richteten sich
dann auf den Donauraum — ein Gedanke, der
schon von den groflen Nationalliberalen (Fr.
List um 1850, Fr. Naumann 1916), ésterreichi-
schen Marxisten (K. Renner 1915) und 1930
von den Jungkonservativen (Tatkreis, G. Wir-
sing) gehegt wurde. Die handelspolitische Ab-
schottung der weitgehend autarken Welt-
mdchte wahrend der groBen Depression gab
dieser Idee neuen Auftrieb.

Aber die Weltwirtschaftskrise hatte vollends
offenbart, daB die noch liberwiegend agrari-
schen, kleinbduerlichen Volkswirtschaften
zwischen Deutschland und der Sowjetunion
wegen ihrer Dorfarmut ohne ausreichendes
Eigenkapital, dem Ausland verschuldet, auf
den Weltmarkten nur begrenzt wettbewerbs-
fahig, untereinander handelspolitisch uneins
und mit Rohstoffen schwach ausgestattet,
dem Reich keine wirksame auBenwirtschaftli-
che Ergidnzung zu sein schienen ).

Die Strukturkrise der ostdeutschen Landwirt-
schaft erwies sich als ein weiteres Hemmnis
einer konstruktiven Politik im weiteren Mit-
teleuropa. Denn die aus den gleichen Ursa-
chen leidenden Agrarstaaten Ost- und Std-
osteuropas erwarteten von der industriellen
Vormacht Deutschland die Abnahme gerade
der Produkte, die von den deutschen Bauern
selbst nicht abzusetzen waren. Schon diese
Probleme stellten ein autarkes Mitteleuropa
unter deutscher Wirtschaftshegemonie in
Frage.

Der AnschluB des notleidenden Deutsch-
Osterreichs und des exportabhdngigen Sude-
tenlandes vergroBerte die auBenwirtschaftli-
chen Schwierigkeiten. Fir vielleicht denkba-
re, langfristige Losungen der wirtschaftlichen
Probleme des nun faktisch beherrschten Do-
nauraumes nahmen sich die Nationalsoziali-
sten unter dem Druck der inneren Verschul-
dung und aus riistungswirtschaftlich-strategi-

') H. Raupach, The Impact of the Great Depression
on Eastern Europe, in: Journal of Contemporary
History, London 1969.

B 23

schen Uberlegungen keine Zeit. Mit der Be-:
setzung des tschechischen B6hmen wurde die:
Beschrdankung auf den endlich erreichten Na-|
tionalstaat aufgegeben und der imperialisti-
sche Zug bis zu den Erdélquellen des Kauka-.
sus zur Gewinnung von vermeintlich vorhan- |
denem Lebensraum angetreten.

Aufgegeben wurde auch die konservative Po-
litik der autonomen Bestandserhaltung der!
deutschen Volksgruppen !). Die NSDAP be- -
trachtete von nun an die noch drauBen geblie- -
benen Deutschen fremder Staatsangehérig- -
keit als Stitzpunkte politischen Einflusses :
und schlieBlich der direkten Machtausiibung;

der SS dienten sie als Rekrutierungsfeld. '

Der Ausgang dieses letzten Ausbruchsversu- -
ches aus der beengten Lage Deutschlands :
zwischen den rohstoffreichen Weltmadchten i
Amerika und RuBland, wie sie Fr. Naumann |
schon 1916 in seiner Schrift ,Mitteleuropa i
und die deutsche Zukunft" voraussah, be- -
stimmt seither unser nationales Dasein.

Was niitzt eine vorwiegend sozialgeschichtli-
che Erkldrung der Vorgdnge, die die groBte :
Katastrophe der deutschen Volksgeschichte !
herbeigefiihrt haben? Im Riickblick 1aBt sich .
alles Vergangene auf diese oder jene Weise :
zu Kausalketten verkniipfen und auch mei-
nen, daB bei anders gestellten Weichen die |
Dinge hitten, jedenfalls nach der eigenen ge-
genwartigen Vorstellung, auch giinstiger ver-
laufen konnen. Das bleibt jedoch in jedem |
Falle eine nachtréaglich von Mitverantwor-
tung freie Spekulation.

Mit einem nachtraglichen sozialwirtschaftli-
chen Kalkiil 1Bt sich immerhin der gewesene
Spielraum denkbarer Alternativen einigerma-
Ben einengen, indem z.B. erwogen wird, mit
welchen sozialen Kosten MaBnahmen zur
Strukturdnderung einer gefdhrdeten Provinz
durchgefiihrt, wie die dazu notwendigen Aus-
gleichslasten besser gestellten Regionen hat-
ten auferlegt werden, und ob in solcher Lage
der Staat die erforderliche Umverteilung
noch mit demokratischen Mitteln hdtte
durchsetzen kénnen. An diesem Punkt hat die
politische Geschichte das Wort, sofern sie
nicht nur Haupt- und Staatsaktionen als sol-
che anvisiert.

Wie stand es aber um eine vorausschauende
Betrachtung unseres Problems bei den Zeit-

16) H. J. Jacobsen, Hans Steinacher, Boppard 1970.
— Ein Lehrstiick: W. Greiff, Das Boberhaus in Lo-
wenberg/Schles. 1933—1937. Selbstbehauptung ei-
ner nonkonformen Gruppe.
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i genossen der heute als bedrohlich erkennba-
i ren Entwicklung fiir den deutschen Osten?
' Von den vermutlich wenigen, die es laut zu
| sagen wagten — fiir die Anonymen sprach
. Fontane in dem eingangs zitierten Brief —,
' seien hier nur drei aufgerufen:

:
| 1860 liest man in einer politischen Streit-
| schrift: ,Die befestigte Stellung der Russen an
 der Weichsel bedroht Deutschland mehr als
{ alle franzosischen Festungen zusammenge-
[ nommen ... Bohmen russisch!... da von Eger
bis Lauterburg im ElsaB nur 45 deutsche Mei-
len sind, so wird Norddeutschland durch den
franzosischen Keil einerseits, und noch weit
| mehr den russischen andererseits von Siid-
- deutschland getrennt und die Teilung
}- Deutschlands ware fertig. Der direkte Weg
- von Wien nach Berlin ginge durch RuBland, ja
. selbst der direkte Weg von Miinchen nach
Berlin. Dresden, Niirnberg, Regensburg waren
Grenzstadte gegen RuBland, unsere Stellung
- gegeniiber den Slawen wdre (im Siiden wenig-
. stens) wie vor Karl dem GroBen". (Karl Marx
in ,Herr Vogt", 1860, S. 81)

. Fiinf Jahre davor meinte Friedrich Engels
. (Deutschland und der Panslawismus, in: Neue
. Oder-Zeitung vom 24. 4. 1855): ,der Panslawis-
' mus ist eine Bewegung, die nicht nur die Un-
' abhédngigkeit anstrebt, sondern auch die Aus-
16schung dessen, was eine tausendjdhrige Ge-
schichte geschaffen hat"!”). Angesichts der
Gefahren aus dem Osten waren selbst die Va-
ter des internationalistischen Sozialismus an
alldeutscher Gesinnung nicht zu tibertreffen.

. Ein Menschenalter spéter (in seiner Freibur-
ger Antrittsvorlesung von 1895) sah Max We-
ber fiir das kaiserliche Deutschland eine
Struktur- und Lebenskrise voraus, die aus den
ostelbischen Latifundien und der darauf beru-
henden Herrschaftsstruktur hervorgehen
wiirde. Sein Hauptargument war der stindige
Zuzug polnischer Landarbeiter, die mit ihrer
Anspruchslosigkeit das einheimische Arbeits-
angebot unterboten und das Sozialgefiige aus-
hohlten. Seine Folgerung war: ,GroBbetriebe,
welche nur auf Kosten des Deutschtums zu
erhalten sind, sind vom Standpunkt der Na-
tion wert, daB sie zugrunde gehen". Die volks-
wirtschaftlichen Kosten, letzten Endes das na-

') Fr. Engels stritt den kleinen Vélkern des Ostens
jede Daseinsberechtigung ab: ,Jhre ganze Existenz
iiberhaupt ist ja schon ein Protest gegen eine ge-
schichtliche Revolution... ihr Verschwinden vom
Erdboden ist auch ein Fortschritt." (Neue Rhein-
Zeitung, 1849; MEW 6, S. 172). k&
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tionalpolitische Risiko dieser Operation, hat
Weber nicht berechnet.

Derartige Visionen beeindrucken uns Nach-
lebende, weil sie sich erfiillt haben, aber wann
hdtten jemals Mitlebende auf Kassandra ge-
hort? Es liegt im Selbsterhaltungstrieb, daB
Voraussagen kommenden Unheils dazu her-
ausfordern, ihm zu begegnen. Tatenlosigkeit
wiare nicht zu ertragen und Unterlassen einer
Handlung erscheint schlimmer als das Fehl-
greifen in der Wahl der Mittel.

Aber den Nachlebenden ist es auferlegt, dar-
tiber zu reflektieren, ob alles so kommen
muBte, wie es gekommen ist. Die GréBle der
Verluste im Osten — das folgenreichste Ge-
schehen in der deutschen Volksgeschichte
seit tausend Jahren — iibersteigt offenbar das
Fassungsvermégen unserer zeitgeschichtli-
chen Orientierung. In einem Sammelband zur
Frage der ,Identitdt der Deutschen", einem re-
prasentativen Querschnitt zur deutschen Fra-
ge, wird das Verstdndnis in den beiden Teil-
staaten Restdeutschlands erértert, ohne daB
die verlorenen Ostgebiete als Element des
SelbstbewuBtseins zu erwdhnen waren !8);
Kundgebungen der Heimatvertriebenen wek-
ken Aufmerksamkeit als Politikum, aber
kaum eine allgemeine staatsbiirgerliche Teil-
nahme. Es ist auch zu bezweifeln, ob in den
Schulen die ,Ostkunde’, in den Lehrpldnen
der Linder mehr oder minder verankert, das
so komplizierte Geschehen in der Vielvélker-
zone des vergangenen Osteuropa dem Ge-
ddchtnis vermitteln kann. Die Geschichte der
deutschen Staaten erfaBt das Thema aber
nicht, weil volksgeschichtliche Vorginge
Staatsgrenzen durchdringen.

Fiir die Welt sind die Gebiets- und Siedlungs-
verluste der Deutschen im europdischen
Osten und Siidosten eine vollendete Tatsa-
che. In dem auf drei Staaten aufgeteilten Volk
— die Deutschen Usterreichs sind als unmit-
telbar beteiligte hierbei gewill einzubeziehen
— regt sich kein spontanes Interesse an der
Vorgeschichte und dem AusmaB dieser unge-
heuren EinbuBe an Lebensraum, Vermdégen
und Geltung.

Jede Wunschvorstellung von Wiederherstel-
lung und Riickkehr, das Beharren auf volker-
rechtlichen oder moralischen Grundsdtzen
sind an sich verstdndlich und achtbar. LaBt
sich aber vom endlichen Erfolg her der fran-

') W. Weidenfeld (Hrg) Die Identitit der Deut-

schen (Schriftenreihe der Bundeszentrale fiir politi-
sche Bildung, Bd. 200), Bonn 1983.
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zoOsische Revanchismus nach dem Verlust des
iiberdies deutschsprachigen ElsaB-Lothringen
oder das jahrhundertelange Verlangen der
Polen nach Restitution ihres Nationalstaates
damit vergleichen? Bei jenen ging es ,nur” um
Revision und Verdnderung willkiirlich ver-
setzter Staatsgrenzen. Wir hingegen stehen
vor dem Verlust von durch Jahrhunderte kul-
tivierten Volksbodens und der vélligen Ent-
wurzelung der dort ansdssigen deutschen
Stamme und Volksgruppen — ein wahrhaft
radikaler Unterschied.

In der Welt, wie sie ist, erschiene es schon als
unvorstellbar, daB von den jetzigen Bewoh-
nern wieder freizugebende Fldachen durch
deutsche Bauern oder Kleinstadter wiederbe-
siedelt werden kénnten; woher sollten diese
auch kommen? Freiziigigkeit in dem erhoff-
ten ,Europa ohne Grenzen" kénnte zwar deut-
sche Unternehmer, Fachleute, Kapital in den
europdischen Osten ziehen, aber Transfer von
Wissen und Kapital ist nicht gleich Bevélke-
rung.

Das einstige Vordringen von Deutschen und
Niederlandern nach dem Osten war — abge-
sehen von den Kreuzziigen nach Nordost —
das Ergebnis eines natiirlichen West-Ost-Ge-
falles von Wirtschaftskraft, organisatorisch-
technischem Vorsprung sowie Bevolkerungs-
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iberschufl und wurde politisch ausgeldst vom
landesherrlichen Wunsch nach Modernisie-
rung zuriickgebliebener Territorien 9).

Den Gegenstofl bewirkten gleichfalls sikulare
Krifte des demographischen, sozialen und na-
tionalbewuBten Aufstiegs der zum industriell-
biirgerlichen Weltstand strebenden Vélker in
der 6stlichen Nachbarschaft, den das Hitler-
Regime durch einen besinnungslosen Gegen-
schlag zu iberwéltigen gedachte. Die den
deutschen Osten verheerende Gewalt jener
Gegenbewegung verband sich schlieBlich mit
der russisch-eurasischen Macht, die nach ei-
nem Menschenalter nachholender Industria-
lisierung imstande war, traditionelle, ehedem
auch panslawistisch begriindete Expansions-
ziele in Ostmitteleuropa zu erreichen.

Ohne ein Bedenken dieser in der neueren
Geschichte einzigartigen Dynamik der be-
schriebenen sozialwirtschaftlichen Vorgidnge
als dem Hintergrund des politischen Gesche-
hens kann tiber unsere nationale Vergangen-
heit und Zukunft nicht nachgedacht werden.

19) Das historische Gegenstiick dazu ist die russi-
sche Kolonisation Mittel- und Nordasiens, hier al-
lerdings mit dem Ergebnis imperialer Dauerherr-

schaft. :
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Josef Henke

Flucht und Vertreibung der Deutschen aus ihrer Heimat
im Osten und Sitidosten 1944-1947

Auch vierzig Jahre nach Ende des Zweiten
Weltkrieges ist die Darstellung eines seiner
folgenreichsten Ergebnisse, namlich die
Flucht und Vertreibung von mehr als 14 Mil-
lionen Deutschen aus dem Osten, keineswegs
nur eine historisch-wissenschaftliche Aufga-
be. Zweifellos — dies zeigt allein die Heftig-
keit der oOffentlichen Diskussion um die Lo-
sung des diesjdhrigen Treffens der Schlesier
— beriihrt jede publizistische wie wissen-
schaftliche Beschdftigung mit den Gescheh-
nissen im Osten vor rund vier Jahrzehnten
auch politische und moralische Kategorien.
Sie fiihren nicht selten zu einer wissenschaft-
lichen Enthaltsamkeit gerade bei einem The-
ma, das im Interesse der historischen Wahr-
heitsfindung eine umfassende Behandlung
fern aller vordergriindigen, oft tagespolitisch
motivierten oder verhdngnisvoll als ,volks-
pddagogisch"” deklarierten Beweggriinde nicht
nur verdient hétte, sondern eben wegen der
politischen Brisanz geradezu gebietet.

GewiB, bereits in den fiinfziger Jahren —
kaum ein Jahrzehnt nach den Ereignissen —
setzte fir deren historisch-wissenschaftliche
Darstellung die vielbandige, vom Bundesmini-
ster fiir Vertriebene, Fliichtlinge und Kriegs-
geschddigte herausgegebene ,Dokumentation
der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mit-
teleuropa" in jeder Hinsicht auch heute noch
richtungweisende MaBstdbe!). Auch aus die-
sem Grunde erscheint die zégernde Haltung
erkldrbar, mit der in der Folgezeit — im
Grunde bis zum Erscheinen der in erster Li-
nie fiir ausldndische Leser gedachten Arbeit
des amerikanischen Vélkerrechtlers A. M. de
Zayas im Jahre 1977?) — Historiker an die
notwendige Aufarbeitung von Teilgebieten

') Dokumentation der Vertreibung der Deutschen
aus Ost-Mittel-Europa, hrsg. vom Bundesministe-
rium fir Vertriebene, Fliichtlinge und Kriegsge-
schddigte, bearbeitet von Theodor Schieder, Bde.
I—V, 3 Beihefte, Bonn 1953—1961, unverdanderter
Nachdruck (ohne Beihefte) im Deutschen Taschen-
buch Verlag (dtv), Miinchen 1984.

°) Alfred M. de Zayas, Die Anglo-Amerikaner und
die Vertreibung der Deutschen. Vorgeschichte,
Verlauf, Folgen, Miinchen 1977 (hier zitiert nach
der Taschenbuch-Ausgabe bei dtv, Miinchen 19813);
Originalausgabe unter dem Titel ,Nemesis at Pots-
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I. Historiographische Bedingtheiten

des Gesamtkomplexes herangingen und so ei-
ner mehr publizistischen, aber auch tagespoli-
tischen Zwecken dienenden Auswertung der
verfiigharen Quellen das Feld iiberlieBen, die
vorwiegend auf die dokumentarische Darstel-
lung individueller Vertriebenenschicksale in
einzelnen Vertreibungsgebieten abhob.

GewiB mag auch die auBergewohnliche Quel-
lenlage zu diesem Ergebnis beigetragen ha-
ben: Vertreibungsereignisse gehéren zu den
historischen Vorgdngen, die in amtlichen Un-
terlagen — in der Regel die Quellenbasis, von
welcher der Historiker ausgeht — aus der
Natur der Sache heraus nur héchst unzuldng-
lich dokumentiert sind oder deren Erfor-
schung an Hand amtlicher Quellen aus politi-
schen Griinden erschwert wird. Dazu gehéren
im besonderen Mafe auch Flucht und Ver-
treibung der Deutschen aus dem Osten. Aus
dieser Erkenntnis heraus hat der Bundesmini-
ster fiir Vertriebene seit 1950 bereits vorhan-
dene, insbesondere aus der Tatigkeit einiger
Arbeitskreise von Vertriebenenorganisatio-
nen entstandene Sammlungen von Erlebnis-
berichten und anderen Aufzeichnungen pri-
vater Herkunft systematisch erfaBt und durch
methodisch moderne Befragungsmethoden so
entscheidend ergdnzt, daB fiir das Publika-
tionsprojekt der ,Dokumentation der Vertrei-
bung der Deutschen" eine breite Ausgangsba-
sis von Ersatzquellen geschaffen werden
konnte. Diese Materialien wurden nach Uber-
nahme in das Bundesarchiv in der ,Ost-Doku-
mentation” zusammengefat und durch zu-
sdtzlich erworbene oder im Bundesarchiv er-
arbeitete Sammlungen, durch wissenschaftli-
che Erhebungen und nicht zuletzt durch

dam", London 1977. Erst vierzig Jahre nach den Ge-

schehnissen im Osten wird der von Wolfgang Benz
herausgegebene Sammelband ,Die Vertreibung der
Deutschen aus dem Osten. Ursachen, Ereignisse,
Folgen", Frankfurt 1985 (Fischer-Taschenbuch, er-
scheint im Juni 1985) eine Bilanzierung des Wis-
sens- und Forschungsstandes, auch aus nichtdeut-
scher Sicht, sowie eine wissenschaftliche Analyse
verschiedener Aspekte des Flucht- und Vertrei-
bungsgeschehens vor dem Hintergrund volkstums-
politischer und allgemein politischer Zusammen-
hédnge versuchen.
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nachgelassene Papiere betrachtlich erwei-
tert3),

Diese seinerzeit noch neuartige Uberliefe-
rungsgattung setzte allerdings im Sinne der
geforderten Wahrheitsfindung die Anlegung
spezifischer MaBstdbe der Quellenkritik vor-
aus, die damals erst entwickelt werden muB-
ten?). Statistische und andere quantifizie-
rende Aussagen — nicht einmal letzte Sicher-
heit hinsichtlich einer in allen Einzelheiten
korrekten Wiedergabe von Tatsachen im
Sinne eines juristischen Beweises — sind bei
diesen Quellen im Grunde nicht zu erreichen.
Auch ist die Verfithrung zur bloBen Summie-
rung von Einzelschicksalen besonders groB;
ferner erscheint hier die Aufgabe des Histori-
kers, durch Abstrahierung zu allgemein giilti-
gen Aussagen zu gelangen, besonders schwie-
rig. Die Summierung der in den Erlebnisbe-
richten niedergelegten Einzelschicksale ver-
deutlicht indessen bei aller Subjektivitédt der
Darstellung und der offenkundigen Begrenzt-
heit des menschlichen Wahrnehmungs-, Erin-
nerungs- und Darstellungsvermdgens in be-
sonderer, unmittelbarer Eindringlichkeit
Flucht und Vertreibung der Deutschen als ei-
nen historischen Gesamtvorgang, der kiinfti-
gen Generationen verstandlich zu machen ist,
um Wiederholungen zu verhindern.

Vor allem aber waren es Motive politischer
Natur, die Historiker und Verleger vor der
Aufarbeitung des Themenkomplexes zuriick-
schrecken lieBen. Wann immer das Thema
Flucht und Vertreibung der Deutschen und
dessen besondere Quellenlage zur Sprache
kam, konnte man sich heftiger Proteste vor
allem aus osteuropdischen Landern, aber auch
aus dem westlichen Ausland und dem Inland
sicher sein®). Deren Grundtenor war und ist

3) Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestdnde, hrsg.
von Gerhard Granier, Josef Henke, Klaus Oldenha-
ge, Boppard 19773, S. 713ff.
4) Vgl. Werner Conze, Die Dokumentation der Ver-
treibung. Ein Beispiel zeitgeschichtlicher Methode,
in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht, 5
(1954), S. 236—238; Martin Broszat, Massendoku-
mentation als Methode zeitgeschichtlicher For-
schung, in: Vierteljahrshefte fiir Zeitgeschichte, 2
(1954), S. 202—213; Theodor Schieder, Die Vertrei-
bung der Deutschen aus dem Osten als wissen-
schaftliches Problem, in: Vierteljahrshefte fiir Zeit-
geschichte, 8 (1960), S. 1—16.

) Vgl. z. B. die bei Wiliried Ahrens, Verbrechen an
Deutschen. Dokumente der' Vertreibung, Arget
19842, S. 48{f, zusammengestellten Verlautbarun-
gen im Zusammenhang mit der Diskussion um die
Freigabe der vom Bundesarchiv im Auftrag der
Bundesregierung erstellten ,Dokumentation der
Vertreibungsverbrechen" (Bundesarchiv-Bestand
Ost-Dok. 1 Anhang).
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es, zundachst das Thema als politisch uner-
wiinscht im Hinblick auf aktuelle Bediirfnisse
zu bezeichnen. Man versuchte weiter, die an-
geblichen Intentionen der Autoren und ihrer
Arbeiten zu diskreditieren, indem man ihnen
von vornherein eine bewuBite Verschleierung
der beispiellosen Verbrechen des NS-Regi-
mes, vor allem'in den besetzten Gebieten, un-
terstellte. SchlieBlich bestritt man nicht nur
quantitativ, sondern auch qualitativ den histo-
rischen Vorgang von Flucht und Vertreibung
und tat die einschldgigen Dokumente — ins-
besondere die iiber 40 000 Erlebnisberichte
der Ost-Dokumentation des Bundesarchivs —
schlicht als Falschungen oder Relikte aus der
Mottenkiste des Kalten Krieges ab9).

GewiB, welcher verantwortungsbewuBte
Staatsblirger — sei er Lehrer, Historiker, Poli-
tiker oder lediglich an der historischen Wahr-
heit Interessierter — mochte schon in den
Verdacht geraten, er wolle iiber das vielfil-
tige Leid der ihrer angestammten Heimat be-
raubten Deutschen aus dem Osten die in
deutschem Namen begangenen Morde und
Verbrechen, insbesondere das unsdgliche
Grauen der nationalsozialistischen Vernich-
tungslager, relativieren oder gar vergessen
machen, um so vielleicht zu einer morali-
schen Neubewertung der Terrorherrschaft
des NS-Regimes in Deutschland oder Europa
zu kommen? Aber eben weil die unvorstellba-
ren Tragddien etwa in Nemmersdorf, Metge-
then und Koénigsberg, in Lamsdorf, Briinn
oder Aussig in einem ursdchlichen Zusam-
menhang stehen mit den Morden der Einsatz-
gruppen der Sicherheitspolizei und des SD
hinter der deutschen Ostfront, mit den Mas-
senvernichtungslagern etwa in Treblinka,
Chelmno, Auschwitz und Majdanek?), eben
weil die mehrfach geschdndete und anschlie-
Bend grausam ermordete OstpreuBlin ebenso
ein Teil derselben geschichtlichen Wahrheit
ist wie die kaltbliitig liquidierte weiBrussi-
sche Bduerin oder die in der Gaskammer ver-
nichtete Jiidin, eben weil es gilt, eine Wieder-
holung eines solchen millionenfachen Mor-
des und Terrors politisch und moralisch un-
moglich zu machen, ist die Erforschung und
zu vermittelnde Erfahrung der gesamten
Wirklichkeit unserer jlingeren Vergangen-
heit eine unbestreitbare historische wie poli-
tische Notwendigkeit.

#

%) Ahrens (Anm. 5), S. 511f.

") Darauf haben auch die Autoren der ,Dokumenta-
tion der Vertreibung" (Anm. 1) unermiidlich hinge-
wiesen; vgl. z. B. Schieder (Anm. 4), S. 13.
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Auschwitz und Nemmersdorf aus den Quel-
len 'zu beschreiben und — gleichsam als
Summe der verschiedenen Darstellungen und
Deutungen — als eine von tagespolitischen
Opportunitdten unabhdngige Mahnung ,wi-
der das Vergessen" und in ihrer jeweiligen
Bedingtheit miteinander zu begreifen (auch
wenn beide Nam.en sicherlich nicht immer in
einem Atemzug nennbar sind), hat nichts mit
vordergriindigem ,Aufrechnen" zu tun, nichts
aber auch mit einer unwissenschaftlichen, po-

litisch oder ideologisch verordneten Unter-
driickung oder Leugnung des einen oder an-
deren Teils derselben historischen Wahrheit,
wohl aber alles mit einer verantwortungsbe-
wuBten Suche nach Erfahrung und Vermitt-
lung der gesamten komplexen Wirklichkeit
eines zutiefst von Unmenschlichkeit geprdg-
ten Abschnitts unserer gemeinsamen Vergan-
genheit. Dies kann als eine, und zwar wesent-
liche Voraussetzung fiir eine bessere Zukunft
politisch und gesellschaftlich Wirkung zeigen.

II. Diplomatisches Vorspiel und politische Wirklichkeit

Die Existenz besonderer Quellen zur Flucht
und Vertreibung der Deutschen aus dem
Osten erweist sich bei einem Blick auf die
diplomatische Vorgeschichte des Beschlusses
.einer ordnungsgemdBen Uberfiihrung deut-
scher Bevdlkerungsteile" aus Ost- und Sid-
osteuropa, wie ihn die Potsdamer Konferenz
im Sommer 1945 faBte, geradezu als eine
gliickliche Fiigung. Denn das namenlose Leid
auf den vereisten FluchtstraBen des Ostens,
auf dem briichigen Eis des Haffs, auf den von
Torpedos getroffenen Fliichtlingstranspor-
tern, in den Deportationslagern im Innern
RuBlands gerinnt in den diplomatischen

Quellen zum vodlkerrechtlich hantierbaren

Begriff des ,Bevolkerungstransfers”, der noch
dazu als beinahe natiirliche BegleitmaBnahme
angeblich notwendiger territorialer Umge-
staltungen bzw. als angemessenes Mittel zur
Losung ethnischer Konflikte betrachtet wur-
de?).

Die Diskrepanz zwischen der Wirklichkeit
der Konferenzsdle von Teheran, Jalta und
Potsdam einerseits und dem Elend der
Fliichtlingstrecks andererseits findet ihre
Entsprechung in der Kluft zwischen der Spra-
che der diplomatischen Quellen und den Er-
lebnisberichten Betroffener. Mehr noch: Hier
erweist sich einmal mehr die Unzuldnglich-
keit einer historischen Methode, die sich le-
diglich auf konventionelle amtliche Behor-
denakten stiitzt, wenn es gilt, die Wirklich-
keit von Einzelschicksalen als historischen

%) Vgl Klaus-Dietmar Henke, Der Weg nach Pots-
dam — Die Alliierten und die Vertreibung, in:
Woligang Benz (Anm. 2), S.49—69, dort auch wei-
terfiihrende Literaturangaben. Herrn Henke danke
ich sehr fiir seine Bereitschaft, mir sein Manuskript
vorab zur Verfiigung zu stellen. Auf seine Thesen
stiitzen sich im wesentlichen die Darlegungen in
diesem Abschnitt.
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Gesamtvorgang erfahrbar zu machen. Ohne
die aufgrund des Fehlens amtlicher Unterla-
gen entstandenen Sammlungen der Zeugen-
berichte wiirden Flucht und Vertreibung nach
dem Tode der letzten unmittelbar Betroffenen
kiinftigen Generationen vielleicht nur als
eine diplomatische Frage zweiten Ranges auf
den entscheidenden Konferenzen des Zwei-
ten Weltkrieges erscheinen, nicht aber in der
bedriickenden Wirklichkeit millionenfachen
Leides und Todes iiberliefert bleiben.

DaB diese verhdngnisvollen Auswirkungen
auf die Betroffenen bei Konferenzbeschliissen
iiber ,Bevolkerungsverschiebungen” kaum be-
achtet, sondern ausschlieflich angebliche
Vorteile ,einer groBeren Homogenitdt der Be-
volkerung und der Beseitigung alter tiefver-
wurzelter Streitfragen"?) gesehen wurde, war
bereits eine Erfahrung aus der Zeit nach dem
Ersten Weltkrieg gewesen. Bei der Bildung
der ethnisch heterogenen Staaten in Ost- und
Silidosteuropa nach 1918 war die schon seit
dem Aufstieg der nationalen Einigungsbewe-
gung im 19. Jahrhundert zumindest latent
vorhandene Idee, durch die Aussiedlung eth-
nischer Minderheiten aus einem Staatsver-
band eine ,nationale Purifizierung"!?) zu errei-
chen und Volksgruppenkonflikte dauerhaft
zu lésen, erstmals konkret realisiert worden.
Die leidvolle Harte und Ungerechtigkeit bei
der Umsiedlung von Griechen und Tiirken
seit 1923 verblaBte bei zunehmender ortlicher
und zeitlicher Distanz. Es blieb die fixe Idee
eines ,faszinierenden Musterbeispiels fiir die
Durchfiihrbarkeit radikaler ethnischer Entmi-

9) So der britische AuBenminister Lord Curzon auf

der Konferenz von Lausanne 1923, auf der die Um-
siedlung von Griechen und Tiirken beschlossen
wurde. Zit. nach K.-D. Henke (Anm. 8), S. 50.

10) Schieder (Anm. 4), S. 11.
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schung"!!). Sie bot sich bei den Verhandlun-
gen der Allilerten wédhrend des Zweitens
Weltkrieges als beherrschendes Argument
geradezu an, zumal es nun um das weitere
Schicksal der Deutschen ging, deren Konzep-
tion einer rassenideologisch begriindeten He-
gemonie in Europa und in der Welt millio-
nenfaches Leid iiber die von ihnen beherrsch-
ten Volker gebracht hatte.

Freilich, um eine ,ethnische Entmischung'
konnte es nur bei einem geringeren Teil der
von der vereinbarten ,Umsiedlung” schlieB-
lich betroffenen Deutschen gehen. Rund 60%
von ihnen gehérten nicht zu deutschen Min-
derheiten in einem anderen Staatsverband,
sondern stammten aus den auch vor Hitlers
territorialen Eroberungen zum Deutschen
Reich gehorigen Gebieten jenseits von Oder
und NeiBe (also aus der damaligen Provinz
OstpreuBlen, aus der Provinz Grenzmark Po-
sen-WestpreuBlen, aus Pommern, Schlesien
und Ost-Brandenburg). Sie wdren erst durch
die Oder-NeiBe-Linie 1945 zu einer gewalti-
gen Minderheit im neuen polnischen Staats-
gebiet geworden. Ihr Schicksal ist also unmit-
telbare Folge der Vereinbarungen der Anti-
Hitler-Koalition iiber die polnischen Nach-
kriegsgrenzen.

In dieser Frage hatte man von zwei Pramissen
auszugehen: Einmal galt Polen mit Recht als
eines der Hauptopfer der kriegerischen Ex-
pansion des NS-Regimes, zum andern hatte
Stalin nie einen Zweifel daran gelassen, daBl
er die ostpolnischen Gebiete, die der Sowjet-
union als Folge seines Paktes mit Hitler vom
23. August 1939 zugefallen waren, nicht mehr
herausgeben werde. Wollte man aber an der
neuen polnischen Ostgrenze festhalten, so
stellte sich die Frage einer angemessenen
Entschddigung Polens im Norden und We-
sten auf Kosten des besiegten Deutschland.
Bereits die erste Kriegskonferenz zwischen
Churchill, Roosewelt und Stalin Ende Novem-
ber 1943 in Teheran brachte eine Einigung
iiber diese beiden Grundlagen: die Endgiiltig-
keit der polnischen Ostgrenze und das Prin-
zip der polnischen ,Westverschiebung’, deren
prazise Ausmale indessen offen blieben.

Es erwies sich als folgenreich, daB die West-
mdachte sich mit Riicksicht auf die Sowjet-
union allmdhlich bewuBt iiber die Wiinsche
der anti-sowjetisch eingestellten polnischen
Exilregierung in London hinwegsetzten. Die
Londoner Exilpolen lehnten ndmlich nicht

') K.-D. Henke (Anm. 8), S. 50.
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nur die Abtretung Ostpolens an die Sowijet-
union ab, sondern schreckten im Hinblick auf
das spdtere Verhaltnis Polens zu Deutschland
auch vor einer iibertriebenen Ausdehnung
der polnischen Grenzen nach Westen zuriick.
Sie lieBen sich auch von Churchill, der seit
Teheran immer haufiger von der Oder als der
kiinftigen polnischen Westgrenze sprach,
nicht fiir die Vereinbarungen%on Teheran ge-
winnen. Ihr Kurswert als alliierter Verhand-
lungspartner brockelte allerdings mit der Bil-
dung des prosowjetischen ,Polnischen Komi-
tees der Nationalen Befreiung" — auch ,Lubli-
ner Komitee" genannt — im Sommer 1944
stark ab. Die Lubliner Polen erkannten die
sowjetischen Grenzregelungswiinsche voll an
und erhielten von den Sowjets erstmals auch
Versprechen hinsichtlich eines spiteren
Grenzverlaufs an Oder und Lausitzer NeiBe.
Ende 1944 trat die UdSSR erstmals auch o6f-
fentlich fiir die Oder-Neifle-Linie als polni-
sche Westgrenze ein. Einen Monat vor dem
Treffen in Jalta auf der Krim erfolgte die An-
erkennung der ausschlieBlich aus Lubliner
Polen bestehenden Provisorischen Regierung
der Polnischen Republik durch die Sowjetuni-
on.

Diese Entwicklung der politischen Verhilt-
nisse Polens beobachteten die Westmadachte
mit steigender Besorgnis. Als Stalin Anfang
Februar 1945 in Jalta Verstdandnisbereitschaft
in dieser Frage erkennen lieB, bestdtigten
Churchill und Roosevelt auch formell die rus-
sische Westgrenze, billigten im Prinzip auch
die Oder-Linie als neue polnische Westgren-
ze, ja machten gegen eine Grenzziehung im
stidlichen Teil entlang der Lausitzer Neifle im
wesentlichen lediglich Gegengriinde prakti-
scher Art geltend: Die Integration solch um-
fangreicher deutscher Gebiete wiirde die pol-
nischen Nachkriegsregierungen vor gewal-
tige Schwierigkeiten stellen. Eine prazise
Festlegung des endgiiltigen Grenzverlaufs in
volkerrechtlich verbindlicher Form mulfte
man einer spiteren Friedenskonferenz iiber-
lassen. Faktisch fiihrte dieser Zustand der Un-
sicherheit jedoch zur Schaffung vollendeter
Tatsachen und damit zur Prdjudizierung einer
Grenzregelung, die nur durch einen Friedens-
vertrag mit Deutschland voélkerrechtlich
wirksam werden konnte !2).

Drei Tage nach AbschluBl der Konferenz von
Jalta gestattete der Oberste Verteidigungsrat
der UdSSR die Einsetzung polnischer Verwal-
tungsdienststellen in den von der Roten Ar-

13} Ebd., S.53.
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mee besetzten Gebieten. Im Marz 1945 er-
folgte bereits die Errichtung der fiinf neuen
polnischen Wojwodschaften Masuren, Pom-
mern, Oberschlesien, Niederschlesien, Dan-
zig. Westliche Proteste konnten durch die un-
verbindliche Erkldrung, diese ortlichen MaB-
nahmen hdtten nichts mit dem endgiiltigen
Grenzverlauf zu tun, leicht entschéarft wer-
den. :

Indessen sahen sich die westlichen Alliierten
auf der Konferenz von Potsdam mit der fakti-
schen Ausgliederung der reichsdeutschen
Gebiete jenseits von Oder und Neifle aus der
sowjetischen Besatzungszone konfrontiert.
Man protestierte daher auch gegen diesbe-
ziigliche einseitige sowjetisch-polnische Ak-
tionen. Ins Gewicht fielen nunmehr auch die
schwerwiegenden Probleme, die Briten und
Amerikaner als Folge der Abtrennung weiter,
vorwiegend landwirtschaftlich genutzter
Landstriche und der Aufnahme von Millionen
von Fliichtlingen und Vertriebenen fiir die ei-
genen Besatzungszonen zu erkennen glaub-
ten. Als Stalin jedoch bei der Regelung der
Reparationen zu Zugestdndnissen bereit war,
honorierten seine westlichen Verbiindeten
dies mit ihrer Sanktionierung der polnischen
Verwaltung in den Oder-NeiBle-Gebieten und
dariiber hinaus mit der Zustimmung zur Mas-
senausweisung der deutschen Bevélkerung
aus ,Polen", der Tschechoslowakei und Un-
garn. Zwar wurde erneut bekraftigt, daBl der
genaue Verlauf der polnischen Grenzen bis
zur Friedenskonferenz zuriickgestellt werden
solle, mit der Potsdamer Lésung wurden aber
.faits accomplis" bestdtigt und der Verlauf der
deutsch-polnischen Grenze nicht de iure, aber
de facto festgeschrieben. Der noérdliche Teil
OstpreuBens mit der Provinzhauptstadt Ko-
nigsberg wurde hingegen der Sowjetunion
tiberlassen.

Gleichzeitig wurde auch das Schicksal jener
Millionen Deutschen besiegelt, die als ethni-
sche Minderheiten aus den intakt gebliebe-
nen oder nach der Niederlage der Achsen-
madchte wiederhergestellten Staaten Ost- und
Stidosteuropas bereits vertrieben waren oder
noch vertrieben wurden. Es handelte sich um
die im Potsdamer Protokoll genannten Deut-
schen aus der Tschechoslowakei (also die Su-
detendeutschen, die Deutschen aus dem ehe-
maligen Protektorat Bohmen und Madhren
und aus der Slowakei), aus Polen — gemeint
sind neben der Bevdlkerung der reichsdeut-
schen Gebiete jenseits von Oder und Neifle
die Deutschen aus den 1939 in das Deutsche
Reich eingegliederten (Reichsgaue Danzig-
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WestpreuBen und Wartheland sowie Ost-
Oberschlesien) und angegliederten Gebieten
und aus dem ,Generalgouvernement’ (also aus
dem restlichen Polen ohne die von der So-
wjetunion annektierten ostpolnischen Gebie-
te) — sowie um die Deutschen aus Ungarn.
Faktisch betroffen waren aber auch die star-
ken deutschen Volksgruppen in Siidosteuro-
pa, vor allem in Jugoslawien und Rumaédnien,
sofern sie nicht bereits wahrend des Krieges
auf deutsche Veranlassung hin umgesiedelt
und in ihren neuen Wohnstdtten in den ein-
oder angegliederten Gebieten Westpolens
bzw. Sloweniens von dem allgemeinen
Flucht- und Vertreibungsgeschehen erfaBit
worden waren.

Mit den Potsdamer Formeln wurde der Welt-
offentlichkeit deutlich gemacht, daB die Frage
von Grenzverschiebungen unmittelbar ver-
kniipft war mit einem ungewissen Schicksal,
ja, der existentiellen Gefdhrdung, in jedem
Fall mit der Entwurzelung von Millionen in
den Vertreibungsgebieten ansdssiger Deut-
scher. Diese Verkniipfung freilich war den fiir
eine politische Neuordnung Ostmitteleuropas
nach Hitlers Niederlage verantwortlichen
Staatsmdnnern und Diplomaten im Prinzip
stets bewuBt und wurde von ihnen ausdriick-
lich gewollt 13). Trotz aller Differenzen, die auf
den Kriegskonferenzen zwischen den GroB-
madchten in Einzelfragen wie der westlichen
NeiBe oder der endgiiltigen Zahl der ,Umzu-
siedelnden” auftraten, war ihnen aber letztlich
das Problem der exakten Grenzregelung wie
der damit verbundenen Massenvertreibung
nicht wichtig genug, um dartiber einen ernst-
haften Streit entstehen zu lassen oder gar Po-
len, die Sowjetunion und andere betroffene
Lander wirkungsvoll daran zu hindern, die
militdrische, politische und moralische Nie-
derlage Deutschlands dazu zu nutzen, mit den
Deutschen ,ein fiir alle Mal reinen Tisch zu
machen"4),

Reinen Tisch mit der deutschen Bevolkerung
zu machen, war von jeher auch feste Absicht
der von Staatsprasident Bene§ gefiihrten
tschechoslowakischen Exilregierung in Lon-
don im Hinblick auf die politische und soziale
Zukunft des Landes nach einer deutschen
Niederlage gewesen. Mehrere Faktoren hat-
ten dazu beigetragen, daB die radikalste L&-

13) Im einzelnen K.-D. Henke (Anm. 8) und insbe-

sondere zur Haltung der Westmdchte de Zayas
(Anm. 2).

) K.-D. Henke (Anm. 8), S. 59. Zitat aus Churchills
Unterhausrede vom 15, 12. 1944,
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sung des Minderheitenproblems in der Tsche-
choslowakei bei den Westmachten, insbeson-
dere bei der britischen Regierung, iiberra-
schend schnellen Anklang und grundsitzli-
che Zustimmung gewann.

Die mit Zustimmung Grofibritanniens und
Frankreichs auf der Miinchner Konferenz
1938 in volkerrechtlich. verbindlicher Form
erfolgte Eingliederung der von rund 3,5 Mil-
lionen Deutschen bewohnten Sudetengebiete
in das Deutsche Reich hatte sich im BewuBt-
sein der britischen Regierung und Offentlich-
keit zu einer Art Trauma entwickelt. Spite-
stens mit seinem Einmarsch in Prag am
15. Marz 1939 hatte Hitler bewiesen, daBl ihm
die in vieler Hinsicht berechtigten Forderun-
gen der Sudetendeutschen nach Selbstbestim-
mung lediglich als Vehikel seiner expansioni-
stisch-ideologischen Zielvorstellungen auf
dem europdischen Kontinent gedient hatten.
«Miinchen" hatte dariiber hinaus nach Ansicht
vieler Engldander, vor allem der nunmehr die
Regierung bildenden ,Anti-Appeasers um
Churchill und Eden, den Krieg, der GroBbri-
tannien an den Rand des Untergangs ge-
drdangt hatte, erst moglich gemacht. Hinzu
kam die allseits, auch von der Sowjetunion
anerkannte Autoritdt der Personlichkeit von
Eduard Benes. Er gewann unter Ausnutzung
des Schocks von Miinchen die Alliierten fiir
seine Konzeption, die Tschechoslowakei nach
der deutschen Niederlage in den alten Gren-
zen wiedererstehen zu lassen, dariiber hinaus
mit einer allgemeinen ,Aussiedlung" der Su-
detendeutschen den angeblichen Hauptgrund
fiir den ,Weg nach Miinchen" und gleichzeitig
auch das angebliche Haupthindernis fiir eine
kiinftige gedeihliche Entwicklung seines Lan-
des zu beseitigen. DaBl damit fiir Millionen ein
grauenvolles Schicksal besiegelt wurde,
macht die Diskrepanz zwischen politischer
Begriindbarkeit und daraus folgenden kon-
kreten menschlichen Auswirkungen einmal
mehr deutlich.

Insgesamt hatten Anfang 1945 — vor allem
nach der Konferenz von Jalta — die mafigeb-
lichen Politiker der Sowjetunion und der tibri-
gen osteuropdischen Lander das sichere Ge-
fiihl gewonnen, daB die Anglo-Amerikaner
kaum in der Lage, aber auch nicht wirklich
willens waren, ihren in den Verhandlungen
vorgebrachten und durchaus ernst gemeinten
Ermahnungen zu einer geordneten Durchfiih-
rung der ,Bevdlkerungstransfers” energischen
Nachdruck zu verleihen !9). Die Folge war, daB

13) Bbd. S. 65.
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die im Sudetenland und in den Oder-Neifie-
Gebieten zurtickgebliebenen bzw. dorthin zu-
riickgekehrten Deutschen Opfer ,wilder Aus-
treibungen” und der planméBigen Zerstérung
ihrer Lebensgrundlagen wurden, dann aber
auch schon von ,eigentlichen" Vertreibungs-
aktionen erfaBt wurden, noch ehe auf der
Potsdamer Konferenz verbindliche Be-
schliisse getroffen wurden.

Alarmiert durch das einseitig eingeleitete
Ausgreifen Polens bis zur westlichen NeiBe
und das dadurch verursachte Anwachsen der
Vertriebenenzahlen weit iiber die bis dahin
von GroBbritannien tolerierten sechs bis sie-
ben Millionen hinaus brachte Churchill in
Potsdam pl6tzlich schwerwiegende morali-
sche Bedenken gegen die Massenaustreibung
vor. Stalin tat diese mit dem — keineswegs
den Tatsachen entsprechenden — Hinweis
ab, aus den Ostgebieten seien ohnehin bereits
alle Deutschen vor der Roten Armee geflo-
hen. Indessen geniligte Stalins KompromiBbe-
reitschaft in der Reparationsfrage, um die Zu-
stimmung der Westmadchte zur Verwaltung
der deutschen Ostgebiete durch Polen zu er-
halten. Dabei zeigte sich, daB auch die damit
verbundene Frage der Massenausweisung in
den Augen der Konferenzteilnehmer nicht
mehr als nur ein Randproblem war, ,ndmlich
eine unschéne, aber unvermeidliche Folge
der Neuordnung Europas nach dem Willen
der GroBmachte"!®). Um hoherer Ziele willen
wurde auch die Massenvertreibung in der
nunmehrigen realen GréBenordnung akzep-
tiert: Artikel XIII der Potsdamer Erkldrung
sah die ,ordnungsgemdBe Uberfiihrung" deut-
scher Bevolkerungsteile aus Polen, der Tsche-
choslowakei und aus Ungarn vor.

DaB selbst diese, von den Westmdchten an-
geblich der Sowjetunion abgetrotzte ,mensch-
liche und geordnete" Durchfiihrung der Aus-
treibung sich angesichts des iiber Millionen
hereingebrochenen Sturms von Vergeltung,
Rache und HaB als zynische, grausame Ironie
erwies, ist bekannt. DaBl die Westmachte zu
irgendwelchen Sanktionen weder in der Lage
noch willens waren, bleibt nicht zweifelhaft.
Indessen bleibt zu bedenken: Die totale Nie-
derlage des NS-Regimes war nicht der Zeit-
punkt, sich nachhaltig und effektiv fiir die In-
teressen eines Volkes zu engagieren, dessen
Kriegsmaschinerie man soeben unter unge-
heuren blutigen Opfern besiegt hatte und
dessen Fiihrung sich — wie man gerade in
Bergen-Belsen, Buchenwald oder Auschwitz

'®) Ebd,, S. 68.
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 erlebt hatte — beispielloser Verbrechen
. gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht

hatte. Eines vermeintlichen Randproblems

- wegen war man nicht bereit, die Schwierig-

keiten im Verhdltnis zu dem fiir die Nach-
kriegsordnung unentbehrlichen sowjetischen
Koalitionspartner nocht weiter zu vergroBern.
Die Sieger einigten sich auf Kosten der zu be-
strafenden Besiegten. Die Chance eines umfas-
senden Neubeginns etwa auf der Grundlage der
Atlantik-Charta wurde vertan. Dies kann ange-

1. Os{preuﬁen

| Waiahrend in Jalta und Potsdam noch iiber

kiinftige Grenzziehungen und damit verbun-
dene ,Bevolkerungstransfers" debattiert wur-

~de, hatten bereits Millionen von Menschen

auf der Flucht vor der Roten Armee ihre an-
gestammte Heimat verlassen. Stalin konnte
daher in Jalta und in Potsdam darauf verwei-
sen, daB die Massenflucht der Deutschen die
nachtragliche Ausweisung vereinfachen,
wenn nicht gar entbehrlich machen wiirde.
Die Katastrophe, die mit dem Einmarsch der
Roten Armee iiber die deutsche Bevélkerung
im Osten hereinbrach und in weiten Landstri-
chen kaum noch einen Menschen — Mann,
Frau oder Kind — iibriglieB, die Millionen in
die Flucht, in die Deportation, vielfach auch
in den Tod trieb!?), geriet so zu einem zyni-
schen Argument fiir die Notwendigkeit und
Durchfiihrbarkeit einer definitiven Totalaus-
treibung. Die Massenflucht vor dem Kriegsge-
schehen blieb damit nicht eine — sonst in vie-
len Kriegen zu beobachtende — mit der
Riickkehr in die wenn auch vielfach zerstorte
Heimat endende Episode, sondern bildete das
bewuBit oder unbewufit von den Siegern so
inszenierte Vorspiel zur endgiiltigen Vertrei-
bung der Deutschen aus dem Osten.

- Dieser gewaltsamen Verdrdangung war bereits

wihrend des Krieges eine Phase der vertrag-

") George F. Kennan, Memoiren eines Diplomaten,
Stuttgart 1967, S.269. Allgemeine Darstellungen
der Ereignisse in: Dokumentation der Vertreibung
(Anm. 1), Bd. I/1, bei de Zayas (Anm. 2), S. 79{f,, so-
wie Jiirgen Thorwald, Es begann an der Weichsel,
Stuttgart 1956; ders., Das Ende an der Elbe, Stutt-
gart 1958; neuerdings Giinter Bdoddeker, Die
Fliichtlinge. Die Vertreibung der Deutschen im
Osten, Miinchen — Berlin 1980; Frank Grube/Ger-
hard Richter, Flucht und Vertreibung. Deutschland
zwischen 1944 und 1947, Hamburg 1980, sowie
Wolfgang Benz (Hrsg.), (Anm. 2).

21

sichts des beispiellosen Terrors des NS-Regi-
mes und noch dazu von einem Angehdrigen
dieses 1945 besiegten, in unerhértem MaBe
schuldig gewordenen Volkes nicht gewertet
werden. Wie sich jedoch die diplomatischen
Entwicklungen und politischen Beschliisse in
konkrete menschliche Einzel- und Massen-
schicksale umsetzten, deren quantitative und
qualitative Ausmale erneut alle Vorstellungs-
kraft {iberstiegen, muBl aus historischer wie po-
litischer Sicht darstellbar bleiben diirfen.

ITI. Die Flucht

lich geregelten ,Riicknahme" von deutschen
Bevolkerungsteilen aus Siedlungsgebieten
jenseits der Reichsgrenze vorausgegangen.
Betroffen waren vor allem:

— Baltendeutsche aus Estland, Lettland und
Litauen, deren angestammte Siedlungsge-
biete 1939/40 von der deutschen Reichsre-
gierung der Sowjetunion zugestanden
worden waren;

— deutsche Volkszugehérige aus den ostpol-
nischen, 1939/40 ebenfalls von der Sowjet-
union annektierten Gebieten Wolhynien
und Galizien;

— deutsche Volkszugehorige aus Bessara-
bien, der Bukowina (Buchenland) und Do-
brudscha, also aus den Gebieten, die 1939/
40 zum groBten Teil von Ruménien an die
Sowjetunion abgetreten worden waren;

— Volksdeutsche aus Kroatien, Serbien und
der Gottschee, also aus dem ehemals ju-
goslawischen Staatsgebiet, sowie

— die zahlenméaBig kleine deutsche Volks-
gruppe aus Bulgarien.

Diesen volksdeutschen Umsiedlern wurden
neue Heimstdtten vor allem in den deutschen
Ostgebieten sowie in den dem Reich ein- bzw.
angegliederten Ostgebieten (insbesondere im
Wartheland) und in Slowenien zugewiesen.
Sie teilten dort beim Zusammenbruch der
deutschen Front 1944/45 das allgemeine
Flucht- und Vertreibungsschicksal der Deut-
schen in Ost- und Ostmitteleuropa.

Mit der sowjetischen GroBoffensive im Som-
mer 1944 und dem raschen Zusammenbruch
der deutschen Heeresgruppe Mitte gerieten
erstmals die bisher allgemein als sicher ange-
sehenen 6stlichen Reichsgebiete in den Bann-
kreis der herannahenden Front. Mitte Okto-
ber 1944 richtete sich ein erster Angriff der
Roten Armee gegen die Ostgrenze Ostpreu-
Bens. Teile der 6stlichen Kreise wurden be-
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setzt, ehe ein deutscher GegenstoB Anfang
November die Front wieder bis in die Ndhe
der alten Grenze zuriickdrangte '8). Die Nach-
richten aus den zuriickeroberten Gebieten
iiberstiegen die schlimmsten Beflirchtungen.
Die von der Roten Armee an der Zivilbevol-
kerung begangenen, vor allem fiir den Ort
Nemmersdorf (Kreis Gumbinnen) dokumen-
tierten und von neutralen Beobachtern besta-
tigten Greueltaten wurden zum Inbegriff des-
sen, was jedem bevorstand, der nicht rechtzei-
tig fliehen konnte oder auf dem Treck von der
Roten Armee iiberrollt wurde. Die Opfer wur-
den nicht nur von Ausraubungen und Pliinde-
rungen heimgesucht, sondern auch planma-
Big, bisweilen bestialisch ermordet. Frauen
und Maddchen jeden Alters traf das Los mehr-
facher Vergewaltigungen, ehe sie dann hdufig
auf z.T. grausame Weise getotet wurden!9).
Der Name Nemmersdorf wurde zum Symbol
fiir unaussprechliche Angst?0), die nicht mehr
nur als Ergebnis der massiven antibolschewi-

stischen Zweckpropaganda des NS-Regimes

abgetan werden konnte. Die Ereignisse von
Nemmersdorf beschleunigten die Fluchtbe-
wegungen nicht nur in OstpreuBlen, zumal
sich nach der sowjetischen GroBoffensive
Mitte Januar 1945 herausstellte, dafl sie kein
Einzelfall bleiben sollten. In Nemmersdorf
und Umgebung wurde erstmalig jener grau-
sige Charakter des Flucht- und Vertreibungs-
geschehens bekannt, welcher die Gesamtheit
der vielen Tausend Erlebnisberichte und Zeu-
genaussagen trotz aller Unterschiedlichkeit
auch hinsichtlich der Glaubwiirdigkeit in Ein-
zelheiten in erschreckender Ubereinstim-
mung pragte. Daran grundsdtzlich zu zwei-
feln, kann allenfalls politisch-ideologische,

'8) Speziell zu den Ereignissen in Ostpreufen s.
Hans Graf von Lehndorff, OstpreuBisches Tage-
buch, Miinchen 1961 (Taschenbuchausgabe bei dtv),
sowie Edgar Giinther Lass, Die Flucht. Ostpreufen
1944/45, Bad Nauheim 1964.

19) Vgl. u.a. de Zayas (Anm.2), S.80ff, Boddeker
(Anm. 17), S. 11{f, Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1,
S. 71f. Speziell zum Aspekt der im Zusammenhang
mit dem Flucht- und Vertreibungsgeschehen an
Deutschen begangenen Verbrechen s. die Doku-
mentation der Vertreibungsverbrechen (Bundesar-
chiv — kiinftig: BArch — Ost-Dok. 1 Anhang), ins-
besondere den zusammenfassenden Bericht des
Bundesarchivs an den Bundesminister des Innern
vom 28. Mai 1974 (BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387),
sowie die im wesentlichen aus den Quellen des
Bundesarchivs erarbeiteten Publikationen von
Heinz Nawratil, Vertreibungsverbrechen an Deut-
schen. Tatbestand, Motive, Bewiltigung, Miinchen
1982, und Wilfried Ahrens, Verbrechen an Deut-
schen (Anm. 5).

20) Vgl. de Zayas (Anm. 2), S. 80.
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nicht aber historisch-wissenschaftliche Mo-

tive haben.

Deutsche SchutzmaBnahmen in Form von

Evakuierungs- und Rdumungspldnen fiir die -
Zivilbevolkerung, sofern sie iiberhaupt ergrif- -
fen wurden, waren héchst unzureichend oder

wurden zu spdt in Kraft gesetzt. Hinzu kam,

daB die Wucht der sowjetischen GroBoffen-
sive vom Januar 1945 die vorgesehenen Rau-

mungsstraBen und Aufnahmegebiete schnell
unpassierbar bzw. unerreichbar machte. Ver-
eiste Strafen und Wege sowie die bittere
Kilte eines besonders harten Winters lieBen
die zumeist auftretenden chaotischen Ver-
hédltnisse und die Panik noch qualvoller wer-
den. Geradezu verhdngnisvoll erwies sich
nun, daB die zustdndigen Bevollmé&chtigten
der Partei unter der Fiihrung der Gauleiter
und Reichsverteidigungskommissare die hdu-
fig von militérischen Dienststellen rechtzeitig
empfohlenen vorbeugenden Evakuierungs-
maBnahmen als Defaitismus oder gar Verrat
denunzierten?!). Demgegeniiber propagandi-
stisch stark herausgestellte Verteidigungs-
mafnahmen wie die im Herbst 1944 unter
Einsatz aller arbeitsfdhigen Médnner errich-
tete ,OstpreuBenstellung” und auch die zuerst
in OstpreuBlen erfolgte Aufstellung des
Volkssturms konnten die Gewalt der sowjeti-
schen Angriffe in keiner Weise hemmen oder
gar abwenden. Immer wieder ergab sich die
Situation, daB die drohende Gefahr trotz aller

alarmierenden Anzeichen von den Verant-
wortlichen bagatellisiert oder gar unter Hin-

weis auf den noch nicht ergangenen Raiu-
mungsbefehl schlicht geleugnet wurde, so dafi
die Bevolkerung — falls nicht entschlossene
Eigeninitiative eine rechtzeitige Flucht mdg-
lich machte — in den meisten Féllen viel zu
spat zu einer iliberstiirzten Entscheidung von
einer Minute zur anderen gezwungen war %),
Die hier und da noch verbreitete Legende, die
Flucht der Deutschen vor der Roten Armee
sei Folge von ,Zwangsmafnahmen der NS-
Behorden" gewesen, steht in eklatantem Wi-
derspruch zu allen Erlebnisberichten der Be-

teiligten 23),

21) Vgl. Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1, S. 10 E ff.;
Lass (Anm. 18), S. 11 {.

22) Vgl. Lass (Anm. 18), S.11; Béddeker (Anm. 17),
S.21

23) Vgl. Leserbrief in der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung Nr. 35 vom 11. 2. 1985 und Erwiderung von
Gotthold Rhode in Nr.53 vom 4.3. 1985; vgl. auch
de Zayas (Anm. 2), S. 90{.
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| 2. Militirischer Zusammenbruch und

i

Fluchtbewegungen 1945

- Der Hohepunkt der Katastrophe der deut-
- schen Ostgebiete begann mit der sowijeti-
- schen GroBoffensive vom 12./13. Januar 1945.
Aus Briickenkopfen an der mittleren Weich-
sel stieBen die Sowjets gegen Schlesien und

- frontal gegen die mittlere Oder vor, wéhrend

- zwei weitere Angriffskeile OstpreuBen abrie-

I

t

. gelten. Die mit duBerster Wucht sowie gro-
' Bem Truppen- und Materialaufwand gefiihr-

ten Angriffe erzielten sehr rasch entschei-
dende Wirkungen. Von einer zusammenhaén-

. genden deutschen Abwehrfront konnte schon
. nach wenigen Tagen keine Rede mehr sein.

Zur militarischen Katastrophe kamen Chaos

. und Elend der in Massen vor den sowjeti-
- schen Angriffsspitzen nach Westen fliichten-

den deutschen Zivilbevélkerung hinzu. Statt
von vorausschauenden Evakuierungspldnen

. wurden die Fluchtwege weitgehend von den

| militdrischen Operationen bestimmt, falls es

infolge der Schnelligkeit des russischen Vor-
marsches iiberhaupt noch zur Flucht kam
oder falls die Trecks nicht ohnehin von den

- Angreifern tiberrollt und vielfach zerschossen

wurden.

- Bereits Ende Januar 1945 standen Verbédnde

der Roten Armee in Schlesien an der Oder

- bei Brieg und nérdlich von Breslau. Im Mittel-

abschnitt hatten sie die Oder bei Fiirstenberg
und Kiistrin erreicht und ganz Ost-Branden-

. burg besetzt. Nur einem Teil der Fliichtlinge

war es gelungen, rechtzeitig iiber die Oder zu
kommen, wo man sich vorerst noch in Sicher-
heit wiahnen konnte.

Den ostpreuBischen Fliichtlingen wurde der
Weg nach Westen rasch versperrt. Der im
Norden aus Richtung Ebenrode und SchloB-
berg auf Koénigsberg angesetzte sowjetische
VorstoB drang gegen die Halbinsel Samland
vor und fiihrte am 31.Januar zur Einkesse-
lung von Konigsberg. Dabei kam es in der
Gartenvorstadt Metgethen, die voll von
Flichtlingen zumeist aus Konigsberg war, zu
unbeschreiblichen Exzessen, bei denen wie-
derum vor allem Frauen Opfer schlimmster
Grausamkeiten wurden?d). Der Angriff aus
stidlicher Richtung stieB durch das siidwestli-
che OstpreuBlen auf Elbing und erreichte am
26. Januar das Frische Haff. Damit waren alle
Land- und Bahnverbindungen OstpreuBlens

24) Neben der in Anm. 19 genannten Literatur zu
Vertreibungsverbrechen vgl. Béddeker (Anm. 17),
S. 80ff., und Lass (Anm. 18), S. 215ff.
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mit dem Reich abgeschnitten. Den noch in
Mittel-OstpreuBlen befindlichen Fliichtlings-
trecks blieben als Auswege lediglich das Sam-
land mit dem Seehafen Pillau, vor allem aber
der gefahrenvolle — oft unter sowjetischem
Artillerie- und TieffliegerbeschuB liegende —
Weg iiber das Eis des Frischen Haffs auf die
Nehrung und von dort entweder in das
Weichseldelta nach Westen oder ebenfalls
nach Pillau im Osten. Ende Januar waren in
einem schlauchartigen, an das Frische Haff
angelehnten Kessel um Heilsberg, Brauns-
berg und Heiligenbeil Hunderttausende von
Flichtlingen zusammengedrdngt. Unzdhlige
Menschen waren ferner im eingeschlossenen
Konigsberg sowie im westlichen Samland be-

droht.

Es gelang den deutschen Truppen, diese Stel-
lungen verhiltnisméBig lange zu halten, um
Zeit zum Abtransport der Zivilbevélkerung
auf dem Land- oder Seeweg zu gewinnen. Aus
dem Heiligenbeiler Kessel, der sich unter so-
wjetischen Angriffen stdndig verengte, setz-
ten sich am 25. Mérz, nachdem das geschmol-
zene Eis eine weitere Flucht iiber das Halff
unmoglich gemacht hatte, die letzten deut-
schen Verteidiger von der Halbinsel Balga auf
die Frische Nehrung ab. Konigsberg, dessen
Verbindung nach Pillau Ende Februar fiir' ei-
nige Zeit freigekdmpft worden war, fiel am
9. April. Pillau, das von iiber 450 000 Fliichtlin-
gen auf dem Seeweg verlassen werden
konnte — weitere 200 000 wurden nach Neu-
tief auf die Frische Nehrung iibergesetzt —,
wurde am 25. April erobert. Auf der Frischen
Nehrung hielten sich noch bis zur allgemei-
nen Kapitulation am 8./9. Mai Reste deut-
scher Truppen.

In den weiter westlich gelegenen Ostseege-
bieten um Danzig und in Pommern fiel Ende
Januar die Nogat-Weichsel-Linie von Elbing
bis Graudenz in russische Hand. Die Sowijets
brachen erstmals in siidpommersche Kreise
ein %), Bis Anfang Marz blieben jedoch Danzig
und die Weichselmilindung, die nérdlichen
westpreuBischen und 6stlichen pommerschen
Kreise als Zufluchtsstédtten fiir die aus West-
preuBen und aus den polnischen Gebieten
verdrdangten Fliichtlinge erhalten, vor allem
fir die liber das Haff und die Nehrung kom-
menden OstpreuBen. Sowjetische Vorstoe

25) Speziell zu Pommern s. Kithe von Normann,
Tagebuch aus Pommern, Miinchen (dtv) 1962; Hans
Edgar Jahn, Pommersche Passion, Preetz 1974, so-
wie Helmut Lindenblatt, Pommern 1945, Leer
1984.
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durch Ostpommern zur Ostsee schnitten je-
doch den Landweg nach Westen im Madrz ab.
Es blieb nur noch die Rettung iiber See von
den Hafen Danzig, Gdingen und Kolberg so-
wie von der Weichselmiindung bei Schiewen-
horst und der Landzunge von Hela. Kolberg
fiel am 18.Madrz, Gdingen und Danzig am
27.Maérz. Schiewenhorst und Hela konnten
als Ausgangspunkt fiir Fliichtstransporte tiber
See nach Riigen, Schleswig-Holstein und Da-
nemark bis zur Kapitulation gehalten wer-
den.

Das von Admiral Engelhardt geleitete Ret-
tungsunternehmen iiber See, an dem fast 800
Schiffe beteiligt waren, wurde {iberschattet
von aufsehenerregenden Katastrophen wi¢
der Versenkung der ,Wilhelm Gustloff’, der
Steuben” und der ,Goya", die allein fast 15 000
Menschen das Leben kosteten. Es erwies sich
aber insgesamt als die sicherste Moglichkeit,
eine Vielzahl von Fliichtlingen in den Westen
zu bringen. Die Rettungsfahrten wurden bis in
die letzten Kriegstage fortgesetzt. Noch im
April 1945 konnten auf diese Weise 387 000
Menschen von Hela evakuiert werden. Die
letzten Schiffe mit tiber 40 000 Soldaten und
Fliichtlinge verlieBen Hela am 6. Mai. Insge-
samt konnten iiber zwei Millionen Zivilisten
und — zumeist verwundete — Soldaten iiber
See gerettet werden %).

In Schlesien befanden sich Ende Januar alle
ostlich der Oder gelegenen Gebiete sowie die
Zentren des oberschlesischen Industriege-
biets in sowjetischer Hand??). Nach neuen
Angriffen Anfang Februar iiber die Oder nach
Westen wurden Breslau und Glogau einge-
schlossen, die Gorlitzer NeiBe erreicht. Im
Mairz besetzte die Rote Armee auch die west-
lich der Oder gelegenen oberschlesischen
Gebiete bis auf einen Streifen ldngs der
Grenzgebirge nach Bohmen. Glogau fiel Ende
Marz, die zur Festung erklarte schlesische
Hauptstadt Breslau erst am 6. Mai, zwei Tage
vor der allgemeinen bedingungslosen Kapitu-
lation. Die Hauptfluchtwege der schlesischen

26) Bdddeker (Anm. 17), S. 591f.; vgl. auch Cajus Bek-
ker, Flucht tibers Meer, Oldenburg 1964; Fritz Bru-
stat-Naval, Unternehmen Rettung — Letztes Schiff
nach Westen, Herford 1970; Egbert Kieser, Danzi-
ger Bucht 1945. Dokumentation einer Katastrophe,
Esslingen 1978; de Zayas (Anm. 2), S. 99ff.

27) Speziell zu Schlesien s. Johannes Kaps, Die
Tragodie Schlesiens 1945/46 in Dokumenten, Miin-
chen 1952/53; Rolf Becker, Niederschlesien 1945,
Bad Nauheim 1965; Wolfgang Schwarz, Die Flucht
und Vertreibung. Oberschlesien 1945/46, Bad Nau-
heim 1965; Karl Friedrich Grau, Schlesisches Infer-
no, Stuttgart 1966.
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Bevoélkerung folgten dem Verlauf der Kampf-
handlungen und fiihrten entweder nach Sach-
sen, damit z. T. in die Feuerstiirme der schwe-
ren Luftangriffe auf Dresden am 13./14. Fe-
bruar 1945, oder nach Siidwesten in die
Grenzgebirge bzw. iiber diese hinaus in das
Sudentenland und nach Béhmen und Méhren,
wo die Fliichtlinge dann gegen Kriegsende
ebenfalls ,vom Schrecken eingeholt’ wurden.

Im Sudentenland und im Protektorat Béhmen
und Médhren waren nur die dstlichen maéhri-
schen Kreise und das Ostsudentenland, insbe-
sondere der Kreis Jagerndorf, von Kampf-
handlungen erfait worden?¥). Die Evaku-
ierung der dortigen deutschen Bevdlkerung
verlief im Vergleich zu den Ereignissen im
ostlichen Reichsgebiet verhdltnismdBig ge-
ordnet und unter gilinstigeren klimatischen
Bedingungen. Die Begegnungen mit den so-
wijetischen Soldaten, die die meisten Gebiete
nach der deutschen Kapitulation kampflos be-
setzten, brachten indessen auch vielen Deut-
schen in der Tschechoslowakei Leid und
Schrecken. Erschiitternde Berichte dokumen-
tieren auch hier Pliinderungen, Vergewalti-
gungen, ErschieBungen und andere Ubergrif-
fe. Selbstmorde in hoher Zahl, wie sie z. B. aus
Karlsbad und Briix berichtet werden, zeugen
von der Angst und Verzweiflung, von der die
dortige deutsche Bevélkerung einschlieBlich
der iiber die Gebirge gefliichteten Schlesier
erfaBt wurde.

3. Ausschreitungen und Motive

Bevor die sowjetischen Truppen deutsche
(Siedlungs-)Gebiete erreicht hatten, waren sie
2 000 km durch ihr eigenes Land marschiert,
das iiberall die furchtbaren Merkmale ei-
ner unbarmherzigen, menschenverachtenden
deutschen Herrschaft trug. Die beim sowjeti-
schen Einmarsch in die deutschen Ost- und
Siedlungsgebiete gegeniiber der Zivilbevélke-
rung veriibten Gewalttaten und Auschreitun-
gen miissen vor diesem Hintergrund der eige-
nen ,verbrannten Erde"’ gesehen werden. Sie
sind nicht zu beschreiben, ohne an die 20 Mil-
lionen Kriegstoten zu erinnern, welche die
Sowjetunion als Folge von Hitlers Uberfall zu
beklagen hatte, und die Trauer und Leid in

%) Boddeker (Anm. 17), S. 1881f. Zu den Ereignissen

im Sudetenland und in B6hmen und Mahren vgl.
Dokumentation (Anm. 1), Bd. IV/1—2; Dokumente
zur Austreibung der Sudetendeutschen, hrsg. von
der Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung sudeten-
deutscher Interessen, Miinchen 19514 E. Franzel,
Die Vertreibung — Sudetenland 1945/46, 1967.
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fast jede Familie gebracht hatten. Sie miissen
gewertet werden im Zusammenhang mit dem
Massensterben im eingeschlossenen und aus-
gehungerten Leningrad, mit der Schreckens-
herrschaft eines Erich Koch in der Ukraine,
mit den Massenmorden und anderen Greuel-
taten, die vor allem die SS und die Einsatz-
gruppen im besetzten RuBland in einem gna-
denlosen ideologischen Vernichtungskrieg
begangen hatten.

Allein den in Ostdeutschland operierenden
Verbdnden der 2. WeiBrussischen Front ge-
horten iiber 50 000 Soldaten an, die aus den
von der Wehrmacht besetzten Gebieten der
Sowjetunion stammten ?°). Spontane Racheak-
tionen fiir die von der NS-Besatzung in ihrer
Heimat oder gar an eigenen Familienangeho-
rigen begangenen Morde und Gewalttaten
muBten erwartet werden. Hinzu kam eine sy-
stematische Propagierung des Hasses gegen
die faschistischen Okkupanten. Die vor den
sowjetischen Offensiven verbreiteten Flug-
bldtter und Rundfunksendungen enthielten
Rufe nach Rache und Vergeltung, die in den
ersten Wochen der Eroberungen auch in Auf-
rufen an die Truppe gerichtet wurden. In zahl-
reichen Artikeln, die seit 1943 regelméBig in
Partei-, Regierungs- und Armeezeitungen,
spater zum groBen Teil auch als Flugbldtter
erschienen, forderten Ilja Ehrenburg und an-
dere sowjetische Schriftsteller zur Rache und
gnadenlosem Téten auf?°). Infolge einer sol-
chen HaBpropaganda sahen Soldaten und Of-
fiziere der Roten Armee bei der Besetzung
deutschen Gebiets zundchst unterschiedslos
in jedem Deutschen, ob Mann oder Frau, ob
Greis oder Kind, einen mit ungeheurer Blut-
schuld beladenen Faschisten?3!). Dariiber hin-
aus gerieten die in ihren Heimatorten ver-
bliebenen Deutschen sehr leicht in den Ver-
dacht, sie seien Partisanen mit geheimen Auf-
trigen. Die von der deutschen Propaganda
stark herausgestellte Aufstellung des Volks-
sturms, insbesondere die in zahllosen Gertiich-
ten verbreitete Tadtigkeit des ,Werwolfs" so-
wie die wohlorganisierten sowjetischen Par-
tisanenaktionen gegen die deutschen Beset-
zer waren in diesem Zusammenhang sicher
von groBer Bedeutung. Gegeniiber den im
deutschen Osten zahlreichen GroBgrundbe-
sitzern vereinte sich dariiber hinaus der HaB
gegen Faschisten und Kapitalisten.

%) BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387, S. 18.

30) Vgl. allgemein de Zayas (Anm. 2), S. 84ff, BArch
Ost-Dok. 1 Anhang/387, S.16{f; Dokumentation
(Anm. 1), Bd. I/1, S.61 E {.

1) BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387, S. 19.
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Eine letztlich entscheidende ,Legitimation"
fiir ihr oft durch AlkoholeinfluB noch gestei-
gertes Vorgehen gegeniiber der Bevélkerung
erhielten die Truppen durch die Handlungs-
freiheit, die nach Besetzung eines Gebiets
oder einer Stadt von der sowjetischen Fiih-
rung fiir eine gewisse Zeit gewdhrt wurde32),
So folgte ein groBer Teil der Soldaten der
Aufforderung Ilja Ehrenburgs, der beim Betre-
ten ostpreuBischen Bodens Ende Oktober
1944 in der Armeezeitung Krasnaja Swesda
unter dem Titel ,Der Grofe Tag" verkiindet
hatte: ,Jetzt ist die Gerechtigkeit in dieses
Land eingezogen. Wir befinden uns in der
Heimat Erich Kochs, des Statthalters der
Ukraine — damit ist alles gesagt. Wir haben
oft genug wiederholt: das Gericht kommt!
Jetzt ist es dal'3%) Gerechtigkeit und Gericht
vollzogen sich indes nicht oder kaum an Erich
Koch und seinen verbrecherischen Helfers-
helfern, sondern an ganz iberwiegend un-
schuldigen Menschen in ,OstpreuBischen
Naéachten’, die Ehrenburgs Landsmann Alex-
ander Solschenyzin, damals ein junger Haupt-
mann der Roten Armee, in ihrer unbarmherzi-
gen Grausamkeit eindrucksvoll beschrieben
hat:

«Zweiundzwanzig, Horingstrafe.

Noch kein Brand, doch wiist, gepliindert.
Durch die Wand geddampft — ein Stéhnen:
Lebend finde ich noch die Mutter.
Waren's viel auf der Matratze?
Kompanie? Ein Zug? Was macht es!
Tochter — Kind noch, gleich getotet.
Alles schlicht nach der Parole:

NICHTS VERGESSEN!

NICHTS VERZEIH'N!

BLUT FUR BLUT! — Und Zahn fiir Zahn.
Wer noch Jungfrau, wird zum Weibe,
und die Weiber — Leichen bald.

Schon vernebelt, Augen blutig,

bittet: Téte mich, Soldat!

Sieht nicht der getriibte Blick?

Ich gehér doch auch zu jenen!"3%)

Morde an Zivilpersonen waren beim Zusam-
mentreffen der Roten Armee mit der deut-
schen Bevolkerung fast eine grausige Norma-
litat35). Es handelte sich dabei zumeist um
Exekutionen auf Grund irgendwelcher Ver-

2) Ebd., S. 21.

1) de Zayas (Anm. 2), S. 851.

H) Alexander Solschenyzin, OstpreuBische Néachte,
Darmstadt 1976, S. 35. Geschildert ist die Einnahme
der ostpreuflischen Kreisstadt Neidenburg.

) Zum folgenden s. Dokumentation (Anm. 1), Bd.
1/1, S. 63 E {f.; BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387 sowie
die in Anm. 19 angegebene Literatur.
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dachtsmomente oder Beschuldigungen, oft
genug auch um rein willkiirliche Handlungen
einzelner Sowjetsoldaten. Auf der Flucht in
Trecks befindliche Personen wurden Opfer
sowjetischer Tieffliegerangriffe oder von Bo-
dentruppen unter BeschuB genommen, viel-
leicht weil man unter ihnen deutsche Solda-
ten vermutete. Mitunter gerieten Fliichtlings-
trecks in Gefechte zwischen sowjetischen und
deutschen Truppen. Haufig wurden sie von
sowjetischen Panzern riicksichtslos tiberrollt,
wobei es zahlreiche Tote und Verletzte gab.
Kann man in diesem Zusammenhang viel-
leicht noch von zwangslaufigen Folgen aus
Kriegshandlungen sprechen, so wird man un-
eingeschrdankt von Ubergriffen reden miissen,
wenn tiberrollte Trecks ausgepliindert, bei
den Trecks befindliche Médnner erschossen,
die Frauen vergewaltigt und z.T. anschlie-
Bend ermordet wurden. Pliinderungen, Brand-
schatzungen und ErschieBungen in erhebli-
chem Umfang werden auch aus Gemeinden
und von Gutshéfen berichtet, in denen
Fliichtlinge Zuflucht gesucht hatten oder de-
ren Bewohner zuriickgeblieben waren. Die
Vermutung, daB dabei vor allem Personen in
exponierten Parteistellungen betroffen wa-
ren), kann aus den Quellen nicht bestatigt
werden. In der Regel fielen den Exekutionen
Personen zum Opfer, die an verbrecherischen
MaBnahmen des NS-Regimes vollig unbetei-
ligt waren. Erschossen wurden hdaufig Unter-
nehmer oder Gutsbesitzer, die sowjetische
Kriegsgefangene beschéftigt hatten, mitunter
auch nur aus dem Grund, weil sie als verhafite
Kapitalisten denunziert wurden. Das gleiche
Los traf Familien, bei denen Soldaten oder
auch nur Waffen und Uniformen entdeckt
wurden. Ebenfalls getétet wurden Mainner,
die bei den Vergewaltigungen ihrer Frauen,
Miitter und Tochter Widerstand leisten woll-
ten, Frauen, die sich nicht miBbrauchen las-
sen wollten, Alte und Schwache, die nicht er-
fiilllen konnten, was man von ihnen verlangte,
haufig genug auch Menschen, denen vollig
belanglose Dinge, wie z.B. sprachliche MiB-
verstindnisse, zum Verhdngnis wurden?¥).
Erst geraume Zeit nach der Besetzung des
betreffenden Gebietes schritten ortliche
Kommandobehdrden, schon aus Griinden der
Disziplinerhaltung, gegen diese morderischen
Willkiirakte ein. Opfer von Tétungen wurden
ferner Personen auf Verschleppungsmar-
schen in die Sammellager, wenn sie etwa vor

36) So noch Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1, S. 63 E;
dagegen BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387, S. 26.
37) Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1, S. 65 E.
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Erschépfung nicht weitermarschieren konn-
ten. Tétungen und schwere MiBhandlungen
sind in Verbindung mit den Massenverhaf-
tungen belegt, die vom NKWD in den Wo-
chen und Monaten nach der Besetzung z.T.
hochst willkiirlich vorgenommen wurden.

Nahezu einmiitig enthalten fast alle Erlebnis-
berichte Aussagen iiber die oft mit der Ermor-
dung endende Vergewaltigung von Frauen
und Madadchen. Dies war eine besonders bru-
tale Folge der systematischen HaBpropa-
ganda und verbreitete allenthalben unbe-
schreiblichen Schrecken. Auch eine beson-
ders kritische Uberpriifung der Quellenmate-
rialien 1dBt keinen Zweifel dariiber zu, daB es
sich nicht um Einzelfdlle, sondern um Mas-

senvergehen handelte. ,Der Ausbruch Hitlers

aus aller Vorstellungswelt hatte mit der poli-
tischen auch die moralische Weltordnung
umgestiilpt, nun fiihrte man die Wahrheit des
Satzes vor, daBl auch der Ha8 gegen das Bése
das Antlitz verzerrt."38)

Weitere Unmenschlichkeiten und zahlreiche
Todesopfer sind infolge der Verhadltnisse in
den sowjetischen Lagern und Gefdngnissen,
insbesondere in Pr. Eylau und Graudenz, be-
zeugt. Kaum beschreibbare Zustdnde herrsch-
ten bei den Deportationen und in den Ar-
beitslagern im Innern der Sowjetunion. Von
mehr als 400 000 im Zusammenhang mit dem
Einmarsch der Roten Armee in Ostdeutsch-
land als ,Reparationsverschleppte” nach RuB-
land deportierten Deutschen iiberlebte kaum
mehr als die Hilfte ). Eine duBerst hohe Ster-
bequote war schlieBlich unter den in den gré-
Beren Stddten, insbesondere in Konigsberg,
verbliebenen Bewohnern infolge véllig unzu-
reichender Lebensmittelzuteilungen, Krank-
heiten, Seuchen und anderer katastrophaler
Lebensbedingungen zu verzeichnen %°).

Systematische Pliinderungen, Raubziige und
Brandstiftungen, die sich bis zur Niederbren-

¥) Vgl. Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1 S.60 E ff;
BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387, S.31ff; Lehndorff
(Anm. 18), S. 133, schildert die Begegnung mit einer
Frau, die weit iiber hundert Mal vergewaltigt wor-
den war. Zitat nach Wolf Jobst Siedler, Was im Mai
1945 wirklich geschah, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung, Nr. 103, v. 4. 5. 1985 (Beilage).

39) Zu den Deportationen vgl. Dokumentation
(Anm. 1), Bd. I/1, S. 79 E i, de Zayas (Anm. 2), S. 90,
Béddeker (Anm. 17), S. 157f.

40) BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387, S.35. Zu beson-
ders groBen Verlusten kam es in Kénigsberg; nach
Fritz Gause, Die Geschichte der Stadt Konigsberg
in PreuBen, Bd. III, Ké6In-Wien 1971, S. 1701f,, hatten
von 110000 Zivilisten, die bei der Kapitulation in
der Stadt waren, nach dem Winter 1946/47 nur
noch 25 000 tiberlebt.
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nung ganzer Orte und Stadtteile ausweiteten,
begleiteten den Einmarsch der sowjetischen
Truppen. Sie mochten angesichts der brutalen
Ubergriffe gegen Leib und Leben der Bevél-
kerung als eine minder schwere Bedrohung
angesehen werden. Infolge ihrer AusmaBe
verursachten sie jedoch gréB8ere Schdden als
die Bombenangriffe und eigentlichen Kriegs-
handlungen. Sie dauerten noch lange unter
der russischen Besatzung fort und fiihrten
schlieBlich zu einer weitgehenden Verar-
mung und Zerstérung der Lebensgrundlagen
der verbliebenen Bevolkerung, deren Vertrei-
- bung damit vorbereitet wurde 4!).

Mochte die Flucht der Deutschen vor der Ro-
ten Armee auch von besonders schweren Ka-
tastrophen und ungeahnten Gewalttaten ge-
gen Leben und Gut der Fliichtenden begleitet
gewesen sein, sie wurde von den Betroffenen
. nie als endgiiltiger Abschied von der Heimat,
sondern durchweg als vorilibergehende leid-
volle Erscheinung aufgefaBt. Viele Fliichtlin-
ge, denen der Fluchtweg abgeschnitten wor-

Bevor Artikel XIII der Potsdamer Beschliisse
.geregelte und humane Umsiedlungen" sank-
tioniert hatte, waren Polen und Tschechen be-
reits ohne westliche Zustimmung, aber mit
deutlicher sowjetischer Ermunterung in den
von ihnen verwalteten Gebieten zu ,wilden
Vertreibungen" iibergegangen #3), auch um die
Potsdamer Konferenzteilnehmer mdglichst
vor vollendete Tatsachen zu stellen. Schon
lange vor Kriegsende zwangen die in den
deutschen Provinzen jenseits von Oder und
NeiBe neu eingerichteten polnischen Behér-
den einen Teil der Deutschen, ihre Wohnun-
gen zu raumen, und schufen so Raum fiir die
Ansiedlung der aus den ost- und innerpolni-
schen Gebieten einstrémenden neuen polni-
schen Bewohner. Anhaltende Ausschreitun-
gen, Ubergriffe und Gewalttaten, die nun
auch von Polen, insbesondere in den Gefdngnis-
sen und Internierungslagern, veriibt wurden #4),

4l) Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1, S. 66 E f.

%) Vgl. Dokumentation (Anm. 1), Bd. I/1, S. 23 E {f;
de Zayas (Anm. 2), S. 96{.

43) Zum Gesamtvorgang der Vertreibung durch Po-
len und Tschechen s. Dokumentation (Anm. 1), Bd.
1/1, S. 136 E ff, Bd. IV/1, S. 38{f, sowie die in den
Bianden I/1—2 und IV/1—2 abgedruckten Doku-
mente; de Zayas (Anm.2), S.123ff; Béddeker
(Anm. 17).

#) Vgl. BArch Ost-Dok. 1 Anhang/387, S. 35ff.
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den war, kehrten daher in ihre Dérfer zuriick.
Die aus dem Ostsudetenland und aus Ost-
mdhren evakuierten deutschen Bewohner,
z.T. auch die aus Schlesien eingestromten
Fliichtlinge wurden von den Tschechen zur
Riickkehr in ihre freilich zumeist gepliinderte
und z.T. zerstérte Heimat sogar gezwungen.

Auch ein Teil der geflohenen ostdeutschen
Bevolkerung zog nach der deutschen Kapitu-
lation am 8./9.Mai 1945 wieder heimwirts.
Oftmals wurden ihnen aber bereits die Stra-
Ben, insbesondere die Ubergdnge iiber Oder
und NeiBle blockiert. Vielfach wurden sie
auch gleich nach ihrer Riickkunft.in Lagern
interniert oder zur Zwangsarbeit in den
Osten deportiert. Die Riickkehrer, die ihr Ziel
erreichten, fanden ihre Heimat verwiistet
oder von Russen oder Polen besetzt vor. Man-
che konnten noch einige Monate in ihren
Dérfern verbringen, bis sie sich in den Jahren
1946/47 ein weiteres Mal, nun aber endgiiltig,
auf den Weg nach Westen machen muB-
ten 42,

IV. Die Vertreibung

veranlaBten viele, alles aufzugeben und noch
vor der Vertreibung nach Westen zu fliichten.
HaB und Vergeltung fiir die entsetzlichen Ver-
brechen, die das polnische Volk wahrend der
deutschen Besatzungsherrschaft erleiden muB8-
te, trafen wiederum unterschiedslos Schuldige
und Unschuldige, zumeist jedoch Unschuldige.
Systematische Auspliinderungen und generelle
Enteignungen, sténdige Erniedrigungen, Drang-
salierungen und MiBhandlungen, die perma-
nente Drohung von Deportation und Internie-
rung, schlieBlich Seuchen, schwere Krankhei-
ten und die Entbehrung oft auch der notwen-
digsten Nahrungsmittel: dies waren die Um-
stinde, die zur Zeistérung der Lebensgrundla-
gen der deutschen Bevolkerung fiihrten und
schlieBlich — oft von einer Stunde zur anderen
— in der endgiiltigen Verjagung aus der Hei-
mat gipfelten.

In der Tschechoslowakei setzten die Vertrei-
bungen unmittelbar nach der deutschen Kapi-
tulation ein. Vorausgegangen war der tsche-
chische Aufstand vom 5. Mai 1945, der unter
der in den StraBen Prags unabldssig durch
Lautsprecher verbreiteten Parole ,Smrt Ném-
cum — Tod den Deutschen" zu fiirchterlichen
Racheakten unter der deutschen Bevélkerung
im Sudetenland und in Béhmen und Mdhren
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gefiihrt hatte?). In Prag kam es zu blutigen
Massenausschreitungen, denen alle Deut-
schen ausgesetzt waren: ,Morder durften un-
gestraft toten, Sadisten ohne Furcht vor ei-
nem Gericht qudlen, Rauber und Diebe sich
bereichern, wie es ihnen gerade in den Sinn
kam."®®) In Gruppen zusammengetrieben,
wurden viele unter MiBhandlungen und Er-
niedrigungen zu Aufraumungsarbeiten ge-
zwungen, stdndig bedroht von Gewaltakten
aufgebrachter und aufgeputschter Tschechen.
Vielen blieb nur der Sprung in die Moldau als
Ausweg, um der Angst vor Schldgen und Fol-
tern, um der Verzweiflung ein Ende zu ma-
chen.

Rache und Vergeltung fiir die jahrelange Un-
terdriickung durch das NS-Regime, insbeson-
dere fiir die Opfer des von Deutschen veriib-
ten Massakers in Lidice, bestimmten das Ver-
halten vieler Tschechen gegeniiber der deut-
schen Bevolkerung im ganzen Land. Die Er-
eignisse von Prag wiederholten sich in ande-
ren Stddten in vielfacher Weise. Auch dort
ereigneten sich MiBhandlungen und Demiiti-
gungen, gab es Morde und Exekutionen. Die
Zahl der Opfer des Aufstandes wird auf 3 500
bis 4 000 Zivilisten geschéatzt. Aber auch in
diesem Meer des Hasses und der Vergeltung
gab es Lichtblicke, wenn sich z. B,, wie zahlrei-
che Berichte dokumentieren, Tschechen
schiitzend vor ihre deutschen Bekannten
stellten und sie unter Einsatz des eigenen Le-
bens aufnahmen und in sichere Verstecke
brachten.

Dem Aufstand folgten erste ,wilde" Vertrei-
bungsaktionen. Zehntausende von Sudeten-
deutschen wurden in den Wochen nach der
Kapitulation zur Flucht an die deutsche oder
osterreichische Grenze gezwungen. Die Deut-
schen der madhrischen Hauptstadt Brinn,
20 000 Mdnner, Frauen und Kinder, hatten am
Abend des 30. Mai 1945 genau zehn Minuten
Zeit, ihre Habseligkeiten zu packen und ihre
Héauser zu verlassen. Nachdem man ihnen
simtliche Wertsachen abgenommen hatte,
wurden sie durch die Nacht zur &sterreichi-
schen Grenze getrieben, {dort von den Uster-
reichern zuriickgewiesen, von den Tschechen
aber nicht wieder aufgenommen. Wochenlang
vegetierten sie auf freiem Feld, gequilt von

45) Vgl. Béddeker (Anm. 17), S. 197ff; Dokumenta-
tion (Anm. 1), Bd. IV/1, S. 511f, sowie 2. Beiheft: Ein
Tagebuch aus Prag 1945—46. Aufzeichnungen von
Margarethe Schell, Bonn 1957 (im dtv-Nachdruck
nicht aufgenommen).

46) Béddeker (Anm. 17), S. 202.
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Hunger und Typhus. Es starben tdglich Hun-
derte 4%). Der ,Todesmarsch von Briinn" sollte
sich in vielen Orten im Sudetenland, B6hmen
und Mdhren wiederholen. Die noch Zurtick-
bleibenden muBten auch hier die systemati-
sche Zerstorung ihrer politischen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Lebensgrundlagen er-
leben. Gequdlt und gepriigelt, diskriminiert
und gedemiitigt, gebrandmarkt mit einem
groBen ,N" (Nemec = Deutscher) wurden die
Deutschen der Tschechoslowakei um ihre
Heimat, um Haus und Hof gebracht 49).

Ein Blutbad ereignete sich am 31. Juli 1945 im
sudetendeutschen Aussig an der Elbe, als
man unter der tschechischen Bevdélkerung
eine Explosion im Kabelwerk den ,Werwél-
fen" zuschrieb. Frauen und Kinder wurden
von der Briicke in die Elbe gestiirzt, viele
Menschen auf der StraBe erschossen. Insge-
samt gab es zwei- bis dreitausend Todesop-
fer%9). Auch in den iibrigen Landesteilen
folgte man den von tschechischen Zeitungen
verbreiteten Aufrufen, die Deutschen so zu
behandeln, ,wie sie es verdienen"™). Eine ge-
wisse Ausnahme bildete der voriibergehend
von amerikanischen Truppen besetzte westli-
che Teil B6hmens, wo schlimmere Exzesse
verhindert werden konnten. Letztlich aber er-
eilte die Deutschen in Eger und Marienbad
das gleiche Vertreibungsschicksal wie die Be-
wohner der russisch besetzten Stadte Karls-
bad, Aussig und Reichenberg.

Mit deutlichem Entsetzen beschrieb die ge-
mischte Hilfskommission des Internationalen
Roten Kreuzes das Elend der in Berlin und
den vier Besatzungszonen ankommenden
.entwurzelten Massen", die ,hungernd, krank
und miide, oft voller Ungeziefer ... bald in
diese, bald in eine andere Richtung" zogen
und immer weitergeschickt wurden. Hun-
derte von fast zu Tode verhungerten Kindern
aus Pommern, die im Sommer 1945 an Unge-
ziefer und Krdtze leidend per Schiff in Berlin
landeten, machten Sinnlosigkeit und Un-
menschlichkeit des Vertreibungsgeschehens
besonders deutlich3!).

47) Ebd. S:211ff.; de Zayas (Anm. 2), S. 125. -
#) Vgl. Boddeker (Anm.17), S.213; de
(Anm. 2), S. 125.

49) Vgl. Boddeker (Anm. 17), S. 231.

) Vgl. de Zayas (Anm. 2), S. 1261. Ein gnadenloses,
blutiges Strafgericht hatte Staatsprasident Benes
den %eutschen in der Tschechoslowakei bereits
wdhrend des Krieges unter dem Eindruck des Mas-
sakers von Lidice angekindigt (vgl. Boddeker,
Anm. 17, S. 2001.) ‘

1) de Zayas (Anm. 2), S. 127.

Zayas
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Auch die mit'den Potsdamer Beschliissen ein-
geleitete zweite Phase der Austreibungen
zeichnete sich dadurch aus, daB die von den
Westmaéchten festgeschriebene ,ordentliche
und humane Durchfiihrung” in keiner Weise
realisiert wurde. Schon gar nicht lie8 sich der
im Artikel XIII ausdriicklich genannte Auf-
schub von Ausweisungsaktionen bis zur Her-
stellung von besseren Aufnahmebedingungen
in den Besatzungszonen durchsetzen. Die ent-

setzlichen Umstdande, unter denen sich Aus-

treibung und Auszug der Deutschen aus dem
Osten vollzogen, sowie das Schicksal der Mil-
lionen, von denen jede Nachricht fehlte, be-
schéftigte nun auch Churchill in seiner Unter-
hausrede vom 15. August 1945. Zu Recht ver-
mutete er, ,daB eine Tragddie ungeheuren
AusmaBes sich hinter dem Eisernen Vorhang,
der Europa gegenwirtig teilt, abspielt"52).

Zunehmend wurden auch westliche Behérden
und Journalisten auf die unmenschlichen Le-
bensverhdltnisse der Vertriebenen aufmerk-
sam %), Sie berichteten iiber den hoffnungslo-
sen Mangel an Nahrungsmitteln und Medika-
menten, die hohe Sterblichkeit, die willkiirli-
chen Drangsalierungen, vor deren Hinter-
grund die Austreibung schlieBlich als Ausweg
erschien und nicht als gewalttdtiger Eingriff,
der er doch war. Sie sahen die in iiberfiillten,
z. T. offenen Giiterwagen und Viehwaggons
zusammengepferchten Menschen, hérten von
den mehrfachen Auspliinderungen vor der
Abfahrt und wdahrend des tagelangen Trans-
ports, registrierten die Folgen der gdnzlich
unzureichenden Verpflegungsrationen. Sie
erlebten das Massenelend bei der Ankunft
und erschraken iiber die hohe Zahl von To-
desopfern, die z. T. aus den fahrenden Ziigen
geworfen werden muBten. In einem aus Trop-
pau kommenden sudetendeutschen Vertrie-
benentransport, der achtzehn Tage unterwegs
war, hatten -von 2400 Personen nur 1350
iberlebt. ,Hier ist Strafe im UbermaB", schrieb
der politische Berater der amerikanischen
Militdrregierung in Berlin, Robert Murphy,
am 12. Oktober 1945 an das amerikanische
AuBenministerium, als sich beim Anblick von
Leid und Verzweiflung der Ausgetriebenen
die Erinnerung an die nationalsozialistischen
Konzentrationslager einstellte, ,aber nicht fir
die Parteibonzen, sondern fiir Frauen und
Kinder, die Armen, die Kranken"%9).

52) Ebd, S. 128.

3) Zum folgenden de Zayas (Anm. 2), S. 1291f,; Bod-
deker S. 290{f.

34) Zitiert nach de Zayas (Anm. 2), S. 132
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Von ,organisierten” Umsiedlungen konnte
man erst in den Jahren 1946 und 1947 spre-
chen, lange nachdem am 20. November 1945
der Alliierte Kontrollrat in Berlin Richtlinien
fir die Umsiedlung von Deutschen aus Polen,
der Tschechoslowakei und Ungarn erlassen
hatte. Die darin aufgestellten Zeitpldne wur-
den zundchst kaum beachtet, und trotz der
Proteste der Westmaéchte setzte man die un-
geregelten Ausweisungsaktionen fort. Weder
die westlichen Regierungen noch das Interna-
tionale Rote Kreuz erhielten die Gelegenheit,
die Umsiedlungsverfahren zu beobachten
oder gar zu ilberwachen. Thre Tatigkeit be-
schrankte sich auf Hilfeleistungen in den
Aufnahmegebieten. Nur allmahlich faBte man
1946/47 groBere Gruppen in organisierten
Transportéen zusammen, ,die sicher ebenso
schwer auf den Ausgewiesenen lasteten, wie
die ersten Vertreibungen, aber ldngst nicht
mehr so viele Todesopfer forderten"s5). Es
wurden Verpflegungsrationen vereinbart, die
allerdings zundchst kaum eingehalten wur-
den. Der kérperliche Zustand der Ankémm-
linge war nach wie vor sehr schlecht. Immer
noch empfanden ausldndische Beobachter die
Zustinde als ,alptraumhaft” und den Vorgang
der Massenentwurzelung insgesamt als ,Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit" ),

Doch tatsdchlich verbesserten sich die dufe-
ren Verhdltnisse. Eine britische Sanitéts-
mannschaft iiberwachte in Stettin die Zusam-
menstellung der Transporte, die Sterblich-
keitsquote sank deutlich. Eine Wiederholung
der Katastrophe des Winters 1945/46, als Tau-
sende an Unterkiihlung starben oder wihrend
der langen Transporte in ungeheizten Wagen
erfroren, konnte vermieden werden. Auch die
Aufnahme der Vertriebenen in den Besat-

zungszonen konnte spiirbar verbessert wer-
den??).

Demgegeniiber lebten die Deutschen, die
nicht sofort vertrieben wurden, weiterhin in
schlimmen Verhdltnissen. Ein besonders
furchtbares Schicksal erlebten jene, die nicht
in ihren Wohnungen bleiben durften, sondern
bis zur Ausweisung in Lagern interniert wa-
ren. Die Berichte dokumentieren unmenschli-
che Verhiltnisse, Hunger, Krankheiten, Seu-
chen, dazu brutale Ubergriffe, MiBhandlun-
gen, Folterungen und Exekutionen. Beson-

335) Ebd., S. 124.

56) Ebd.,, S. 138.

7) de Zayas, ebd., S. 138, nimmt an, daB ohne diese
Verbesserungen die Zahl der Flucht- und Vertrei-
bungsopfer nicht zwei, sondern drei Millionen be-
tragen hatte.

B 23



. ders bekannt geworden sind entsetzliche Ge-
schehnisse, die sich im ehemaligen Konzen-
trationslager Theresienstadt in der Tschecho-
slowakei sowie im bertichtigten schlesischen
Lager Lamsdorf ereigneten. Nach Bezeugung
eines ehemaligen deutschen Lagerarztes sind
in Lamsdorf durch Hunger, Krankheiten,
harte Arbeit und korperliche MiBhandlungen
von 8460 Internierten 6 488, darunter 628
Kinder, umgekommen %8).

Ahnliche Verhdltnisse, die in einigen Féllen
zu Verfahren vor deutschen oder alliierten
Gerichten in den Westzonen fiihrten, sind aus
zahlreichen anderen Lagern in Polen bzw. den
deutschen Ostgebieten, in der Tschechoslo-
wakei, auch in Jugoslawien, Ungarn und Ru-
madnien bezeugt. Bemiihungen des Internatio-
nalen Komitees vom Roten Kreuz, die Um-
stande zu mildern, blieben erfolglos. Als seine
Vertreter im Sommer 1947 Zutritt zu einigen
polnischen Lagern erhielten, waren die mei-
sten Deutschen schon vertrieben, viele Lager,
darunter auch Lamsdorf, bereits aufgelést.

Ab 1947/48 war ein deutliches Absinken der
Zahl der Vertreibungstransporte zu beobach-
ten. Wirtschaftliche Schwierigkeiten, insbe-
sondere niedrigere Produktionskapazititen,
hatten sich — neben anderen — als uniiber-
sehbare Folgen der Vorginge in den Vertrei-
bungsgebieten herausgestellt. Wohl auch aus
diesen Griinden wurden ab 1949 die Massen-
austreibungen allmdhlich eingestellt. 1950
waren in den ehemaligen Ostgebieten und in
der Tschechoslowakei noch rund 1,35 Millio-
nen Deutsche zuriickgeblieben.

Die in den deutschen Siedlungsgebieten Siid-
osteuropas ansdssigen bzw. nach den zwi-
schenstaatlich vereinbarten Umsiedlungen
seit 1939 dort verbliebenen Volksdeutschen
‘wurden zu einem groBen Teil ebenfalls von
den Katastrophen des Flucht- und Vertrei-
bungsgeschehens erfaBt®’). Auch fiir diese
Gebiete liegt eine Vielzahl von Erlebnisbe-
richten vor, die einmiitig Verzweiflung, Er-
niedrigungen, Pliinderungen, Deportationen,
Vergewaltigungen und Tétungen bei der Be-
setzung durch sowjetische Truppen sowie

%) Heinz Esser, Lamsdorf — Dokumentation tiber
ein polnisches Vernichtungslager, Bonn 1971; ders,,
Die Hoélle von Lamsdorf, Diilmen 1977; vgl. auch de
Zayas (Anm.2), S.141ff; Boddeker (Anm.17),
S. 2471f.; BArch Ost-Dok. 2/236 a—f.

%) Zum folgenden Dokumentation (Anm. 1), Bde. 11
(Das Schicksal der Deutschen in Ungarn), III (Das
Schicksal der Deutschen in Ruménien) und V (Das
Schicksal der Deutschen in Jugoslawien); zu Jugo-
slawien auch Boddeker (Anm. 17), S. 339{f.
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Drangsalierungen, Internierungen, MiBBhand-
lungen und anschlieBende véllige Entwurze-
lung aus der angestammten Heimat eindring-
lich schildern. Dies gilt vor allem fiir die
starke deutsche Volksgruppe in den nach der
deutschen Besetzung Jugoslawiens 1941 dem
Reich angegliederten slowenischen Gebieten
(Stid-) Kérnten, Krain und Untersteiermark,
einschlieBlich der zuvor hier aus anderen Tei-
len Jugoslawiens angesiedelten Volksdeut-
schen.

Flucht und Vertreibung waren auch das
Schicksal der Deutschen aus der 1939 bis
1944/45 als formal selbstdndiger Staat beste-
henden Slowakei und der Karpatendeutschen
aus dem Ostlichsten Teil des Staatsgebiets der
Tschechoslowakei. Hier sind schwere und
blutige Ubergriffe vor allem im Zusammen-
hang mit dem slowakischen Aufstand gegen
die deutsche Wehrmacht 1944 belegt®).
Gleiches gilt fiir die deutsche Bevélkerung
Slawoniens im jugoslawischen Staatsgebiet
sowie mit Einschrénkung fiir jene 10 bis 15
Prozent der deutschen Bevélkerung aus Un-
garn, die sich zur Flucht vor der herannahen-
den Roten Armee entschlossen und nicht
mehr in ihre Heimat zuriickkehren konnten.

Auch in den von den zwischenstaatlich ver-
einbarten Umsiedlungen seit 1939 betroffe-
nen Gebieten, insbesondere in Ruménien, Ju-
goslawien, Ostpolen und Bulgarien, haben die
nach den Umsiedlungsaktionen noch in er-
heblicher Zahl zuriickgebliebenen Volksdeut-
schen gegen Ende der Kriegshandlungen
durch Flucht und Vertreibung das gleiche
Schicksal erlitten wie ihre im Wartheland
und Slowenien angesiedelten Landsleute.
Dies fiihrte entweder zur Flucht in den We-
sten oder zur Zwangsrepatriierung in die an-
gestammten Siedlungsgebiete mit haufiger
anschlieBender Verschleppung zum Arbeits-
einsatz im Innern der Sowjetunion.

In einigen gréBeren deutschen Siedlungsge-
bieten Rumdniens, Ungarns und Jugosla-
wiens, die nicht von den Umsiedlungen ab
1939 betroffen waren — so in Siebenbiirgen
und Sathmar, im Banat, in der ,Schwébischen
Tiirkei", in West-Ungarn, in der Batschka, Ba-
ranja und in Syrmien —, kam es nicht zur
planméBigen Massenaustreibung der deut-
schen Bevélkerung, obwohl fiir die Ungarn-
Deutschen im Potsdamer Abkommen die Ver-
treibung generell sanktioniert war. Indessen
war das weitere Schicksal der Deutschen in

o) Vgl. Dokumentation (Anm. 1), Bd. IV/1, S. 1371f,
Bd. IV/2, S. 7111f,, Boddeker (Anm. 17), S. 330ff.
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diesen Gebieten gekennzeichnet von langen
Internierungen in Lagern unter z. T. lebensbe-
drohenden Umstdnden, Verschleppungen und
Deportationen zum Arbeitseinsatz in die So-
wjetunion unter hdrtesten Bedingungen und
unter hohen Verlusten durch Tod und Krank-
heit, schlieBlich von — freilich auf eigenen
Wunsch erfolgten — Umsiedlungen nach
Osterreich und Deutschland.

1939 lebten in den spdteren ,Vertreibungsge-
bieten” rund 17 Millionen Deutsche, davon
fast zehn Millionen in den reichsdeutschen
Gebieten jenseits von Oder und NeiBle und in
Danzig, 3,5 Millionen in der Tschechoslowa-
kei, 1,4 Millionen in Polen, 786 000 in Rumaé-
nien, 623 000 in Ungarn, 537 000 in Jugosla-
wien, 250 000 in den Baltischen Staaten und
- im Memelland, das erst im Madrz 1939 zum
Reich zuriickkam. Die vorliegenden Berech-
nungen ?) weisen 1,1 Millionen Kriegsverlu-
ste und 2,2 Millionen Opfer durch Flucht und
Vertreibung nach. Rund 11,7 Millionen Men-
schen haben durch Flucht und Vertreibung
ihre Heimat verloren, etwa 2,6 Millionen leb-
ten 1950 noch in ihrer angestammten Heimat.
Von ihnen fanden in den folgenden Jahrzehn-
ten noch viele als ,Spataussiedler” den Weg in
den Westen.

Die Zahlen sprechen fiir sich.. Die Quellen
dokumentieren die menschlichen Schicksale,
die sich hinter ihnen verbergen. Jenseits aller
angeblichen politischen ZweckmaBigkeit,
Minderheitenprobleme durch Umsiedlungen
«cin fir alle Mal" zu l6sen, jenseits aller vol-
kerrechtlichen Interpretationen oder gar Le-
gitimationen, die sich fiir den Begriff ,Bevol-
- kerungstransfer" finden lassen, jenseits auch

1) Nicht beriicksichtigt — auch auf Grund der un-
geniigenden Quellenlage — bleibt in der ,Doku-
mentation der Vertreibung” (Anm. 1) das Schicksal
der deutschen Siedlungsgebiete im Innern der So-
wijetunion, der RuBlanddeutschen. Die im Zuge der
Gesamterhebung des Kirchlichen Suchdienstes
prisentierten Statistiken der zustdndigen ,Heimat-
ortskartei fiir Ostumsiedler" konnte nur jene Ge-
biete erfassen, die wihrend des Zweiten Weltkrie-
ges unter deutscher Besetzung standen. Immerhin
reichen die vorhandenen Informationen aus, um
auch hier von einer weitgehenden Entwurzelung
der deutschen Bevélkerung aus vormals geschlos-
senen Siedlungsrdumen ausgehen zu kénnen.

®) Vgl. im einzelnen Statistisches Bundesamt
(Hrsg.), Die deutschen Vertreibungsverluste. Bevol-
kerungsbilanzen fiir die deutschen Vertreibungsge-
biete 1939/50, Wiesbaden 1958; Zusammenstellung
der Zahlen bei de Zayas (Anm. 2), S. 231{.
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Das Ergebnis der Kriegs- und Nachkriegs-
ereignisse war in jedem Fall eine starke Re-
duzierung und Zerstreuung der deutschen
Bevolkerung — wie im Fall Ruménien —,
hdufig sogar — wie in Jugoslawien — nicht
.nur die Zerstérung des deutschen Charakters
der Siedlungsgebiete, sondern auch das Ende
der Geschichte des Deutschtums in diesen
Gebieten 1),

V. Bedeutung einer Bilanz

aller erkldrbaren Vergeltungsmotive, die ei-
nem Teil der furchtbaren Ereignisse vor dem
Hintergrund von Hitlers Barbarei in den be-
setzten Lindern Osteuropas zugrunde lagen,
bleibt der historische Befund bestehen, daB
die vom deutschen Boden ausgegangene und
von Hitler verschuldete Katastrophe des
Zweiten Weltkriegs in einer in der bisherigen
Geschichte unbekannten GréBenordnung
Millionen von Menschen eine oft von entsetz-
lichen Ausschreitungen und Unmenschlich-
keiten begleitete Austreibung aus ihrer ange-
stammten Heimat brachte, die zum ,Abbruch
jahrhundertealter deutscher politischer und
kultureller Traditionen in Ost-Deutschland
und Osteuropa” fiihrte 53).

Das moralische Urteil liber dieses Geschehen
fallte Albert Schweitzer in seiner Osloer Rede
vom 4. November 1954 anldBlich der Verlei-
hung des Friedensnobelpreises: ,In schlimm-
ster Weise vergeht man sich gegen das Recht
des geschichtlichen Gegebenen und iiber-
haupt gegen jedes menschliche Recht, wenn
man Volkerschaften das Recht auf das Land,
das sie bewohnen, in der Art nimmt, daB man
sie zwingt, sich anderswo anzusiedeln."®4) Mil-
lionen hat man dieses Schicksal, und dazu
.noch in hartester Weise, auferlegt. Der unsag-
“bar leidvolle Kreis der Gewalt darf unter kei-
nen Umstdnden fortgesetzt werden. Die Be-
troffenen haben dazu bereits 1950 mit ihrem
feierlichen Verzicht auf Rache und Vergel-
tung in der ,Charta der Deutschen Heimat-
vertriebenen"®) einen richtungweisenden
Beitrag geleistet.

40 Jahre nach Ende der blutigen Herrschaft
des NS-Regimes stehen die Namen von
Auschwitz, Treblinka, Majdanek, Lidice, Ora-

63) Martin Broszat, Nachruf auf Theodor Schieder,
in: Vierteljahrshefte fiir Zeitgeschichte, 32 (1984),
S. 689 f{.

%) Zitiert nach de Zayas (Anm. 2), S. 193.

65) Abdruck u. a. bei Béddeker (Anm. 17), S. 364{f.
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dour, Rotterdam und Coventry, aber auch von
Nemmersdorf, Metgethen, Kénigsberg, Lams-
dorf, Aussig und Dresden als standige Mah-
nung, jederzeit fiir eine menschliche Zukunft
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ohne Terror, Verbrechen, Flucht und Vertrei-
bung einzutreten, damit der Tod von Millio-
nen Menschen vieler Nationen vielleicht
doch nicht ganz umsonst gewesen sein mag.
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Falk Wiesemann

Fliichtlingspolitik und Fliichtlingsintegration

Flucht und Vertreibung sind seit Beginn des
Zweiten Weltkriegs Massenphdnomene, die
weltweit der Geschichte und Politik unseres
Jahrhunderts ihren Stempel aufprdgen!). Im
Gegensatz zu den zahlreichen ungeldsten
Fliichtlingsproblemen in anderen Staaten
sind — wenn auch zum Teil in einem
schmerzlichen ProzeB — die rund 13 Millio-
nen aus dem Ausland, aus den ehemaligen
deutschen Ostgebieten und aus der sowje-
tisch besetzten Zone bzw. aus der DDR ver-
triebenen, geflohenen oder zugewanderten
Deutschen innerhalb kurzer Zeit in die sich
neu formierende Gesellschaft Westdeutsch-
lands eingegliedert worden.

In Anbetracht des raschen Tempos und der
erstaunlichen Intensitédt, in denen sich die In-
tegration vollzog, wurde in Anlehnung an das
Schlagwort vom ,Wirtschaftswunder” gemein-
hin auch von einem ,Fliichtlingswunder” ge-
sprochen. Kaum jemand hétte in der unmittel-
baren Nachkriegszeit vorherzusagen gewagt,
daB innerhalb eines Zeitraums von nicht ein-
mal einer Generation die Eingliederung als
im wesentlichen abgeschlossen gelten konn-
te. Die damals befiirchtete Radikalisierung
der deutschen Nachkriegsgesellschaft war
ausgeblieben, obwohl die soziale Not gerade
jener Bevéolkerungsteile, die durch die Kriegs-
und Nachkriegsereignisse raumlich entwur-
zelt worden waren, zundchst das allgemeine
soziale Elend drastisch vermehrt und eine un-
geheure zusdtzliche Belastung fiir den Wie-
deraufbau dargestellt hatte. Heute hingegen
gehort die Wiirdigung der Fliichtlingseinglie-
derung als bewundernswerte gesellschaftli-
che und sozialpolitische Leistung zum festen

In den vorliegenden Text sind zu einem grélBeren
Teil Passagen aus folgenden Beitrigen des Verfas-
sers tibernommen worden: Flichtlingspolitik in
Nordrhein-Westfalen, in: W. Benz (Hrsg.) Die Ver-
treibung der Deutschen aus dem Osten, Frankfurt
1985; Die Eingliederung der Flichtlinge, in:
D. Galinski/W. gcbmidt (Hrsg.) Jugendliche erfor-
schen die Nachkriegszeit, Hamburg 1984.

'} P.J. Opitz, Fliichtlingsbewegungen in der zwei-

ten Hilfte des 20. Jahrhunderts, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 48/83, S. 33—45.
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in Westdeutschland

I. Einfiihrung

Bestand bundesrepublikanischer Selbstein-
schédtzung.

Zur Kennzeichnung der Betroffenen wurde
und wird noch immer eine sehr uneinheitli-
che Begrifflichkeit verwendet (Vertriebene,
Heimatvertriebene, Fliichtlinge, Ausgewiese-
ne, Umgesiedelte, Neubiirger, Sowjetzo-
nen-/DDR-Fliichtlinge, Zugewanderte etc.).
Die jiingere Forschung tendiert dazu, fiir alle
von der Massenzwangswanderung erfafiten
Menschen den Begriff ,Flichtlinge" zu ge-
brauchen. In der Alltagssprache, in den Quel-
len und in der Literatur der friihen Nach-
kriegsjahre stand dieses Wort haufig syno-
nym fiir die Bezeichnung aller Menschen, die
damals ihre Heimat aufgeben muBten. Es
empfiehlt sich jedoch, vor allem die rechtli-
che, die politische und die soziale Dimension
der unterschiedlichen Bezeichnungen im
Auge zu behalten. So verweisen die von den
Betroffenen und ihren Vertretungen einer-
seits und den Einheimischen, den Behérden
oder der Gesetzgebung andererseits gewdhlte
Begrifflichkeit und ihr historischer Wandel
auf Prozesse der Identitdtsfindung und der In-
tegrationsbemiihungen ?).

Die Fliichtlinge bildeten keineswegs eine ho-
mogene Bevolkerungsgruppe. Zu unter-
schiedlich waren ihre Sozialisation und ihre
Lebensbedingungen in den einzelnen Her-
kunftsgebieten gewesen, zu unterschiedlich
hatten sie Flucht, Vertreibung, Aussiedlung
erlebt.

AulBerdem lassen sich zeitliche Phasen der
Flichtlingsbewegung voneinander abheben.
Bereits Ende 1944 hatte eine umfassende
Flucht- und Absetzbewegung vor der heran-
riickenden Roten Armee eingesetzt; in den
Gebieten 6stlich von Oder und NeiBle und in
Polen kam es bereits vor Kriegsende zu den

‘) F. Engel, Nachweis der Vertriebenen und der aus
der DDR zugezogenen Deutschen in der amtlichen
Statistik, in: Zeitschrift des Bayer. Statist. Landes-
amtes, Bd. 112 (1980), S. 25—38; Vertriebene und
Flichtlinge in Nordrhein-Westfalen, hrsg. vom
Landesamt fiir Datenverarbeitung und Statistik
Nordrhein-Westfalen, Diisseldorf 1984, S. 9—13,
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ersten willkiirlichen Vertreibungen. Die offi-
ziellen Aussiedlungsmainahmen im Gefolge
der Potsdamer Vereinbarungen waren im we-
sentlichen Ende 1947/Anfang 1948 abge-
schlossen. Danach kamen aus den ehemaligen
deutschen Ostgebieten und aus den Staaten
Ost- und Stidosteuropas vor allem noch zuvor
zurlickgehaltene Arbeitskrdfte sowie — bis
heute andauernd — die sogenannten Spétaus-
siedler, deren Zuwanderung zuletzt in den
Ost-Vertragen rechtlich fixiert wurde.

Mit der Verfestigung der kommunistischen
Herrschaft in der sowjetischen Besatzungs-
zone setzte von dort eine Massenabwande-
rung ein, die zu Zeiten politischer Hochspan-
nung (1947/48, 1953) Hohepunkte erreichte.

II. Zum Forschungsstand

Im ersten Jahrzehnt der Bundesrepublik be-
schéftigten sich zahlreiche — meist von staat-
licher Seite in Auftrag gegebene — wissen-
schaftliche Arbeiten mit den Fliichtlingen. Es
standen dabei vor allem sozialrechtliche, so-
ziologische und volkswirtschaftliche Ge-
sichtspunkte im Vordergrund. Das dreibdn-
dige Sammelwerk ,Die Vertriebenen in West-
deutschland" aus dem Jahre 1959 markiert ei-
nen gewissen AbschluB dieser ersten Phase
wissenschaftlicher Erdrterung?), die insge-
samt sehr stark durch die emotionale Betrof-
fenheit der Bearbeiter und durch die ideologi-
sche Auseinandersetzung mit den o&stlichen
Staaten charakterisiert gepragt ist.

In den darauffolgenden Jahren, als sich die
Situation der Fliichtlinge weitgehend ent-
spannt hatte, trat auch das forschende Inter-
esse auffallend zuriick. Gemessen an der un-
bestritten immensen Bedeutung der Fliicht-
lingsintegration fiir die bundesrepublikani-
sche Gesellschaft haben die Historiker sich
dieser Thematik sehr spat zugewandt. Erst
seit kurzem werden die Flichtlingspolitik
und die historische Lebenswirklichkeit der
Fliichtlingsexistenz schérfer in den Blick ge-
nommen. Fiir die konkreten Vorginge und
fiir das individuelle Erleben von Flucht und
Vertreibung sind die in den fiinfziger Jahren

3) Die Vertriebenen in Westdeutschland, 3 Bde,
hrsg. von E. Lemberg/F. Edding, Kiel 1959; s. auch
die in den Schriften des Vereins fiir Sozialpolitik
erschienenen ,Untersuchungen zum deutschen
Vertriebenen- und Fliichtlingsproblem’, hrsg. von
Bernhard Pfister, Berlin 1954—1962, ferner die vom
Bundesministerium fiir Vertriebene herausgege-
bene Bibliographie zum Vertriebenenproblem,

Bonn 1959.
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Aus der sowjetischen Besatzungszone bzw.
aus der DDR kamen in der Regel jiingere
Menschen mit hoherer Berufsqualifikation.
Sie waren aus politischen Griinden oder zur
Sicherung und Erweiterung ihrer wirtschaftli-
chen Existenzgrundlage iiber die Grenze
nach Westen gegangen. Obwohl die SBZ/
DDR-Zuwanderer nicht von Anfang an und
nicht in vollem Umfang in den GenuB staatli-
cher Anerkennung als Fliichtlinge gelangt
waren, erleichterte ihre — vor allem im Ver-
gleich zu den Ostfliichtlingen — wesentlich
glinstigere Alters- und Berufsstruktur die
Aufnahme im Westen. Abrupt unterbunden
wurde die Zuwanderung aus der DDR durch
den Mauerbau in Berlin und die hermetische
Abriegelung der DDR-Grenze seit 1961.

vom Bundesvertriebenenministerium gesam-
melten Zeugenberichte eine &duBerst wert-
volle Quelle?).

Die historisch-demographische = Untersu-
chung, die S. Bethlehem der ,Heimatvertrei-
bung" gewidmet hat, setzt leider erst nach der
in vieler Hinsicht fiir die Thematik bedeutsa-
men Phase, die vor der Griindung der Bundes-
republik liegt, ein ®). Einem gegenwdrtig in der
Geschichtswissenschaft bevorzugten Trend
entsprechend, bewegen sich neuere histori-
sche Publikationen und Forschungsprojekte
hauptsédchlich im Rahmen regionaler und lo-
kaler Untersuchungsfelder. Bayern ist bislang
das einzige Bundesland, fiir das eine umfas-
sende, aus den Quellen erarbeitete Studie fiir
die Zeit von 1945 bis 1950 existiert®). Als Fall-

4) Dokumentation der Vertreibung der Deutschen -

aus Ost-Mitteleuropa, 5 Bde.,, Bonn 1954—1963 (Ta-
schenbuchausgabe Miinchen 1984).

5) Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterzu-
wanderung, Stuttgart 1982,

¢) F.J. Bauer, Fliichtlinge und Fliichtlingspolitik in
Bayern 1945—1950, Stuttgart 1982. Fiir Nordrhein-
Westfalen ist gegenwartig ein Forschungsprojekt
an der Universitdt Diisseldorf in Bearbeitung; s. F.
Wiesemann/U. Kleinert, Flichtlinge und wirt-
schaftlicher Wiederaufbau in der britischen Besat-
zungszone, in: Wirtschaftspolitik im britischen Be-
satzungsgebiet 1945—1949, hrsg. von D. Petzina/
W. Euchner, Diisseldorf 1984, S. 297—326. Die Inte-
gration in Niedersachsen untersucht eine For-
schungsgruppe des Arbeitskreises ,Geschichte des
Landes Niedersachsen nach 1945" (Universitdt Got-
tingen); s. D. Brosius/A. Hohenstein, Fliichtlinge im
nordostlichen Niedersachsen 1945—1948, Hildes-
heim 1985. Zu Schleswig-Holstein s. D. Vorpahl, Die
Segeberger Fliichtlingskonferenz 1947, in: Zeit-
schrift der Gesellschaft fiir Schleswig-Holsteini-
sche Geschichte, 107 (1982), S. 291—326.
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beispiele unterschiedlicher lokaler Entwick-
lung liegen Untersuchungen iiber einzelne
Stddte vor?).

GroBe Licken weisen unsere Kenntnisse hin-
sichtlich der Fliichtlingspolitik der alliierten
Regierungen und der Besatzungsadministra-
tionen in den einzelnen Zonen auf®8). Auch die
Erforschung von Binnenstrukturen und -pro-
zessen der Integration in beruflichen, konfes-

Bei Kriegsende diirfte ungefdhr die Hailfte der
Menschen, die sich im deutschen Reichsge-
biet befanden, ,unterwegs" gewesen sein. Sie
waren auf der Flucht, wollten als Evakuierte
wieder nach Hause oder waren auf der Suche
nach Angehérigen. Nach der Besetzung ord-
neten die Alliierten, um ein vollstdndiges
Chaos zu verhindern, ein allgemeines Verbot
des Individualverkehrs an.

Die franzosische Besatzungsmacht riegelte
ihre Zone gegen die Aufnahme der organi-
sierten Aussiedlertransporte strikt ab, und
zwar mit dem Hinweis darauf, daB sie an den
Potsdamer Entscheidungen nicht beteiligt ge-
wesen sei. Als Losung des Problems empfahl
sie die Massenauswanderung nach Ubersee.
Frankreich fand sich erst zu einer Koopera-
tion mit den Briten und Amerikanern in der
Fliichtlingsfrage bereit, nachdem die Ent-
scheidung zugunsten der Griindung eines
deutschen Weststaats gefallen war. Ab 1948
beteiligten sich die Franzosen an einem Be-
volkerungsausgleich innerhalb der Westzo-
nen, vor allem im Rahmen der Familienzu-
sammenfiihrung.

') H. Grieser, Die ausgebliebene Radikalisierung.
Zur Sozialgeschichte der Kieler Fliichtlingslager
im Spannungsfeld von sozialdemokratischer Lan-
despolitik und Stadtverwaltung 1945—1950, Wies-
baden 1980; S. Schier, Die Aufnahme und Einglie-
derung von Fliichtlingen und Vertriebenen in der
Hansestadt Liibeck, Libeck 1982; N. Baha, Wieder-
aufbau und Integration. Die Stadt Delmenhorst
nach 1945, Delmenhorst 1945.

¥) A. M. de Zayas, Die Anglo-Amerikaner und die
Vertreibung der Deutschen, Miinchen 1977; K.-D.
Henke, Der Weg nach Potsdam. Die Alliierten und
die Vertreibung, in: W. Benz (Hrsg.), Die Vertrei-
bung der Deutschen aus dem Osten, Frankfurt
1985, S. 49—69; J. Foschepoth, Potsdam und danach.
Die Westmichte, Adenauer und die Vertriebenen,
in: ebd, S. 70—91. Der Verf. des vorliegenden Bei-
trages arbeitet an einer Studie liber die britische
Fliichtlingspolitik; s. F. Wiesemann/U. Kleinert
(Anm. 5), S. 297—306.
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Bayern zu

sionellen, schichtspezifischen, dérflichen oder
stadtischen Milieus befindet sich noch in den
Anféngen®). In Ergdnzung der — meist auf-
grund des Quellenmaterials vorgegebenen —
administrativen Perspektive werden, wenn
auch sehr zoégerlich, individuelle und Grup-
penerfahrungen von Fliichtlingen unter An-
wendung moderner Methoden der Oral Hi-
story erhellt 19),

III. Rahmenbedingungen

Die EinfluBnahme der britischen und der
amerikanischen Militdrregierung ist beim ge-
genwartigen Stand der Forschung nur in den
Hauptlinien erkennbar. Obwohl die Briten
von allen Alliierten schon widhrend des Krie-
ges die intensivsten Vorplanungen fiir die
kiinftige Besatzungszeit betrieben hatten, lag
nach AbschluB der militarischen Besetzung
keinerlei Konzept fiir die Bewiltigung der
Fliichtlingsstrome vor. Ihre urspriingliche Ab-
sicht, die rdumlich entwurzelten Menschen-
massen umgehend in ihre Herkunitsorte zu-
riickzuschicken, war véllig undurchfiihrbar.
So operierte die britische Militdrregierung
ebenso wie die amerikanische im Grunde mit
Ad-hoc-MaBnahmen.

Der Zustrom der Neuankommenden wurde
zundchst in die ldndlichen Gegenden abge-
lenkt, wo sie besser als in den zerstorten ur-
banen Zentren untergebracht und verpflegt
werden konnten. In den Westzonen wurden
somit Schleswig-Holstein, Niedersachsen und
Hauptaufnahmeldndern. Die
Fliichtlinge wurden hier zundchst proviso-
risch in Lagern oder lagerdhnlichen Quartie-
ren untergebracht — fiir viele ein Zustand, in
dem sie sich bereits wahrend des Krieges be-
fanden und den sie hdufig noch fiir weitere
Jahre erdulden muBten. Das Lagerleben® war
in der Kriegs- und Nachkriegszeit eine weit-
verbreitete Daseinsform gewesen, deren so-
zialpsychologische Auswirkungen, zumindest
im Hinblick auf die Fliichtlinge, noch weithin
unbekannt sind. In den Lagern hielten sich
auch viele Kinder und Jugendliche auf, die

%) Z.B. das Forschungsprojekt von M. Roseman
LUniv. Birmingham) liber Neubergleute im Ruhrge-
iet.

') In Vorbereitung befinden sich Oral-History-Un-
tersuchungen von U. Lachauer (Mannheim) iiber
die Integration der Flichtlinge aus dem Memel-
land und von A. v. Plato (Fernuniv. Hagen) iiber
Fliichtlinge im Ruhrgebiet.
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Eltern und Verwandte verloren hatten oder
durch die Ereignisse von ihren Familien ge-
trennt worden waren. Ihnen galt die beson-
dere Aufmerksamkeit der Wohlfahrtsver-
bdnde und der Kirchen!).

Neben den grofien Auffang- und Durchgangs-
lagern gab es in den Kreisen und Stddten wei-
tere Lager und Massenunterkiinfte. Nach ei-
nem zwischen den Besatzungsbehdrden und
den deutschen Verwaltungen abgestimmten
Schliissel erfolgte je nach Aufnahmefdhigkeit
die Verteilung auf die einzelnen Stadt- und
Landkreise. Die Einweisung in den endgiilti-
gen Bestimmungsort konnte jedoch erst ge-
schehen, wenn die Zustimmung des zustédndi-
gen Arbeitsamtes und Wohnungsamtes vor-
lag. Beschlagnahmungen von privatem Wohn-
raum fiir die Fliichtlinge riefen hierbei erste
und zum Teil heftige Auseinandersetzungen
mit der ortsansdssigen Bevdlkerung hervor.
Auch wenn die Fliichtlinge das Gliick hatten,
Arbeit und Unterkunft zu bekommen, blieben
sie in der Regel weiterhin auf die soziale
Versorgung und Betreuung durch die Sozial-
dmter und die Einrichtungen der Wohlfahrts-
verbdnde angewiesen. Herausgerissen aus ih-
ren urspriinglichen Lebenszusammenhédngen,
wurden sie in vielfdltiger Weise Objekt be-
hérdlicher und verbandlicher Zuwendungen
und Bevormundungen.

Von den Einheimischen wurden die Fliicht-
linge in erster Linie als unliebsame Konkur-
renten im Kampf um Lebenschancen, um die
Verteilung des knappen Bestandes an Ar-
beitspldtzen, Wohnraum und Mitteln des tdg-
lichen Bedarfs empfunden. Zur rechtlichen
und wirtschaftlichen Schlechterstellung kam
die soziale Diskriminierung von seiten der
Einheimischen, an der die Behorden, da sie
tiblicherweise mit Einheimischen besetzt wa-
ren, mitunter krdftig mitwirkten. Um der oft
feindlich eingestellten Umwelt ein Gegenge-
wicht entgegenzusetzen, verstirkten die
Fliichtlinge ihre Bindungen an die Familie, an
rekonstruierte ,Heimatgemeinden" und Pfarr-
gemeinden.

Neben den desintegrativen Faktoren gab es
jedoch auch recht wirksame Integrationsmég-
lichkeiten, wie z.B. EheschlieBungen zwi-
schen Fliichtlingen und Einheimischen, gesel-
lige Vereine, kirchliche Organisationen, Par-

1) H. Rudolf, Evangelische Kirche und Vertriebene
1945—1972, Bd. 1, éottmgen 1984.
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teien, Schule, Arbeitsplatz. In den grofien
Stddten bestand im allgemeinen ein giinstige-
res Klima fiir die Eingliederung als in Dérfern
und Kleinstddten mit ihrer fester gefligten so-
zialen Struktur. -

Von Anfang an verfolgten die Alliierten ge-
geniiber den Fliichtlingen eine Politik der
nicht nur voriibergehenden Aufnahme, son-
dern der sofortigen und endgiiltigen Integra-
tion, die von den Deutschen selbst zu leisten
sei. Andererseits drohte sich aus dem Fliicht-
lingselend ein geféhrlicher gesellschaftspoli-
tischer Sprengsatz zu entwickeln. Die Alliier-
ten verboten jede separate Organisierung der
Fliichtlinge, um revanchistischen (auf Riicker-
oberung der verlorenen Gebiete ausgerichte-
te) Tendenzen den Boden zu entziehen,

Im Gegensatz zur sowjetischen Besatzungs-
macht lockerten zuerst die Briten, dann die
Amerikaner ab 1948 stillschweigend das Ko-
alitionsverbot fiir Fliichtlinge. Den Briten, die
gegeniliber der Sowjetunion als erste der
Westalliierten einen scharfen Kurs steuerten,
kamen die politischen Aktivititen, nament-
lich des Hauptausschusses der Ostvertriebe-
nen, nicht ungelegen — bildeten doch die
Forderungen nach Riickgewinnung der Ost-
gebiete im Zeichen des Kalten Krieges ein
Element der permanenten Verunsicherung
des Ostens. Dieser ideologische Aspekt in der
Auseinandersetzung zwischen den GroB-
mdachten dnderte freilich nichts an dem
Grundsatz von Amerikanern und Briten, den
ProzeB der De-facto-Integration der Fliicht-
linge voranzutreiben.

Die Fliichtlinge wurden auf die politische
Mitwirkung in den bestehenden Parteien ver-
wiesen, die sich ihnen in sehr unterschiedli-
cher Weise — meist im Vorfeld von Wahlen
— Offneten. Politische Radikalisierungser-
scheinungen bei den Fliichtlingen waren nur
tempordr oder regional eingegrenzt. Anson-
sten hatten fiir wenige Jahre an den Brenn-
punkten der Fliichtlingskonzentration Fliicht-
lingsparteien, die nach Griindung der Bundes-
republik zugelassen waren (z. B. der Block der
Heimatvertriebenen und Entrechteten/BHE),
oder auch Parteien mit ausgeprigter Anti-
Fliichtlingstendenz (wie z. B. die Niedersdch-
sische Landespartei oder die Bayernpartei)
groBeren Zulauf gefunden. Im iibrigen stand
politisches Engagement in jenen Jahren weit
zuriick hinter den Anstrengungen jedes ein-
zelnen, zundchst die elementaren Lebensbe-
diirfnisse zu befriedigen.
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IV. Fliichtlingspolitik in Nordrhein-Westfalen

Von der Fahigkeit der Wirtschaft, die Fliicht-
linge als Arbeitskréfte zu absorbieren, gingen
sicherlich die stdrksten Integrationsimpulse
aus. Diese wurden zuerst in Nordrhein-West-
falen wirksam, denn hier bestanden dafiir we-
sentlich glinstigere Voraussetzungen als in
den tbrigen Fliichtlingsaufnahmeldndern. Im
folgenden soll auf die Fliichtlingspolitik in
Nordrhein-Westfalen ndher eingegangen
werden, da diesem Land bei der Lésung des
Fliichtlingsproblems in Westdeutschland ge-
radezu eine Motorfunktion zufiel.

Bei Kriegsende wiesen die Wohnungen und
Produktionsstédtten in den industriellen Zen-
tren an Rhein und Ruhr einen héheren Zer-
stérungsgrad auf, als dies in anderen Regio-
nen der Fall war. Die Stddte waren weitge-
hend entvolkert. Soweit die Bevélkerung
nicht unmittelbar fiir die Kriegsproduktion
und fiir die Versorgung benétigt wurde, war
sie bereits ab 1942 in weniger bombengefdhr-
dete Gegenden evakuiert worden. Angesichts
der Zerstérungen war aber nach Kriegsende
an eine rasche Riickkehr der Evakuierten an
ihre urspriinglichen Wohnorte nicht zu den-
ken. Die britische Militdrregierung erklirte
im August 1945 die meisten Stadt- und Land-
kreise in den Provinzen Nordrhein und West-
falen zu ,restricted areas". Damit waren die
linksrheinischen Gebiete, die rheinischen
Stddte und das Ruhrgebiet fiir die Zu- und
Riickwanderung gesperrt, und der Fliicht-
lingszustrom konzentrierte sich auf die Rand-
gebiete, vornehmlich auf Ost-Westfalen.

Fiir die deutschen Behérden waren die
Fliichtlinge zundchst ausschlieBlich Objekt
sozialfiirsorgerischer Betreuung. Ein Zwang
zu weiterreichender Planung ergab sich dann
nach Bekanntwerden des Umsiedlungsbe-
schlusses des Alliierten Kontrollrats vom
20. November 1945. Nun zeichnete sich der
Umfang der kiinftigen Umsiedlung aus dem
Osten deutlicher ab. Die britische Zone sollte
eineinhalb Millionen Deutsche aus den pol-
nisch besetzten Gebieten aufnehmen. Mit
dem Unternehmen ,Schwalbe" gelangten auf
diese Weise bis November 1946 rund 700 000
Ausgewiesene nach Nordrhein-Westfalen.

Die Briten legten die Fliichtlingsverwaltung
vollstdndig in die Hdande der Deutschen, sie
selbst wollten lediglich kontrollierend beob-
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achten'?). Im Rahmen der Militdrregierung
ressortierten die flirsorgerischen Aspekte der
Fliichtlingsangelegenheiten bei der Public
Health Branch. Den Transport und die Durch-
gangslager liberwachte die Prisoners of War
and Displaced Persons Division. Auf briti-
scher Seite wuchs die Manpower Division bei
der Behandlung des Fliichtlingsproblems in
eine Schliisselposition hinein, denn sie legte
im Zusammenwirken mit den deutschen Be-
hérden die jeweils giiltige Verteilung der
Neuankommlinge auf die einzelnen Kreise
fest; sie reorganisierte und steuerte gleichzei-
tig auch den Arbeitsmarkt.

Zum Teil wurden die Fliichtlinge aus Nah-
rungsmittelimporten erndhrt, die wiederum
von GroBbritannien auf dem Weltmarkt in
Dollar gekauft werden muBten. Dies stellte
neben den laufenden Besatzungskosten eine
erhebliche Belastung fiir die britischen Finan-
zen dar. Um hier einen gewissen Ausgleich,zu
schaffen, waren die Briten auf Entnahmen aus
der Kohle- und Stahlproduktion ihrer Zone
angewiesen. Deshalb raumten sie der Wieder-
ankurbelung des rheinisch-westfdlischen In-
dustriepotentials hochste Prioritit im Rah-
men ihrer Deutschland- und Besatzungspoli-
tik ein. Hierflir notwendige Arbeitskrafte
wurden zundchst in Kriegsgefangenen- und
Flichtlingslagern rekrutiert. Im Sommer 1945
arbeitete die Militdrregierung einen Plan zur
weiteren Evakuierung von rund 80 000 nicht
unmittelbar fiir die Produktion bendtigten
Menschen aus dem inneren Ruhrgebiet nach
Ost-Westfalen aus. In die dadurch freiwer-
denden Wohnungen sollten zundchst Berg-
leute, die sich in Schleswig-Holstein in La-
gern befanden, mit ihren Familien einziehen.
Ihr Abtransport, der Arbeitseinsatz und die
gesamte Versorgung wurden von der North
German Coal Control in Essen organisiert. In
der Folgezeit wurden von den Besatzungsbe-
hérden in Zusammenarbeit mit den deut-
schen Verwaltungen und den Bergbauunter-
nehmungen zahlreiche ,Ruhr Miners Pro-
gramms" zur Anwerbung von Bergleuten oder
zur Umschulung als ,Neubergleute" durchge-
fihrt.

Die ersten ,Schwalbe"-Transporte trafen be-
reits im November 1945 ein. Sie kamen ge-
schlossen in den Durchgangslagern an und

%) F. Wiesemann/U. Kleinert (Anm. 5), S. 297 bis

306.
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wurden nach wenigen Tagen Aufenthalt von
dort unter dem Gesichtspunkt der errechne-
ten Unterbringungskapazititen in die Auf-
nahmekreise weitergeleitet. Eine Verteilung
nach beruflicher Qualifikation war zum dama-
ligen Zeitpunkt kaum moglich. Von den Polen
wurden viele arbeitsfihige deutsche Mdnner
zundchst noch von den Transporten ausge-
nommen, da sie dort fiir den wirtschaftlichen
Wiederaufbau dringend gebraucht wurden.
AuBerdem war diese Personengruppe ohne-
hin zum groBten Teil entweder zur Wehr-
macht eingezogen oder von den deutschen
Behdrden beim Zuriickweichen der Front
frithzeitig evakuiert worden. So ist es zu er-
kldren, daB der Anteil der Arbeitsunfdhigen
bei den ,Schwalbe"-Transporten sehr hoch lag,
wodurch die soziale Belastung in den Fliicht-
lingsaufnahmegebieten noch zusétzlich an-
stieg. Im Juli 1946, als die Zahl der ,Schwal-
be'-Aussiedler in der britischen Zone bereits
die Zahl von einer Million iiberschritten hat-
te, sah der britische Deutschlandminister
Hynd einzig in der Wiederbelebung der Indu-
strie in groBem MaBstab und in verbesserter
Nahrungsmittelversorgung Losungsmoglich-
keiten des Fliichtlingsproblems !3).

Da den Flichtlingen jede politische Organi-
sierung verboten worden war, griindeten sie
zundchst Selbsthilfevereinigungen auf lokaler
Ebene. Aber auch diese wurden von der Mili-
tarregierung und von den deutschen Behor-
den groBtenteils verboten, teils wurden sie
einfach ignoriert, d. h,, sie erhielten von dort
keine Férderung. Ab 1947 wurden zahlreiche
tiberdrtliche Interessengemeinschaften aktiv.
Soweit sie berufsstdndisch orientiert waren,
tolerierten und kontrollierten die Briten ihre
Tatigkeit. -

MiBtrauisch von der Militérregierung wie von
den deutchen Behorden und den Parteien be-
obachtet, entfaltete der aus Schlesien stam-
mende Geistliche Rat Georg Goebel im ost-
westfdlisch-lippischen Raum — einer Region
mit hoher Fliichtlingsdichte — eine duBerst
rege Verbandstatigkeit. Unter seiner Fiihrung
konstituierte sich im Juni 1947 in Miinster
ein ,HauptausschuB der Ostvertriebenen’, in
dem sich 24 berufsstindische, landsmann-
schaftliche und soziale Vereinigungen zusam-
menfanden. Der HauptausschuB erhob den
Anspruch, Vorldaufer eines Reprdsentativor-

13) Memorandum ,The Problems of the German Re-
fugee Populations in the British Zone", 26. 7. 1946,
Public Record Office/London (PRO) FO 371/55617/
C9507.
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gans der Ostvertriebenen zu sein. Goebel ver-
suchte, liber von ihm gesteuerte Orts- und
Kreisverbande dem HauptausschuBl den Cha-
rakter einer populistischen Bewegung —
fernab von innerverbandlicher Demokratie —
zu verleihen.

Als in der amerikanischen und britischen
Zone das ,Koalitionsverbot" trotz heftiger Pro-
teste aus Polen und der Tschechoslowakei
nicht mehr streng gehandhabt wurde, griin-
dete Goebel zusammen mit dem ehemaligen
Oberprdsidenten von Oberschlesien und spa-
teren Bundesvertriebenenminister, Hans Lu-
kaschek, einen ,Gesamtverband der Ostver-
triebenen’, fiir den Lukaschek im Januar 1949
die Genehmigung der Briten auf Zonenebene
erhalten hatte. Immer bestrebt, den politi-
schen EinfluB von Vertriebenenverbinden
moglichst gering zu halten, brachte das nord-
rhein-westfdlische Sozialministerium den von
ihm abhédngigen Landesfliichtlingsbeirat dazu,
die Initiative zur Griindung des ,Landesver-
bands der Ostvertriebenen" (spiter ,Landes-
verband vertriebener Deutscher") zu iiberneh-
men und dort wichtige Positionen zu beset-
zen. Damit war Goebels politischen Ambitio-
nen im Landesverband weitgehend der Boden
entzogen. Seine Nachfolge als Vorsitzender
des Landesverbands trat 1950 der Steuerjurist
und Fachmann fiir Lastenausgleichsfragen,
Bernhard Geisler, an. Unter Geislers Fiihrung
steuerte der Landesverband einen deutlich
gemaBigten Kurs. Bis 1951 konnte der Landes-
verband rund 21 Prozent der Ostvertriebenen
als Mitglieder gewinnen. Das bedeutet, umge-
rechnet auf Familienmitglieder, daB er die In-
teressen von mehr als der Hilfte der Ostver-
triebenen im Lande vertrat. Zehn Jahre spéter
hatte sich der Mitgliederbestand jedoch hal-
biert — wohl ein Indiz dafiir, welch tiefgrei-
fende Wirkungen von der Lastenausgleichs-
regelung auf die Verbandsarbeit und auch auf
die Integrationswilligkeit der Betroffenen
ausgegangen waren !4, Die Stimmenanteile
des BHE lagen bei Wahlen in Nordrhein-
Westfalen stets weit unter dem Bundesdurch-
schnitt.

Zum Teil schon seit 1945 existierten in der
britischen Zone von der Militdrregierung an-
geordnete Fliichtlingsausschiisse. In Nord-
rhein-Westfalen wurden diese mehr oder we-
niger zufillig zusammengesetzten Gremien
im Jahr 1947 nach einem einheitlichen Ver-

14) J.-D. Steinert, Vertriebenenverbinde -in Nord-

rhein-Westfalen 1945—1954, Phil. Diss., Diisseldorf
1985.
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fahren gewdhlt und in Beirdte umbenannt. Als
Kontrollorgane der Fliichtlingsdmter auf den
Ebenen der Regierungsbezirke, der Kreise,
Stadte und Gemeinden bestanden ein Land-
tagsfliichtlingsausschuB sowie Kontrollaus-
schiisse bei den Kreistagen und Stéddten.
Ferner erhielten berufsstindische Vertretun-
gen einen halboffiziellen Status. Die bedeu-
tendsten waren der Verband der Heimatver-
triebenen Wirtschaft, in dem sich selbstin-
dige Unternehmer zusammenschlossen, und
der Verband der Ostvertriebenen Landwirte.
Durch die vielfdltige Einbindung von Fliicht-
lingsvertretern in die Tatigkeit der Verwal-
tungen sollte, dies war die Absicht von staatli-
cher Seite, ein Interessenausgleich unter
staatlicher bzw. kommunaler Kontrolle her-
beigefiihrt werden. Separatorganisationen mit
-politischem Anspruch muften aus dieser
Sicht als Stérfaktor empfunden werden. Das
Sozialministerium stiitzte sich auf die Beirite
bei den verschiedenen Verwaltungsebenen
und stérkte ihre Position gegeniiber den Ver-
bénden. Dies konnte um so leichter gesche-
hen, als die Rivalitdt zwischen dem Landes-
verband der Ostvertriebenen und den Lands-
mannschaften die Durchsetzungsfdhigkeit
voen Fliichtlingsinteressen in diesen Organisa-
tionen in vielen Bereichen blockierte.

In Nordrhein-Westfalen wurde kein eigenes
Ministerium, Staatssekretariat oder Staats-
kommissariat, keine staatliche Sonderbe-
hérde fiir Fliichtlingsfragen, wie sie in ande-
ren Lindern bestanden, errichtet. Es gab le-
diglich ein Landesfliichtlingsamt im Sozialmi-
nisterium unter Leitung eines Ministerialrats
und entsprechende Referate im Arbeits- und
Wiederaufbauministerium.

Die Linder Niedersachsen und Schleswig-
Holstein wirkten aufgrund ihrer geographi-
schen Lage gegeniiber Nordrhein-Westfalen
im Hinblick auf die Fliichtlingsbewegung als
eine Art Auffangbecken und Pufferzone. Dort
wurden die ersten Sammellager errichtet. In
den Landerverhandlungen um eine ausgewo-
gene Verteilung der Fliichtlingsstrome kehrte
Nordrhein-Westfalen immer wieder und
letztlich mit Erfolg den Vorrang des Aufbaus
seiner Industrie als Herzstlick der deutschen
Wirtschaft hervor. Auch Bayern, das auf eine
rasche Riickfiihrung der Evakuierten drdngte,
muBte sich diesem Argument beugen.

Wihrend Nordrhein-Westfalen permanent
seine ihm auferlegten Aufnahmequoten nicht
erfiillte und sich — auch gegeniiber der Mili-
tarregierung — auf die Taktik des Hinhaltens
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verlegte, verhandelten gleichzeitig Beamte
des Sozialministeriums in den anderen L&n-
dern, vornehmlich in Schleswig-Holstein,
iber die sofortige und unbiirokratische Uber-
nahme von Spezialarbeitskraften — nach der
Devise, zundchst die infrastrukturellen Vor-
aussetzungen zu schaffen und dann erst das
wozialgepack" nachzuholen.

Im eigenen Interesse unterstiitzte die briti-
sche Militdrregierung die fast ausschlieBlich
am Arbeitsmarkt und am Wiederaufbau
orientierte  Flichtlingspolitik Nordrhein-
Westfalens. Die Zustimmung fand allerdings
ihre Grenze in der sozialen Verantwortung
der Briten fiir die gesamte Zone. Die katastro-
phalen Zustdnde in den Gegenden mit hoher
Fliichtlingskonzentration gefdhrdeten die 6f-
fentliche Sicherheit, es drohte der Ausbruch
von Seuchen. Nach dem Scheitern der Londo-
ner AuBlenministerkonferenz vom November
1947, wo Grofbritannien und die USA die
Weichen der Deutschlandpolitik in Richtung
auf die Griindung eines Weststaates stellten,
rechnete die britische Militdrregierung mit
einem Massenexodus aus der sowjetisch be-
setzten Zone. Um einem dann drohenden Zu-
sammenbruch der deutschen Fliichtlingsver-
waltung vorzubeugen, entwickelte die Mili-
tarregierung zur Entlastung der Notstandsge-
biete einen Plan (,Operation Caravan') zur
Umverteilung der Fliichtlinge in der briti-
schen Zone und ‘sogar zur direkten Uber-
nahme der Fliichtlingsverwaltung durch die
Briten, falls dies notwendig werden sollte. Vor
den Deutschen wurde diese ultima ratio der
britischen Uberlegungen zundchst streng ge-
heim gehalten, denn nur allzu gerne, so arg-
wohnten die Offiziere der Manpower Divi-
sion, hdtten sich die deutschen Behdrden der
Verantwortung fiir die Bewdltigung des
Fliichtlingselends entledigt. ,Operation Cara-
van" sah unter anderem die Unterbringung
von 137 000 Fliichtlingen aus Schleswig-Hol-
stein in Nordrhein-Westfalen vor. AuBerdem
sollten hierher sdmtliche aus der sowjetisch
besetzten Zone kommenden Personen direkt
weitergeleitet werden, die die Grenze in
Schleswig-Holstein tiberschritten hatten.

Zusitzlich zu diesen Verpflichtungen sah sich
Nordrhein-Westfalen einem stindig wach-
senden Zustrom ,illegaler" Zuwanderer ausge-
setzt, die hauptsdchlich aus der sowjetischen
Besatzungszone ins Land kamen. Thr Zuzug
war fiir die Behorden d@uBerst schwer zu kon-
trollieren, auBerdem stellte er jede konkrete
Planung in Frage. Teils suchten diese Men-
schen auf eigene Faust — meist in den gréBe-
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ren Stadten — Unterkunft und Verpflegung,
teils meldeten sie sich in den bereits tiberfiill-
ten Lagern.

Diese ,illegalen" Zuwanderer wurden vom
nordrhein-westfdlischen Sozialministerium in
zwei Kategorien eingeteilt: in jene, die auf-
grund korperlicher Eignung, beruflicher Qua-
lifikation und Arbeitswilligkeit umgehend in
das Wirtschaftsleben eingegliedert werden
konnten. An diesem Personenkreis zeigte das
Land stdrkstes Interesse, denn der Bedarf an
Arbeitskraften war ,riesengroff”!). Ihm stand
die ,asoziale Einwanderung" gegeniiber. In
diese Kategorie fiel gemaB der Definition des
Sozialministeriums (neben Korperbehinder-
ten, Kriegsbeschddigten und Kranken) vor al-
lem die groBe Gruppe der ,angeblichen"
Fliichtlinge, ,die an sich schon mit unreellen
Absichten hierherkommen. Den ersten Ein-
druck, den man von ihnen hat, wenn man sie
herumstehen sieht in den Légern, ist der, daB
es sich um den Typ jener Schwarzhdndler
handelt, die man in den GroBstddten findet...
Wir miissen nach Moglichkeit versuchen,
diese Leute in Liagern zusammenzufassen. Es
muB allerdings noch erreicht werden, ... daB
diese Lager mit Polizeibefugnissen ausgestat-

tet (werden) bzw. sich unter Aufsicht der Poli-.

zei befinden, damit das unerlaubte Entfernen,
wie es in unseren bisherigen Lagern stdndig
der Fall ist, unterbunden wird ... Ein groBler
Teil dieser jungen Leute im Alter von 18 bis
28 Jahren ist zweifellos durch die Anwen-
dung geeigneter Erziehungsmittel und durch
die Vermittlung einer angemessenen Arbeit
wieder zu erziehen und wieder zu ordentli-
chen Menschen zu machen”,

Unter dem Gesichtspunkt der Verhinderung
unerwiinschter, d. h. im Arbeitseinsatz nicht
~verwertbarer’ Zuwanderung gab der zustdn-
dige Referent des Sozialministeriums im
FliichtlingsausschuB des Landtags folgende
Empfehlung: ,Solange die britische Zone
nicht wirksamer von der Ostzone abgeriegelt
ist als zur Zeit, besteht die Moglichkeit, die
Grenze hin und her zu iberschreiten. Es
miiBite ein verstirkter Einsatz von Polizei und
wahrscheinlich auch eine Absperrung von un-
iibersichtlichen Strecken erfolgen, damit wir
einen kontrollierten Ubergang an der russi-
schen Zonengrenze bekommen. Das ist an
und fiir sich aus anderen Griinden bedauer-
lich. Wir wollen alles tun, um diese unselige

15) Im folgenden nach dem Protokoll der 1. Sitzung
des Landtagsfliichtlingsausschusses vom 16. 7. 1947,
Landtagsarchiv, Diisseldorf.
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Zonenaufteilung zu beenden, aber solange wir
aus der russischen Zone einseitig derartige
asoziale Elemente heriliberbekommen, ist es
eine Frage der Selbsthilfe, wie wir uns von
diesen Elementen freimachen.”

Sicher tiberspitzt, aber im Kern doch zutref-
fend, charakterisierte ein Besatzungsoffizier
der Manpower Division die Landesfliicht-
lingspolitik mit der Bemerkung, das Land
habe im Grunde nur ein Interesse an Bergleu-
ten, Stahlarbeitern und Polizisten 6). Den Vor-
schlag einer strikten Abriegelung der Zonen-
grenze verwarf die Militarregierung erst nach
langerer Diskussion, nachdem klar geworden
war, daB London — nicht zuletzt unter dem
Druck der o6ffentlichen Meinung in England
— an der bisherigen Politik des ,open door"
festhalten wollte, im Gegensatz zu den Ame-
rikanern, die tatsdchlich im Jahr 1947 die
Grenze voriibergehend schlossen.

An der massenweisen ,llegalen" Zuwande-
rung drohte das nordrhein-westfdlische Kon-
zept einer in den wirtschaftlichen Wiederauf-
bau integrierten Fliichtlingspolitik zu schei-
tern. Uberdies wurde hierbei die mangelnde
Durchsetzungsfihigkeit der Landesregierung
deutlich. Die Minister fiir Arbeit und Wieder-
aufbau gehorten der KPD an, Sozialminister
Amelunxen war Mitglied der Zentrumspartei.
Eine Kooperation zwischen den Ministerien
fand kaum statt. Der SPD angehorende Regie-
rungsprasidenten weigerten sich, Anordnun-
gen der von Karl Arnold (CDU) gefiihrten
Landesregierung durchzufiihren. Auch CDU-
Politiker scheuten sich, insbesondere vor
Wahlen, im Lande unpopuldre MaBnahmen
zur Linderung der Fliichtlingsnot gegeniiber
den Einheimischen durchzusetzen.

Die von Kommunal- und Kreisbehérden bis
hinauf zur Ebene der Regierungspolitik hédu-
fig praktizierte Verweigerung oder gar Ob-
struktion veranlaBte die Militarregierung,
ihre Kontrollfunktion stdrker als bisher wahr-
zunehmen. Im Sommer 1948 drohte der Mili-
tirgouverneur von Nordrhein-Westfalen Mi-
nisterprdasident Arnold mit Amtsenthebung
wegen Mangels an Autoritdt. Unter Aufsicht
des leitenden Offiziers der Manpower Divi-
sion wurde die Fliichtlingspolitik der drei zu-
stindigen Fachministerien koordiniert !”), und
die Militirbehérden in den Kreisen wurden
ofter als bisher bei der Losung der Probleme
vor Ort eingeschaltet.

') Vorlage vom 27.9. 1948, PRO FO 1013/774.

!7) Protokolle 1948/49, PRO FO 1013/1709 und
1711.
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- Nach der Wahrungsreform muBten die
 Flichtlinge auf dem Arbeitsmarkt groBere
. Riickschldge hinnehmen, weil nunmehr hiu-
fig ein Austausch von Arbeitspldtzen zngun-
sten der zurlickkehrenden Einheimischen

- (Evakuierte und Kriegsgefangene) stattfand -

und weil zahlreiche Schein-Arbeitsverhalt-
nisse gelost wurden., Als Ersatz fiir fehlende
einheimische Arbeitnehmer waren die
Fliichtlinge aber zur Wiederaufrahme und
zum Ausbau der Friedensproduktion unent-
behrlich geworden.

Staatliche Umsiedlung, Wohnungsbauférde-
rung und Arbeitskraftelenkung waren nach
der Wiahrungsreform trotz des Postulats der
Marktwirtschaft planerische Elemente der
Landespolitik zur Eingliederung der Fliicht-
linge!8). Der Militirgouverneur fiir Nord-
rhein-Westfalen bekraftigte im Sommer 1949
die Integrationsstrategie der Regierung Ar-
nold, als er nach Berlin schrieb: Ich glaube, es
wdre moglich, die Landesregierung dazu zu
tiberreden, groBe und weitreichende Pldne
zur Aufnahme von Fliichtlingen als Arbeits-
krdfte anzunehmen, unter der Voraussetzung,
daB sie die Moglichkeit erhdlt, die Flicht-
lingsbewegung mit der Beschiftigungslage zu

Mit Griindung der Bundesrepublik schieden
die Besatzungsmdchte aus der Verantwortung
fiir die Fliuchtlinge aus. Die wesentlichen
Kompetenzen in der Fliichtlingsgesetzgebung
gingen nun von den Ldndern auf den Bund
Uber, dessen intensive sozialpolitische Aus-
richtung, insbesondere in den fiinfziger Jah-
ren, zur Entscharfung des gesellschaftspoliti-
schen Konfliktpotentials und zur Férderung
des Integrationsprozesses beitrug. Der ,La-
stenausgleich” fiihrte weder zu einer Ande-
rung der Sozialstruktur, noch tangierte er
grundsatzlich die bestehenden Vermogens-
verhdltnisse; dennoch erleichterte er nicht
unbetrdchtlich die individuelle Eingliede-
rung.

Sobald der wirtschaftliche Wiederaufbau in
Gang gekommen war, 16ste er wiederum ver-
stairkende Integrationsimpulse aus. Aller-
dings geschah dies auf seiten der Fliichtlinge
unter groBen sozialen Opfern. Die Integration
vollzog sich bis in die sechziger Jahre hinein

1%) F. Wiesemann/U. Kleinert (Anm. 5), S. 306 {f.
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verbinden. Wenn dieser ProzeB verstarkt und
weiter entwickelt wird, dann konnte dies,
meiner Ansicht nach, wahrscheinlich die Lé-
sung des Flichtlingsproblems in Deutschland
sein."!9)

Kurz vor AbschluB des Besatzungsstatuts
legte der Militargouverneur fiir die britische
Zone in einem ldngeren, fiir das Foreign Of-
fice in London bestimmten Memorandum
grundsatzliche Gedanken zum Fliichtlings-
problem vor. Er ging davon aus, daB dieses
Problem in den ndchsten zwanzig Jahren
noch die britische Politik beschédftigen wiirde.
In seinen Augen konnte nur ein politisch und
wirtschaftlich stabiles Westdeutschland, das
dafiir Lésungen gefunden hatte, die ihm zuge-
dachte zentrale Rolle beim Wiederaufbau
Westeuropas und bei der Auseinanderset-
zung mit dem Kommunismus spielen %),

Trotz zu Anfang erheblicher sozialer Bela-
stungen stellten die Fliichtlinge fiir die Wirt-
schaft des Landes Nordrhein-Westfalen ein
auBerordentlich positives Entwicklungsmo-
ment dar. Zugleich entfaltete der Arbeitsplatz
seine Kraft als wirkungsmadchtigste Integra-
tions-,Agentur".

V. Ergebnisse und Wirkungen

offenbar als ein ,UnterschichtungsprozeB", wie
er kennzeichnend auch fiir herkémmliche
Massenmigrationsphdnomene ist: Der Ein-
stieg ins Erwerbsleben erfolgte fiir die Fliicht-
linge — und hier vor allem fiir die dlteren
Jahrgdnge, fiir die ehemals Selbstindigen in
Handel und Gewerbe und in der Landwirt-
schaft — mit gegeniiber den Einheimischen
zundchst deutlich verminderten Erwerbs-
chancen?!).

Neben den Antriebskraften des wirtschaftli-
chen Wiederaufbaus sowie den staatlichen
und kommunalen Hilfs- und Unterstiitzungs-
maBnahmen hat die Eigeninitiative (u.a.
Griindung von Selbsthilfeorganisationen,
Fliichtlingsansiedlungen und -betrieben) die
Eingliederung betrdchtlich erleichtert.

%) 8.6. 1949, PRO FO 1013/368 (engl. Text).

") Memorandum ,The Refugees an the Demogra-
phic Problem presented by Western Germany",
26. 2. 1949, PRO FO 1013/368.

*l) P. Littinger, Die Entwicklung der Erwerbs-
chancen von Vertriebenen und Fliichtlingen
1939—1971, Soz.wiss. Dipl.Arbeit, Univ. Mannheim
1984.
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Der konkrete Vorgang der Eingliederung
deckt eine breite Skala von Verhaltensweisen
und Einstellungen der Fliichtlinge wie der
Einheimischen ab. Die wechselseitigen Pro-
zesse des Zusammentreffens verschiedener
Bevolkerungsgruppen konnten graduell abge-
stufte Ergebnisse hervorbringen: vom vélli-
gen Aufgehen und Verschmelzen der Fliicht-
linge in der umgebenden Gesellschaft bis hin
zur zeitweiligen oder vereinzelt sogar andau-
ernden sozialen Ausgrenzung. In der Regel
formten die Fliichtlinge die Gesellschaft, die
sie vorfanden, ebenso um, wie diese von ihr
gepragt wurde.

In den Ergebnissen der neueren historischen
Forschung wird diese Doppelfunktion der
Fliichtlingseingliederung fiir die Entwicklung
der deutschen Nachkriegsgesellschaft hervor-
gehoben. Einerseits verstdarkten die Fliicht-
linge aufgrund ihrer Orientierung an traditio-
nellen Werten und Verhaltensmustern (Ver-
such der Rekonstruktion des Status quo ante)
das restaurative Element. Die Negativerfah-
rungen von Flucht, Vertreibung, Aussiedlung,
Abwanderung formten tiefgreifend ihre ei-
gene Einstellung gegeniiber kommunisti-
schen Herrschaftspraktiken und sozialisti-
schen Gesellschaftsentwiirfen ebenso wie
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auch die des GroBteils der iibrigen Bevolke-
rung. Auf der anderen Seite war das Verhal-
ten der Fliichtlinge stdarker als das der Einhei-
mischen durch eine auBerordentlich hohe be-
rufliche und rdaumliche Mobilitit bestimmt,
durch Wettbewerbsdenken, groBe Leistungs-
und Anpassungsbereitschaft.

Im Zusammentreffen der Fliichtlinge und an-
derer, ebenfalls neu hinzukommender Bevol-
kerungsgruppen mit den Einheimischen wur-
den nicht zuletzt iliberkommene konfessio-
nelle Milieus und Siedlungsstrukturen aufge-
lockert. In geradezu idealtypischer Weise
scheint sich in dem gelungenen ProzeB der
Fliichtlingsintegration eine gesamtgesell-
schaftliche Entwicklung widerzuspiegeln, die
als ,Modernisierungsschub unter konservati-
ven Vorzeichen"??) charakterisiert worden ist.
Insgesamt 1dBt sich feststellen, daB es weniger
eine Integration von Flichtlingen und Ver-
triebenen in die Bundesrepublik gegeben hat,
sondern daB eher umgekehrt die Bundesrepu-
blik im Grunde selber erst das Ergebnis die-
ses erfolgreichen Integrationsprozesses ist.

22) P. Waldmann, Die Eingliederung der ostdeut-
schen Vertriebenen in die westdeutsche Gesell-
schaft, in: Vorgeschichte der Bundesrepublik, hrsg.
von J. Becker u. a, Miinchen 1979, S. 188.
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Hans Raupach: Der Zusammenbruch des deutschel; Ostens
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/85, S. 3—14

Die GroBe und Bedeutung der deutschen EinbuBen an Land und Volk in Mittel-Osteuropa
nach der totalen Niederlage des Dritten Reiches sind vom Geschichtsverstindnis kaum zu
erfassen. Eine nur zeitgeschichtliche Betrachtung vermag die ganze geschichtliche Di-
mension des Geschehenen nicht zu begreifen, denn diese reicht in die Antriebskrifte und
Ergebnisse der deutschen Ostbewegung seit dem Mittelalter zuriick, die neuen Volksbo-
den, neue Stimme und eine verdnderte Kulturlandschaft jenseits der Sudeten und Karpa-
ten geschaffen hat.

Der soziale und nationalbewuBte Aufstieg der zehn benachbarten kleineren Vélker im
19. Jahrhundert, die damit einhergehende Schmilerung der deutschen Position, mehr
noch aber die schon lange wahrende, nach den Grenzziehungen von 1919/20 und in der
Weltwirtschaftskrise verschirfte Notlage der deutschen Ostprovinzen bedrohten die Exi-
stenzfdhigkeit des Reiches und/oder einzelner deutscher Volksgruppen. Der in den natio-
nalen Gegensitzen der Habsburger Monarchie aufgewachsene Hitler biindelte in seiner
Parteiideologie die Wahnidee neuen Lebensraumes im Osten, die Zerstérung der deutsch-
jidischen Symbiose sowie die Unterdriickung slawischer Vélker und fiihrte im RuBland-
feldzug das Reich in die kriegsentscheidende Niederlage.

Die nachdrédngende Sowjetmacht unterstiitzte die Vertreibung der Deutschen und errich-
tete in Ost-Mitteleuropa die seit der Zeit des Panslavismus erstrebte russische Hegemo-
nie. Die Welt hat sich mit diesen Tatsachen abgefunden. Das Selbstverstindnis der Deut-
schen steht davor, mit ihnen ins reine zu kommen. '

Josef Henke: Flucht und Vertreibung der Deutschen aus ihrer Heimat im
Osten und Siidosten 1944—1947

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/85, S. 15—34

Auch vierzig Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist die Darstellung von
Flucht und Vertreibung der Deutschen aus ihrer Heimat keineswegs nur eine historisch-
wissenschaftliche Aufgabe, sondern auch mit politischen und moralischen Kategorien zu
behandeln. Daran dndert auch die besondere historische Quellenbasis nichts, die im
wesentlichen aus umfangreichen Sammlungen von Erlebnisberichten und anderen Auf-
zeichnungen der Betroffenen besteht. Die Verpflichtung zur objektiven Darstellung von
Flucht und Vertreibung kann keinesfalls mit apologetischen Tendenzen hinsichtlich der
NS-Verbrechen in Zusammenhang gebracht werden. Auschwitz und Nemmersdorf haben
dieselbe historische Wurzel.

Die Potsdamer Konferenz vom Sommer 1945 bestitigte und ermdéglichte die in fritheren
Kriegskonferenzen als Randproblem im Zusammenhang mit der politischen Nachkriegs-
ordnung bereits im Grundsatz beschlossene Vertreibung der Deutschen aus ihrer Heimat
und miBbrauchte zudem den Tatbestand der Flucht von Millionen als pseudomoralische
Rechtfertigung fiir den ,Bevélkerungstransfer”,

Die Ereignisse im &stlichen Teil OstpreuBens im Herbst 1944 machten erstmalig jenen
grausigen Charakter des Flucht- und Vertreibungsgeschehens bekannt, der die Gesamt-
heit von Tausenden von Erlebnisberichten und Zeugenaussagen in erschreckender Uber-
einstimmung prigte. Sie wiederholten sich nach der sowjetischen GroBoffensive vom
Januar 1945 in vielfdltiger Weise. Die Not der Fliichtlinge, die MiBhandlungen der auf
dem Treck iiberrollten oder der in der Heimat Verbliebenen, die leidvollen Schicksale der
schlieBlich endgiiltig aus ihrer Heimat im Osten und Siidosten Vertriebenen — sie stellen
bitteres Unrecht dar und fiihrten zum Abbruch jahrhundertealter politischer und kulturel-
ler Traditionen. Im Zusammenhang mit den vorausgegangenen Verbrechen des NS-Regi-
mes ist dieser Vorgang als eine standige historische wie moralische Mahnung zu begrei-
fen, um eine Zukunft ohne Terror, Verbrechen und gewaltsame Vertreibung zu sichern.
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Falk Wiesemann: Flﬁcliﬂlngspohuk und Fliichtlingsintegration in West-
deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/85, S. 35—44

Die Wiirdigung der Fliichtlingsintegration als eine bewundernswerte gesellschaftliche
und sozialpolitische Leistung gehdrt heute zum festen Bestand bundesrepublikanischer
Selbsteinschédtzung. Die gelungene Bewdltigung des Fliichtlingsproblems hat jedoch ge-
meinhin die Tatsache verdeckt, daB die Neuankommenden fiir ihre Einfligung in die neue
Gesellschaft groBe soziale Opfer erbrachten, Erst seit einigen Jahren widmet sich die
historische Forschung intensiver den konkreten Vorgdngen von Flucht, Vertreibung und
Integration.

Vom Anfang bis zum Ende der Besatzungszeit verfolgten die Alliierten gegeniiber den
Fliichtlingen und den Fliichtlingsverwaltungen eine Politik der nicht nur voriibergehen-
den Aufnahme, sondern der sofortigen und endgiiltigen Integration, die zu leisten Auf-
gabe der Deutschen selbst sei. Angesichts des Fehlens einer deutschen Zentralgewalt
waren die Besatzungsregierungen darauf bedacht, daB die Fliichtlinge nicht im Wider-
streit regionaler Egoismen allein gelassen wurden.

Zunichst vermehrten die Fliichtlinge die allgemeine soziale Not, vor allem in den Haupt-
aufnahmeldndern (Bayern, Schleswig-Holstein, Niedersachsen), sie waren in vielfdltiger
Weise Objekte behérdlicher und sozialfiirsorgerischer Zuwendungen und Bevormundun-
gen. Doch sehr rasch bildeten sie ein unentbehrliches Arbeitskréftereservoir. Von der
erfolgreichen Eingliederung der Fliichtlinge in den ArbeitsprozeB gingen die stdrksten
Integrationsimpulse aus.

Anhand der Fliichtlingspolitik in Nordrhein-Westfalen werden in dem Beitrag Hemm-
nisse und Antriebskrifte der Integration in den Jahren vor der Griindung der Bundesre-
publik skizziert.



	Der Zusammenbruch des deutschen Ostens
	Flucht und Vertreibung der Deutschen aus ihrer Heimat im Osten und Südosten 1944-1947
	I. Historiographische Bedingtheiten 
	II. Diplomatisches Vorspiel und politische Wirklichkeit 
	III. Die Flucht 
	IV. Die Vertreibung 
	V. Bedeutung einer Bilanz 

	Flüchtlingspolitik und Flüchtlingsintegration in Westdeutschland
	I. Einführung 
	II. Zum Forschungsstand 
	III. Rahmenbedingungen 
	IV. Flüchtlingspolitik in Nordrhein-Westfalen 
	V. Ergebnisse und Wirkungen 


